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· Kirchenordnung (Verfassung), 
Gemeinden und höhere Verbände, 

kirchliches Mitgliedschaftsrecht, Patronatsrecht 

•. 1. 

Presbyterium, Auflösung 

1. Die Bestätigung eines Beschlusses des Kreissynodai­
ausschusses über die Auflösung eines Presbyteriums durch 
die Kirchenleitung ist für dessen Rechtswirksamkeit eifor­
derlich. Sie stellt eine anfechtbare Aufsichtsmaßnahme auch 
gegenüber der durch das Presbyterium geleiteten Kirchen­
gemeinde dar. 

2. Die Bestätigung des Auflösungsbeschlusses bedaif der 
Begründung, damit das kirchliche Verwaltungs- und Auf­
sichtshandeln nicht nur im Ergebnis, sondern auch bzgl. 
Sinn, Zweck und Ausmaß erkennbar ist. 

3. Ein Presbyterium ist dann i. S. v. Art. 134 KO arbeits­
unfähig, wenn dauernd die Beschlußfassung nicht im gegen­
seitigen Vertrauen und unter gegenseitiger Achtung und Re­
spektierung insachbezogener Atmosphäre eifolgt. 

4. Die Bestätigung eines Auflösungsbeschlusses i. S. v. 
Art. 134 KO der Ev. Kirche im Rheinland ist ermessensfeh­
lerhaft, wenn sie kurz vor einer Presbyteriumsneuwahl er­
folgt, im übrigen auch dann, wenn sie Öhne eingehende Be­
ratung der Kirchenleitung im Umlaufveifahren vorgenom­
men wird (Leitsätze der. Redaktion). 

Art. 83 I, 88 I, 104 I, 105, 106, 115 I und IV; 118 I, 119 I, 120, 134, 
137 II, 192 III, 193 KO derEv. Kirche im Rheinland; § 2 I des KG 
zur Durchführung der ev. Militärseelsorge im Gebiet der Ev. Kir­
che im Rheinland vom 18.1.1963 (KABI. S. 77); §§ 2 I, 10 III, 31 
VerwaltungskammerG- VwKG- vom 16.1.1976 (KABI. S. 23), 
geänd. durch KGvom 10.1.1986 (KABI. S. 11); § 39 VwVfG-NW. 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil 
vom 16.11.1992- VK 3/1992-

Antragsteller (Ast.) ist das Presbyterium der Kirchenge­
meinde X. In ihm gab es seit Jahren erhebliche Spannungen, 
insbesondere auch im Verhältnis der Mehrheit zu Pfarrer A. 
In der Presbyteriumssitzung vom ... 1991, in der der Vorsitz 
neu zu wählen war, war keiner der Pfarrer und Nichttheolo­
gen zur Kandidatur bereit bzw. die Mehrheit lehnte Pfarrer 
A als Vorsitzenden ab. Daraufhin wurde Militärpfarrer B, 
der zu bedenken gab, daß dies seitens der Ev. Kirche im 
Rheinland nicht gewollt sei, zum Vorsitzenden gewählt. Die 
Spannungen hielten in der Folgezeit an. 

Infolgedessen beschloß der Kreissynodalvorstand am ... 
1992 u. a. di~ Feststellung der Arbeitsunfähigkeit des Ast., 
die Einsetzung eines Bevollmächtigtenausschusses und die 
Verschiebung der kurz bevorstehenden PresbyterwahL 
Noch am selben Tage bestätigte die Kirchenleitung (An­
tragsgegnerin - Ag. -) im Umlaufverfahren diesen ·Be­
schluß. Ebenfalls mit Datum dieses Tages teilte der Ev. Kir­
chenkreis Y dem Ast. ohne Begründung schriftlich mit, der 
Kreissynodalvorstand habe die Auflösung des Presbyteri­
ums beschlossen und die Kirchenleitung habe dies bestätigt. 

Der Ast. legte gegen die Beschlüsse des Kreissynodalvor­
standes und der Ag. am ... 1992 Widerspruch ein, den die 
Ag. mit Hinweis auf die Arbeitsunfähigkeit des Ast. zurück­
wies. Gegen diesen Widerspruchsbescheid rief der Ast. in­
sofern erfolgreich das VK zur Entscheidung an, als dieses 
den Bestätigungsbeschluß der Ag. vom ... 1992 und den Wi­
derspruchsbescheid der Ag. vom ... 1992 aufhob. 

Aus den Gründen: 

Der Antrag hat Erfolg. Er ist zulässig. 

Er ist nach § 2 I S. 1 VwKG statthaft, weil er eine »Be­
schwerde« gegen einen Beschluß der kirchlichen Aufsicht 
gegenüber einer Kirchengemeinde im Sinne der genannten 
Vorschrift darstellt. 

Die in Art. 134 S. 2 KO geforderte Bestätigung des Auf­
lösungsbeschlusses des Kreissynodalvorstandes nach Art. 
134 S. 1 KO durch die Bekl. ist als eine Aufsichtsmaßnah­
me nach§ 2 I S. 1 VwKG aufzufassen; denn die Bestätigung 
hat eine eigene Überprüfung des Auflösungsbeschlusses 
und damit der Auflösungsvoraussetzungen des Art. 134 S. 1 
KO zum Gegenstand. 

Handelt es sich danach auch primär um eine Aufsichts­
maßnahme gegenüber dem Kirchenkreis, so übt die Ag. im 
Rahmen des Bestätigungsbeschlusses aber auch Aufsichts­
befugnisse gegenÜber der Kirchengemeinde aus. Denn die 
Ag. muß über Art. 134 S. 2 KO auch ihrerseits zu der Über­
zeugung gelangen, daß das Presbyterium dauernd beschluß­
oder arbeitsunfähig ist. Damit wird aber das Presbyterium 
nicht nur vom Kreissynodalvorstand, sondern auch von der 
Ag. in Bezug auf seine Beschluß- oder Arbeitsfähigkeit 
überprüft. Erst der Bestätigungsbeschluß verleiht dem Auf- · 
lösungsbeschluß nämlich Rechtswirksamkeit 

Daß darin eine Aufsichtsmaßnahme gegenüber der Kir­
chengemeinde liegt, ergeben auch die folgenden Erwägun­
gen: Dem Presbyterium obliegt nach Art. 104 I S. 1 KO die 
Leitung der Kirchengemeinde; es ist mithin das zentrale Or­
gan der Gemeinde; das eigenverantwortlich die Geschicke 
der Kirchengemeinde lenkt (Art. 105 und 106 KO). Zwar 
können nach Art. 120 KO der Präses, beauftragte Mitglieder 
der Kirchenleitung und des Landeskirchenamtes, der Super­
intendent sowie beauftragte Mitglieder des Kreissynodai­
vorstandes an den Sitzungen des Presbyteriums teilnehmen, 
Anträge &teilen und Ausführungen machen; abstimmungs­
berechtigt sind sie jedoch nicht. Der Kirchenkreis und die 
Kirchenleitung haben im Hinblick auf die Aufgabenerfül­
lung durch das Presbyterium nur Unterstützungs- und Auf­
sichtsMfugnisse (Art. 137 II, 192 III, 193 KO). Da die · 
grundsätzliche Leitung der Kirchengemeinde eigenständige 
Aufgabe des Presbyteriums ist, wird geradezu von einer 
»presbyterialen« Verfassung der Evangelischen Kirche im ' 
Rheinland gesprochen. Wird nun das zentrale Organ der Ge­
meinde auf Grund eines Beschlusses des Kreissynodalvor­
standes nach Art. 134 S. 1 KO und einer diesen Beschluß 
bestätigenden Maßnahme der Kirchenleitung nach Art. 134 
S. 2 KO aufgelöst, so kann dies nur byzüglich der letztge­
nannten Maßnahme als eine über§ 2 I S. 1 VwKG anfecht­
bare Aufsichtsmaßnahme angesehen werden, weil dadurch 
erheblich- existentiell- in die Leitungsbefugnisse des Pres­
byteriums nach Art. 104 I S. 1 KO eingegriffen wird. 

Für den Antrag ist auch das Rechtsschutzbedürfnis zu be­
jahen. Zwar wird das Presbyterium primär durch den Auflö­
sungsbeschluß des Kreissynodalvorstandes betroffen. Da 
das Presbyterium insoweit aber nach§ 2 I VwKG kein An­
fechtungsrecht hat, bleibt ihm zum Zwecke des erforderli­
chen Rechtsschutzes allein die Möglichkeit, den Bestäti­
gungsbeschluß der Ag., der dem Auflösungsbeschluß des 
Kreissynodalvorstandes erst Rechtswirksamkeit verleiht, 
anzufechten. 

Das Vorverfahren nach§ 10 III VwKG ist durchgeführt 
worden. Schließlich ist der Antrag auch fristgerecht bei der 
Verwaltungskammer eingegangen. 
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Der Antrag ist auch begründet. 

Der Bestätigungsbeschluß ist rechtswidrig und verletzt 
dadurch das antragstellende Presbyterium in seinen Rechten 
(§ 31 VwKG in Verbindung mit§ 113 I S. 1 VwGO). 

Die Rechtswidrigkeit des Bestätigungsbeschlusses folgt 
aus seiner verfahrensrechtlichen Fehlerhaftigkeit und dar­
aus, daß er in ermessensfehlerhafter Weise erlassen worden 
ist. 

Zwar fehlt es an Bestimmungen, die ergeben, in welcher 
verfahrensmäßigen Weise die Maßnahmen des Art. 134 KO 
zu erlassen sind. Gleichwohl sind aus rechtsstaatliehen 
Gründen gewisse Mindestvoraussetzungen verfahrensrecht­
licher Art einzuhalten. Denn ebenso wie im staatlichen 
Recht beim Erlaß von Verwaltungsakten muß auch im kirch­
lichen Aufsichtswesen die Einhaltung eines Mindestmaßes 
verfahrensrechtlicher Regeln für eine einwandfreie und 
auch für den Betroffenen verständliche Entscheidungsfin­
dung und Entscheidungsverlautbarung vorhanden sein. Ins­
besondere muß Vorsorge getroffen werden, um den Betrof­
fenen erkennen zu lassen, aus welchen Gründen gegen ihn 
vorgegangen wird und mit welchen Rechtsschutzmöglich­
keiten er sich wehren kann. 

Da der angefochtene Bestätigungsbeschluß die gerrauen 
Gründe für seinen Erlaß nicht aufführt, kann er bereits aus 
verfahrensrechtlicher Sicht keinen Bestand haben. Der Be­
schluß enthält keine Begründung und ist dem Antragsteller 
noch nicht einmal förmlich mitgeteilt worden; vielmehr hat 
der Kreissynodalvorstand dem Ast. lediglich seine Be­
schlüsse vom ... 1992 im Wortlaut sowie die bloße Nach­
richt von der Tatsache der Bestätigung durch die Ag. (das 
Landeskirchenamt) übermittelt. Da der Auflösungsbeschluß 
des Kreissynodalvorstandes seinerseits ebenfalls keine Be­
gründung aufweist, kann auch nic)lt unterstellt werden, das 
Landeskirchenamt hätte sich die Begründung des Kreissyn­
odalvorstandes zu eigen gemacht. Demgegenüber kann fer­
ner nicht berücksichtigt werden, daß die Einladung zur 
außerordentlichen Sitzung des Kreissynodalvorstandes vom 
... 1992 eine ausführliche Begründung des Auflösungsvor­
schlages enthält. Denn zum einen ist mangels einer eigenen 
Begründung des Auflösungsbeschlusses nicht ersichtlich, 
daß und in welcher Weise der Beschluß der Vorschlagsbe­
gründung folgt (wenn auch anzunehmen ist, daß er dies in 
vollem Umfang tut), zum anderen ist nicht erkennbar, ob 
und wann die Vorschlagsbegründung dem Landeskirchen­
amt zugänglich gemacht worden ist; insbesondere war dies 
nicht für den Ast. erkennbar. Erst in dem Bescheid der Ag. 
vom ... 1992 wird der Ansatz einer Begründung für die Fest- · 
stellung der Arbeitsunfähigkeit des Ast. gegeben"die aber 
außer Belehrungen lediglich (unter I 4 des Bescheides) eine 
Zusammenfassung der Vorschlagsbegründung des Kreis­
synodalvorstandes vom ... 1992 aufweist. 

Diese Verfahrensweise wird den rechtsstaatliehen Anfor­
derungen in Bezug auf die verfahrensmäßige Form bela­
stender Maßnahmen (im staatlichen Recht: belastender Ver­
waltungsakte) nicht gerecht. Wenn auch im Recht der Evan­
gelischen Kirche imRheinland die Bestimmung des § 39 I 
VwVfG NW nicht gilt, nach welcher schriftliche oder 
schriftlich bestätigte Verwaltungsakte schriftlich zu begrün­
den sind, wobei in der Begründung die wesentlichen 
tatsächlichen und rechtlichen Gründe mitzuteilen sind, die 
die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, so ent­
hält diese Norm doch eine übergeordnete rechtsstaatliche 
Forderung, die insbesondere auch im Bereich der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland zum Zwecke der Vermeidung 
und Verhinderung von Mißbrauch und Willkür Beachtung 
finden muß. Auch das kirchliche Verwaltungs- und Auf­
sichtshandeln muß für den Betroffenen nicht nur im Ergeh-
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nis, sondern auch bzgl. Sinn und Zweck sowie hinsichtlich 
des Anlasses erkennbar sein, damit - im vorliegenden Fall 
des Art. 134 S. 2 KO-das betroffene Presbyterium sich da­
mit auseinandersetzen und prüfen kann, ob die Bestätigung 
angefochten werden soll. 

Freilich enthält§ 39 Il Nr. 2 VwVfG NW für die staatli­
che Verwaltung die Regelung, daß eine Begründung nicht 
nötig ist, wenn dem Betroffenen die Auffassung der Behör­
de über die Sach- und Rechtslage bereits bekannt ist. Auf 
ein solches Argument kann die Ag. sich jedoch nicht beru­
fen, weil seitens des Kreissynodalvorstandes in der Sitzung 
vom ... 1991 auf die Auflösung des Presbyteriums wegen 
der bevorstehenden Presbyteriumswahlen ausdrücklich ver­
zichtet worden ist und danach keine zusätzlichen Gründe für 
die Maßnahme des Art. 134 KO geltend gemacht worden 
oder erkennbar geworden sind. 

Nach alledem kann der Bestätigungsbeschluß bereits aus 
verfahrensmäßigen Gründen keinen Bestand haben. 

Er ist aber auch in materieller Hinsicht nicht rechtmäßig. 

Dies folgt allerdings nicht aus dem objektiven Tatbestand 
des Art. 134 S. 1 und 2 KO. Insoweit kann derzeit weder 
festgestellt werden, daß die Auflösungs- und damit die Be­
stätigungsvoraussetzungen gegeben sind, noch daß diese 
fehlen. 

Da Art. 134 S. 2 KO nicht sagt, nach welchen Kriterien 
die Bestätigung auszusprechen ist, kann es sich nur um eine 
Norm handeln, die der Kirchenleitung einerseits aufgibt zu 
überprüfen, ob der Kreissynodalvorstand zu Recht die Auf­
lösungsvoraussetzungen angenoinmen hat, und ihr anderer­
seits einen nich.t näher eingeschränkten Ermessensspiel­
raum einräumt. Weil es bei Beachtung rechtsstaatlicher 

· Grundsätze ein völlig freies Ermessen nicht geben kann, 
muß sie bei Anwendung der Bestimmung von dem Ermes­
sen in sachgerechter Weise Gebrauch machen. 

Nach Art. 134 S. 1 KO ist durch den Kreissynodalvor­
stand die Beschluß- oder Arbeitsunfähigkeit des Presbyteri­
ums festzustellen, wenn es dauernd beschlußunfähig ist oder 
sich als arbeitsunfähig erweist. 

Da vorliegend keine Beschlußunfähigkeit gegeben war 
(bis in die letzte Zeit des Presbyteriums wurden Beschlüsse 
gefaßt), konnte die Maßnahme nur auf eine Arbeitsunfähig­
keit gestützt werden. Was »Arbeitsunfähigkeit« bedeutet, 
wird in der Norm nicht gesagt; eine für Art. 134 KO heran­
zuziehend!! Definition durch ein anderes Gesetz oder eine 
Verordnung ist nicht ersichtlich. Daher muß der Begriff aus 
sich selbst heraus ausgelegt werden. 

Eine Arbeitsunfähigkeit muß man zunächst einmal dann 
annehmen, wenn die organisatorischen Maßnahmen, die für 
das Funktionieren der Presbyteriumstätigkeit unerläßlich 
sind, nicht getroffen werden können. Insoweit könnten im 
vorliegenden Falle allenfalls Bedenken hinsichtlich der 
Wahl des Vorsitzenden des Pre~byteriums bestehen. Denn 
der Ast. war (bis zum ... 1991) nicht in der Lage, einen Ge­
meindepfarrer oder einen Presbyter zum Vorsitzenden zu 
wählen, weil die Mehrheit die Pfarrer nicht wollte und an­
dererseits kein Mitglied dieser Mehrheit bereit war, den Vor­
sitz zu führen. Wenn man sich daraufhin auf den Militär­
pfarrer geeinigt hat, so stellt sich die Frage, ob dieser über­
haupt rechtlich geeignet war, den Vorsitz zu führen. Denn 
nach § 2 I S. 2 des Kirchengesetzes zur Durchführung der 
evangelischen Militärseelsorge im Gebiet der Evangeli­
schen Kirche im Rheinland vom 18. Januar 1963, KABI. S. 

, 77, sind die Militärpfarrer seinerzeit vom Vorsitz im Pres­
byterium ausgeschlossen worden. Ob dies aber heute noch 
gilt, ist deshalb fraglich, weil die genannte Bestimmung auf 
den turnusmäßigen Wechsel des Vorsitzes abstellt, der nach 
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Art. 115 I S. 1 KO heute nicht mehr stattfindet. Diese Frage 
braucht aber auf Grund der folgenden Erwägungen nicht 
näher geprüft zu werden: Wenn die Wahl des Vorsitzenden 
nicht gelingt, so bestellt nach Art. 115 IV KO der Kreissyn­
odalvorstand den Vorsitzenden. Da für einen solchen Fall 
die Kirchenordnung mithin ein eigenes Instrumentarium 
enthält, kann eine mißglückte Wahl des Vorsitzenden nicht 
eine Arbeitsunfähigkeit des Presbyteriums dartun. 

Da weitere organisatorische. Mängel nicht ersichtlich 
sind, muß der Begriff der »Arbeitsunfähigkeit« inhaltlich 
ausgelegt werden. 

Legt man den Wortsinn zugrunde, so bedeutet »Arbeits­
unfähigkeit«, daß das Presbyterium die ihm obliegenden Ar­
beiten (Aufgaben) nicht (sachgerecht) erfüllen kann. Da es 
in seiner Gesamtheit im wesentlichen Entscheidungen tref­
fen muß, um die entscheidungsbedürftigen Angelegenheiten 
zu regeln, ist es arbeitsunfähig, wenn dies - aus welchen 
Gründen auch immer- nicht (mehr) gelingt. So verstanden 
bedeutet »Arbeitsunfähigkeit« aber dasselbe wie »Be­
schlußunfähigkeit«. Denn der letztere Begriff hat ebenfalls 
zum Inhalt, daß das Presbyterium Entschließungen, Ent­
scheidungen, also Beschlüsse nicht (mehr) treffen bzw. fas­
sen kann. Nach dem reinen Wortsinn mag daher in Bezug 
auf die Aufgabenbewältigung kein Unterschied zwischen 
den beiden Begriffen des Art. 134 KO vorhanden sein. 

Da die Normjedoch beides nebeneinander nennt, müssen 
damit aber gleichwohl unterschiedliche Inhalte der Begriffe 
gemeint sein. Hierzu führt Becker (Die Kirchenordnung der 
Evangelischen Kirche im Rheinland mit Erläuterungen, Art. 
134 Anm. 2) zutreffend, wenn auch ohne nähere Interpreta­
tion aus, die Formulierung »arbeitsunfähig« bedeute, daß 
das Presbyterium seiner Zusammensetzung nach zwar be­
schlußfähig sei, aber z. B. durch Streit oder sonstige Zer­
würfnisse nicht in der Lage sei, die Leitungsaufgaben sach­
gerecht wahrzunehmen; in der Regel könne man dann von 
arbeitsunfähig sprechen, wenn ein Presbyterium völlig pola­
risiert sei und Beschlüsse jeweils nach den Vorstellungen 
derjenigen Seite gefaßt würden, die etwa zufällig in der Sit­
zung die Mehrheit habe. Die Verwaltungskammer stimmt 
diesen Erwägungen zu und ist aus folgenden Gründen der 
Ansicht, daß ein Presbyterium dann nicht (in sachgerechter 
Weise) arbeitsfähig ist, wenn bestimmte, für die Presbyteri­
umserörterungen und die Art und Weise der Beschlußfas­
sung vorgeschriebene Umstände unbeachtet bleiben, selbst 
wenn dadurch die Fähigkeit, Beschlüsse zu fassen, nicht be­
einträchtigt ist. Hier sind die Vorschriften der Art. 104 I S. 3, 
118 I S. 2, 119 I, aber auch Art. 83 I S. 1, 88 I S. 1 KO her­
anzuziehen. Danach soll das Presbyterium sich bemühen, 
seine Beschlüsse »einmütig« zu fassen (§ 119 I KO). Ein­
mütigkeit bedeutet nicht Einstimmigkeit, sondern hat zum 
Inhalt, daß die Beschlußfassung im gegenseitigen Vertrauen 
und unter gegenseitiger Achtung und Respektierung in 
sachbezogener Atmosphäre erfolgt. Die Verweigerung der 
Einmütigkeit in diesem Sinne, die einen Verstoß gegen Art. 
119 I KO darstellt, indiziert eine Arbeitsunfähigkeit, weil 
dann eine Aufgabenbewältigung im Presbyterium nicht 
mehr in der für dieses Gremium zu fordernden Arbeits­
atmosphäre, und damit nicht mehr in sachgerechter Weise 
stattfinden kann. Art. 104 I S. 3 KO spricht von einer g~ 
meinsamen Verantwortung (vgl. auch Art. 83 i S. 1 KO), 
woraus ebenfalls geschlossen werden kann, daß eine völlige 
Polarisierung im Presbyterium nicht dem Geist der Kirchen­
ordnung entspricht. Dies folgt auch aus Art. 118 I S. 2 KO, 
wonach der Vorsitzende darauf zu achten hat, daß Ordnung 
und Würde nicht verletzt werden, woraus zu schließen ist, 
daß auch die einzelnen Presbyte~; oder Presbyter-Gruppen 
diese Werte beachten müssen, was bei ständigem Streit und 
Zerwürfnissen im Presbyterium nicht gewährleistet ist. 
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Wenn das unwürdige Verhalten eines einzelnen Presbyters 
zu Maßregelungen führen kann (Art. 88 I S. 1 KO), so be­
deutet dies ebenfalls, daß alle Presbyter sich würdig verhal­
ten sollen. Offener Streit, unsachliche Argumentation und 
gegenseitiges Anschreien wird davon nicht mehr gedeckt. 
Nach alledem folgt die Verwaltungskammer der Auslegung 
des Begriffs »arbeitsunfähig« durch Becker (aaO). 

Eine Korrektur ist allerdings insoweit anzubringen, als ei­
ne momentane, vorübergehende Arbeitsunfähigkeit von Art. 
134 KO nicht gemeint sein kann, selbst wenn sich der Be­
griffsteil »dauernd« nur auf die Beschlußunfähigkeit be­
zieht. Denn immerhin handelt es sich bei der Maßnahme des 
Art. 134 KO um eine solche, die das von den Gemein­
degliedern gewählte Leitungsorgan der Kirchengemeinde 
beseitigt und damit in den grundlegenden Organisationsauf­
bau der Kirchenordnung eingreift. Daraus ist zu folgern, daß 
nur dann das Fehlen der Arbeitsfähigkeit den Entzug der 
Leitung der Kirchengemeinde rechtfertigen kann, wenn die­
ser Zustand längere Zeit andauert. Nur dann ist ein Pres­
byterium »arbeitsunfähig« im Sinne des Art. 134 KO. 

Zwar spricht vieles dafür, daß vorliegend eine Arbeitsun­
fähigkeit des Ast. im vorstehenden Sinne vorlag. Dies 
braucht jedoch nicht näher geklärt zu werden, weil der Be­
stätigungs beschluß jedenfalls wegen eines Ermessensfehl­
gebrauchs aufzuheben ist. 

Insoweit ist zunächst anzumerken, daß weder seitens des 
Kreissynodalvorstandes noch seitens der Ag. Überlegungen 
darüber angestellt worden sind, ob die von ihnen angenom­
mene Arbeitstinfähigkeit etwa durch ein einfacheres und 
milderes Mittel, das nicht gleich das zentrale Leitungsorgan 
der Kirchengemeinde auflöst, beseitigt werden könnte. So 
hätte man daran denken können, gegen einen oder mehrere 
Presbyter, auf welche möglicherweise der Vertrauens­
schwund und die Beeinträchtigung von Einmütigkeit und 
Würde in den Sitzungen zurückzuführen ist, mit den Mitteln 
des Art. 88 KO vorzugehen. Ob dadurch die Arbeitsfähig­
keit des Ast. hätte wiederhergestellt werden können, ist oh­
ne nähere Aufklärung jedoch wohl nicht feststellbar; eine 
entsprechende Beweisaufnahme ist aber nicht notwendig, 
weil die Ag. von dem ihr zustehenden Ermessen aus ande­
ren Gründen nicht sachgerecht Gebrauch gemacht hat. 

• 
So war es bereits nicht angemessen, den Bestätigungsbe­

schluß in einem Umlaufverfahren während der Landessyn­
ode zu fassen. Denn immerhin ging es um die Beseitigung 
des zentralen Leitungsorgans einer Kirchengemeinde und 
damit um eine wichtige Angelegenheit. Wird über Art. 134 
KO in die grundlegende Ordnung der Kirchengemeinde ein­
gegriffen, so muß dies mittels einer eingehenden Prüfung al­
ler maßgeblichen Umstände unter Abwägung der für und 
gegen die Maßnahme sprechenden Gründe geschehen, was 
bei einem Umlaufverfahren, das seiner Natur nach ein 
Schnellverfahren ist, nicht der Fall sein kann. Daher er­
scheint bereits die Form der Entscheidungstindung durch 
ein Umlaufverfahren im Rahmen des Art. 134 KO als er­
messensfehlerhaft. Nur nebenbei sei erwähnt, daß die Er­
klärung in dem Schreiben des Landeskirchenamtes vom ... 
1992 an den Vorsitzenden des Ast., der Bestätigungsbe­
schluß sei »nach eingehender Beratung« gefaßt worden, mit 
der Tatsache des Umlaufverfahrens kaum in Einklang zu 
bringen ist. Demgegenüber kann nicht darauf hingewiesen 
werden, daß die Situation in der Evangelischen Kirchenge­
meinde X im Landeskirchenamt seit Monaten vor dem Be­
stätigungs beschluß besprochen worden sei, so daß der Be­
schluß nur noch der Schlußpunkt gewesen sei. Denn solche 
Besprechungen können zeitlich nur vor Erlaß des Auflö­
sungsbeschlusses des Kreissynodalvorstandes durchgeführt 
worden sein. Dieser Auflösungsbeschluß als die wesentli-

• 

i 
' ~ 

l 

• 
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ehe Maßnahme kann also noch gar nicht Gegenstand der 
Beratung im Landeskirchenamt gewesen sein; der Umlauf­
beschluß erging nämlich am selben Tag wie der Auflö­
sungsbeschluß. 

Ermessensfehlerhaft war aber vor allem, daß Auflösung 
und Bestätigung erfolgt sind, obwohl nur etwa einen Monat 
später die Presbyteriumswahl anstand, die der Kreissyn­
odalvorstand dann aber- ohne Begründung und ohne Anga­
be einer Rechtsgrundlage - auf unbestimmte Zeit verscho­
ben hat. Nachdem, nach der Einschätzung des Kreissyn­
odalvorstandes und der Ag. (des Landeskirchenamtes), die 
Polarisierung im Ast. schon seit acht Jahren bestand, gab es 
im ... 1992 keinen Anlaß, kurz vor der Neuwahl des 
Presbyteriums, die allerdings nur die Hälfte der Presbyter 
betreffen sollte, den Auflösungsbeschluß zu fassen und die­
sen zu bestätigen. Es hätte abgewartet werden sollen, ob die 
Wahl hinsichtlich der Zusammensetzung des Presbyteriums 
und damit bezüglich der Arbeitsfähigkeit des Gremiums zu 
stabilen Verhältnissen geführt hätte. Angesichts der von der 
Ag. selbst erwähnten und in den beigezogenen Vorgängen 
befindlichen zahlreichen Briefe aus der Kirchengemeinde, 
die sich u. a. gegen die Mehrheit der Mitglieder des Ast. ge­
richtet haben, konnte keineswegs als sicher vorausgesetzt 
werden, die Unzuträglichkeilen im Ast. würden sich auch 
nach der Wahl fortsetzen, etwa weil die ausscheidenden 
Presbyter der Mehrheits-Fraktion wiedergewählt würden. 
Bei dem jahrelangen Zuwarten in Kenntnis der Umstände, 
die den Kreissynodalvorstand zu der Annahme einer 
Arbeitsunfahigkeit veranlaßt haben, hätte man die Entschei­
dung nach Art. 134 KO ohne Schaden auch noch bis zur 
Wahl im ... 1992 und der Arbeitsaufnahme durch das neu­
gebildete Presbyterium verschieben können; wenn sich die · 
Unzuträglichkeilen dann erneut ergeben hätten, wäre immer 
noch Zeit für ein Eingreifen - und zwar dann auf sichererer 
Grundlage - gewesen. 
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Die unangebrachte Eile seitens des Kreissynodalvorstan­
des und der Ag. kann zudem Anlaß für - möglicherweise 
ungerechtfertigte - Mutmaßungen bieten, daß die Presbyte­
riums-Auflösung im Zusammenhang mit der Aufschiebung 
der Bitte bis zum ... 1993, das Abberufungsverfahren bzgl. 
Pfarrer A einzuleiten, den eigentlichen Zweck in der Unter­
stützung dieses Pfarrers finde, der doch angeblich, im Hin­
blick auf die Art und Weise seiner Friedensarbeit den 
Brennpunkt des Streites im Ast. darstellt. Die Verwaltungs­
kammer hat vorliegend nicht zu entscheiden, ob ein solcher 
Mißbrauch des Art. 134 KO gegeben ist; die Gefahr einer 
solchen Einschätzung innerhalb der Evangelischen Kir­
chengemeinde X liegt angesichts des Zeitpunktes der Pres­
byteriumsauflösung kurz vor der Presbyteriumswahl jedoch 
nahe. Auch deshalb hätte der Bestätigungsbeschluß zu die­
sem Zeitpunkt ermessensgerecht nicht ergehen dürfen. 

Nach alledem kann der Bestätigungsbeschluß keinen Be­
stand haben. Damit entfällt auch die Rechtswirksamkeit des 
Auflösungsbeschlusses des Kreissynodalvorstandes. · Anzu­
merken ist noch, daß schließlich auch die Grundlage für den 
Bevollmächtigtenausschuß nicht mehr gegeben ist und der 
Ast. als bisheriges Presbyterium weiter als Leitungsorgan 
der Kirchengemeinde zu fungieren hat. Jedoch ist die un­
gerechtfertigte Aufschiebung der Neuwahl des Presbyte­
riums rückgängig zu machen und die Wahl nachzuholen. 
Wenn dann allerdings die Streitereien der Vergangenheit 
sich wiederholen, dürfte die Anwendung des Art. 134 KO 
(und/oder die Abberufung des Pfarrers A) unumgänglich 
sein. Alle Mitglieder des Ast. sollten sich aber von der 
Überlegung leiten lassen, daß ein Presbyterium seine Lei­
tungsaufgaben zum Wohle der Kirchengemeinde unter 
Beachtung der Werte wahrnehmen soll, die in den Art. 118 I 
S. 2 und 119 I KO aufgeführt sind, nämlich Würde und Ein­
mütigkeit (s. o.). Demzufolge ist das Presbyterium als Ort 
politischer Auseinandersetzungen nicht geeignet. 

Kirchlicher Dienst, Vorbildung, 
Rechtsverhältnisse, Versorgung, 

Dienststrafrecht 

2. 

Hilfsdienst, Nichtaufnahme 

1. Auf die Berufung in das Dienstverhältnis eines Pfar­
rers auf Probe besteht kein Anspruch. 

2. Bei der Beurteilung der Eignung und Befähigung eines 
Bewerbers und bei der zu treffenden Entscheidung, ob der 
Bewerber im Rahmen der Stellenplanung der Landeskirche 
zur Übernahme in das Dienstverhältnis als Pfarrer vorgese­
hen wird, steht der Kirchenleitung ein nicht justitiahier Be­
urteilungsspielraum zu. 

3. Die Aufnahme in die sog. Bewerberliste kommt nur in 
Betracht, wenn die Begründung eines Dienstverhältnisses 
als Pfarrer auf Probe in Aussicht steht (Leitsätze der Redak­
tion). 

§§ 11, 12 I, 14 II, 15 I KG zur Regelung des Dienstes von Pfar· 
rerinnen und Pfarrern in der VELKD (PfarrerG- PfG- i. d. F. vom 
4. 4. 1989 (ABI. VELKD Bd. VI S. 82), geänd. durch KG der 
VELKD vom 16. 10. 1990 (ABI. VELKD Bd. VI S. 136); § 9 I KG 
zur Ergänzung des PfG- PfGErgG- vom 14. 12. 1989 (KA13L S. 
139); §§ 12 I b, 62 KG der Konföderation ev. Kirchen in Nieder­
sachsen über den Rechtshof (Rechtshofverordnung - ReHO -) 
vom 20. 11. 1973 (KABL S. 217), zuletzt geänd. durch KG vom 
21. 11. 1988 (KABL S. 164). 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen, Urteil vom 6.3.1992- KonfR 6/91- (rechtskräftig) 

Mitgeteilt von OLKR Dr. von Tiling 

Das beklagte Landeskirchenamt (Bekl.) lehnte mit Be­
schhd vom ... 1990 sowohl die Aufnahme der Klägerin 
(Kl.) in ein Dienstverhältnis als Pfarrerin aufProbe als auch 
ihre hilfsweise beantragte Aufnahme in die sog. Bewerber­
liste ab, obwohl die Kl. die Zweite theologische Prüfung be­
standen hatte. Dieser Bescheid wurde mit mangelnder per­
sönlicher Eignung für den Pfarrerberuf begründet. Mit dem 
dagegen gerichteten Einspruch rügte die Kl., der Bekl. habe 
seinen Beurteilungsspielraum fehlerhaft ausgeübt. Den Ein­
spruch der Kl. wies der Bekl. endgültig mit Bescheid vom ... 
1991 zurück. 

Die hierauf erhobene Klage hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

11 

Die gern. § 12 I b ReHO zulässige Klage muß erfolglos 
bleiben. Durch die Ablehnung der Anträge, die Kl. in ein 
Dienstverhältnis als Pfarrerin auf Probe zu übernehmen, 
hilfsweise, sie in die Bewerberliste aufzunehmen, wird die 
Kl. nicht in ihren Rechten verletzt. 

Einen Rechtsanspruch auf Einstellung als Pfarrerin auf 
Probe hat die Kl. nicht. § 14 II PfG bestimmt ausdrücklich, 
daß ein Anspruch auf Berufung zum Pfarrer auf Probe nicht 
besteht. Hiervon geht auch die Kl. selbst aus; sie hat nur be-
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antragt, den Bekl. zur erneuten Bescheidung zu verpflich­
ten. Aber auch dieser Antrag ist unbegründet. 

Rechtsgrundlage für das Begehren der Kl., als Pfarrerin 
auf Probe eingestellt zu werden, ist § 9 I PfGErgG und § 15 
I i. V. m. § 11 PfG. Danach kann zum Pfarrer auf Probe be­
rufen werden, wer die Voraussetzungen nach § 11 I Nr. 1, 
3 - 6 und 8 PfG erfüllt - wobei § 11 II und III anzuwenden 
ist - und im Rahmen der Stellenplanung der Landeskirche 
zur Übernahme in das Dienstverhältnis als Pfarrer vorgese­
hen ist und Gelegenheit zum Erwerb der Bewerbungsfähig~ 
keit erhalten soll. Die Einstellung als Pfarrer auf Probe steht 
somit, wenn die zwingenden Voraussetzungen des § 11 PfG 
vorliegen, formell in . zweifacher Hinsicht im pflicht­
gemäßen Ermessen der Kirchenleitung: Zum einen »kann« 
der Antragsteller bl!rufen werden; er hat also keinen Rechts­
anspruch auf die begehrte Berufung. Zum anderen hängt die 
Berufung davon ab, daß der Bewerber zur Übernahme vor­
gesehen ist und daß ihm die Gelegenheit zur Bewährung im 
Probedienst (vgl. § 12 I PfG) gegeben werden soll. 

Damit wird verdeutlicht, daß der Kirchenleitung in be­
sonderem Maße ein Beurteilungsspielraum in der Frage ein­
geräumt ist, wer künftig Pfarrer innerhalb der Landeskirche 
sein soll. Die Rechtslage entspricht derjenigen in anderen 
evangelischen Landeskirchen (vgl. die Nachweise im Urteil 
des Rechtshofs vom 17. Mai 1990- KonfR 1189 - 1

). Sie ist 
der Rechtslage bei der Bewerbung um eine Beamtenstelle 
im staatlichen Recht zumindest vergleichbar (vgl. dazu 
BVerwGE 68, 109). 

Dementsprechend hat die Kl. nur einen Anspruch auf ei­
ne ermessensfehlerfreie Entscheidung über ihren Einstel­
lungsantrag. Das bedeutet einerseits, daß yS der Kirchenlei­
tung verwehrt ist, einen Bewerber willkürlich und unter 
Mißachtung der aus dem vorausgegangenen Ausbildungs­
und Dienstverhältnis abzuleitenden Fürsorgepflicht zurück­
zuweisen. Die Überprüfung der Ermessensentscheidung des 
Bekl. ist gern. § 62 ReHO darauf beschränkt, ob die gesetz­
lichen Grenzen des Ermessens überschritten sind oder ob 
von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung 
nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht worden ist. 
Andererseits steht dem Bekl. jedoch bei der Beurteilung der 
Eignung und Befähigung des Bewerbers und bei der Ent­
scheidung, ob er Pfarrer in der Landeskirche werden soll, 
ein letztlich nicht justitiahier Beurteilungsspielraum zu (Ur­
teil des Rechtshofs vom 17. Mai 1990, aaO). Unter Berück­
sichtigung dieser Grundsätze sind Rechtsfehler bei der Ab­
lehnung des Antrages der Kl., sie zur Pfarrerin auf Probe zu 
berufen, nicht erkennbar. 

Die Ablehnung der Übernahme der Kl. in ein Dienstver­
hältnis als Pfarrerin auf Probe ist mit der fehlenden persön­
lichen Eignung der Kl. für den Pfarrerberuf begründet wor­
den. Es mangele ihr insbesondere an Selbst- und Fremd­
wahrnehmung. Die Kl. sei nach der Beurteilung des Bekl. 
nicht in der Lage, sich hinreichend auf unterschiedliche an­
dere Menschen einzustellen. Es sei deshalb absehbar, daß 
sie als Pfarrerin scheitern würde. Diese Begründung ist in 
sich schlüssig und geeignet, die Ablehnung eines Übernah­
meantrages zu rechtfertigen. Sie ist auch entgegen der 
Rechtsauffassung der Kl. nicht derart pauschal, daß sie mit 
einer fehlenden Begründung gleichzusetzen wäre. Der Bekl. 
hat gerade nicht auf einzelne Vorkommnisse, sondern auf 
den Gesamteindruck der Kl., wie er sich im Laufe des Vika­
riats ergeben hat, abgestellt. Mit dem Hinweis auf Ge­
spräche, die der Ausbildungsdezernent und der Studiendi­
rektor mit der Kl. geführt haben, wird die Beurteilung zu­
dem konkretisiert. Der Brief an die Kl. vom ... 1988 über das 

'RsprB ABI. EKD 1991, S. 5; NVwZ 1991, S. 207. 
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Gespräch am 000 1988 und der Vermerk über das Gespräch 
am 000 1989, der der Kl. bekannt ist, verdeutlichen, worin 
der Bekl. sein Urteil über die fehlende Eignung der Kl. für 
den Pfarrerberuf begründet sieht. 

Soweit die Kl. beanstandet, daß sich der Bekl. in den an­
gefochtenen Bescheiden nicht mit dem für sie positiven Vi­
kariatsbericht des Pastor X auseinandersetze, verkennt sie, 
daß der Bekl. nicht verpflichtet ist, seine Entscheidungsun­
terlagen in allen Einzelheiten in der Begründung seiner ab­
lehnenden Entscheidung zu würdigen. Tragend für die Ab­
lehnung der Übernahme war hier die auf einem Gesamtein­
druck beruhende Beurteilung der persönlichen Eignung der 
Kl. für den Pfarrerberuf Hierfür bedurfte es zwar der 
Berücksichtigung aller wesentlicher Erkenntnisquellen, zu 
denen zweifelsfrei auch der Vikariatsbericht gehört. An­
haltspunkte dafür, daß der Bekl. den Bericht nicht zur 
Kenntnis genommen und in seine Bewertung nicht mit ein­
bezogen hat, sind aber nicht erkennbar. 

Die Eignung und Befähigung eines Bewerbers für den 
Dienst als Pfarrer zu beurteilen, ist allein Sache der Kir­
chenleitung. Sie ist der kirchenverwaltungsgerichtlichen 
Überprüfung entzogen; insoweit steht dem Bekl. ein nicht 
justitiahier Beurteilungsspielraum zu. Überprüfbar kann al­
lenfalls sein, ob die Beurteilung aufsachfremden Erwägun­
gen beruht. Derartiges ist hier nicht erkennbar. Die Kl. trägt 
zwar vor, die an der Entscheidung über ihre Anträge betei­
ligten Angehörigen des Bekl. begegneten ihr mit Antipathie. 
Sie hat diesen Vorwurf jedoch nicht näher erläutert. Dem 
Antrag, Oberkirchenrat Dr. Y als Zeugen zur Behauptung 
der Kl. zu vernehmen, allein persönliche Antipathie sei 
dafür ausschlaggebend gewesen, daß die Kl. nicht einge­
stellt worden sei, war nicht zu entsprechen. Er ist unsub­
stantiiert und enthält keine einer Beweisaufnahme zugängli­
che Tatsachenbehauptung, sondern ist in Wirklichkeit ein -
unzulässiger - Ausforschungsbeweis. Zude{ll verkennt die 
Kl., daß über ihren Antrag nicht von einzelnen Angehörigen 
des Bekl., sondern- auf der Grundlage des Vorschlags eines 
Dreier-Gremiums, dem der Ausbildungsdezernent nicht an- . 
gehört - vom Kollegium des Landeskirchenamtes entschie­
den worden ist. Dafür, daß sich dieses Kollegium allein von 
Vorurteilen hat leiten lassen, fehlt es auch nach dem Vortrag 
der Kl . .an jeglichem Anhalt. Die während des Vikariats auf­
getretenen Probleme, wie sie beispielsweise in dem Schrei­
ben vom oo· 1988 angesprochen sind, bestätigen eher die 
vom Bekl. getroffene Prognose. 

Für den Hilfsantrag auf Aufnahme in die Bewerberliste 
kann nichts anderes gelten. Auch sie kommt nur in Betracht, 
wenn die Begründung eines Dienstverhältnisses als Pfar­
rerin auf Probe in Aussicht steht. Verneint der Bekl. mit 
einer nicht angreifbaren Begründung die Eignung eines Be­
werbers für den Pfarrerberuf, so kann der Bewerber auch 
nicht in die Bewerberliste aufgenommen werden. 

3. 

Ordination 

1. Eine Bewerberin mit Zweitem Theologischen Examen, 
die nicht in den Hilfsdienst übernommen worden ist, hat kei­
nen Anspruch auf Zulassung zur Ordination. 

2. Über die für die Zulassung zur Ordination vorzuneh­
mende Beurteilung der Eignung und Befähigung entscheidet 
der Dienstherr nach pflichtgemäßem, vom Gericht nur ein­
geschränkt überprüfbarem Ermessen (Leitsätze der Redak­
tion). 

• 
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Art. 16 II Grundordnung der Ev. Kirche in Berlin-Erandenburg­
GO-; § § 3 I, 8 II PfarrerdienstG der EKU- PfDG- i. d. F. d. Bkm. 
vom 31. 5. 1991 (KABL S. 126); Hi1fsdienstG der EKU i. d. F. d. 
Bkm. vom 16. 3. 1981 (KABL S. 98), zuletzt geänd. durch KG 
vom 12. 6. 1990 (KABl. 1991, S. 31); § 12 IV der Verordnung über 
den VGH der EKU- VO-VGH- i. d. F. vom 31. 3. 1987 (ABl. 
EKD S. 254). 

VGH der EKU- Zweiter Senat-, 
Beschluß vom 18. 5. 1992- VGH 1/91 - * 

Mitgeteilt von OKonsR Jennerjahn 

Die KH'igerin (Kl.) bestand 1983 die Erste und nach dem 
Vorbereitungsdienst am ... 1987 die Zweite Theologische 
Prüfung. Die Kirchenleitung (KL) der beklagten Kirche 
(Bekl.) stellte den Antrag der Kl. auf Ordination zunächst 
zurück und beauftragte sie mit Pastoralaufgaben in einer 
Kirchengemeinde. Mit Bescheid vom ... 1989lehnte sie den 
Antrag schließlich ab. · 

Die dagegen gerichtete Klage wies das VG am 9. 11. 
1990 im wesentlichen mit der Begründung ab, die Bekl. 
habe sich bei der Entscheidung in den gesetzlichen Grenzen 
ihres Ermessens gehalten. 

Die am ... 1991 eingelegte und unbegründet gebliebene 
Berufung der Kl. hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

II 

Die zulässige Berufung der Kl. ist unbegründet. 

Der VGH weist sie gern. § 12 IV VO-VGH durch Be­
schluß zurück, weil er sie einstimmig für unbegründet und 
eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält. Die 
Beteiligten sind vorher gehört worden. 

Das VG hat die Klage zutreffend als unbegründet abge­
wiesen. Die Bekl. hat durch Beschluß der Kirchenleitung 
vom ... 1988 den Antrag der Kl. auf Zulassung zur Ordinati­
on abgelehnt. Ferner hat sie durch Beschluß des Konsistori­
ums vom ... 1988 den Antrag der Kl. auf Berufung in den 
Hilfsdienst der Kirche abgelehnt. Im vorliegenden Verfah­
ren hat die Kl. begehrt, das VG möge den Beschluß der Kir­
chenleitung vom ... 1988 aufheben und die Bekl. verpflich­
ten, sie zur Ordination zuzulassen, hilfsweise, die Bekl. zu 
verpflichten, sie wegen ihres Antrags auf Zulassung zur Or­
dination vom ... 1987 neu zu besch~iden. Dieses Klagebe­
gehren kann keinen Erfolg haben. Die Verpflichtungsklage 
ist unbegründet. Die Kl. hat keinen Anspruch auf Zulassung 
zur Ordination. Die Entscheidung über die Zulassung zur 
Ordination steht im pflichtgemäßen Ermessen der Bekl. Die 
Bescheidungsklage ist unbegründet. Die Bekl. hat die Zu­
lassung zur Ordination im Rahmeri ihres Ermessens ohne 
Rechtsfehler abgelehnt. 

Die Kl. kann ihren Anspruch auf Zulassung zur Ordinati­
on nicht aus § 1 b des Hilfsdienstgesetzes herleiten. Nach 
Satz 1 dieser Vorschrift wird der Pastor im Hilfsdienst ordi­
niert. Es bedarf nicht der Darlegung, ob diese Vorschrift in 
ihrem Anwendungsfall einen Anspruch auf Zulassung zur 
Ordination gewährt. Denn die Voraussetzungen der Vor­
schrift sind nicht erfüllt. Die Kl. ist nicht Pastorin im Hilfs­
dienst. Ihr Antrag auf Berufung in den Hilfsdienst ist abge­
lehnt worden. Zwar hat die Kl. nach ihren Angaben gegen 
diese Ablehnung Beschwerde eingelegt (vgl. VG-Urteil, 
S. 6), so daß die Ablehnung nicht bestandskräftig (umln-

* Die somit rechtskräftig gewordene erstinstanzliehe Entscheidung des VG 
der Ev. Kirche in Berlin-Erandenburg (Berlin-West), Urteil vom 9. 11. 1990 
- VG 13/90-, ist abgedruckt in ZevKR 37 (1992) S. 185. 
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fechtbar) zu sein scheint. Die Kl. ist aber jedenfalls gegen­
wärtig in keinem Hilfsdienstverhältnis. 

Die Kl. kann ihren Anspruch auf Zulassung zur Ordinati­
on auch nicht aus § 8 PfDG herleiten. Auch diese Vorschrift 
gewährt - abgesehen von dem hier nicht gegebenen Fall, 
daß ein Pfarrer, dem die Anstellungsfähigkeit als Pfarrer zu­
erkannt worden ist, erstmalig in ein Pfarramt eingeführt 
wird(§§ 8 II S. 2; 3 I PfDG) -,wie sich aus ihrem weitge­
faßten Inhalt ergibt, keinen Anspruch auf Zulassung zur Or­
dination. Überdies bestimmt Art. 16 II der Grundordnung, 
daß die Kirche die Personen, die das öffentliche Predigtamt 
begehren, auf ihre Vorbildung und ihre Eignung zu prüfen 
hat und erst auf Grund dieser Prüfung (unter Berufung in ei­
nen bestimmten Dienst) das Amt eines Pastors durch die Or­
, dination überträgt. Diese verfassungsrechtliche Regelung 
läßt eindeutig erkennen, daß ein Rechtsanspruch auf Ordi­
nation nicht besteht (vgl. Urteil des Senats vom 20. 12. 1982 
- VGH 39/81 - 1 für den Fall der Berufung in den Hilfs­
dienst). Die Entscheidung über den Antrag der Kl. auf Zu­
lassung zur Ordination liegt danach im pflichtgemäßen Er­
messen der Bekl. 

Als ·eine Ermessensentscheidung unterliegt der angefoch­
tene Beschluß der Kirchenleitung der Bekl. nur einer be­
schränkten gerichtlichen Kontrolle(§ 15 II VO-VGH, § 17 
VwGG). Das Gericht hat lediglich nachzuprüfen, ob die ge­
setzlichen Grenzen des Ermessens eingehalten sind und ob 
von dem Ermessen in einer dem Zweck der·Ermächtigung 
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht ist. Im vorliegen­
den Fall kann es zweifelhaft sein, ob der Bekl. überhaupt 
noch ein Ermessen eröffnet war und ob sie nicht bereits aus 
Rechtsgründen gehalten war, den Antrag auf Zulassung zur 
Ordination abschlägig zu bescheiden. Nach§ 8 II S. 1 PfDG 
soll nämlich die Ordination in der Regel nur vollzogen wer­
den, wenn die Begründung des Dienstverhältnisses als Pfar­
rer beabsichtigt ist. Eine solche Absicht lag hier nicht vor, 
weil bereits nicht die Absicht bestand, die KI. in den Hilfs­
dienst - die Erfüllung der Hilfsdienstpflicht ist Vorausset­
zung für die Anstellungsfiliigkeit als Pfarrer (§ 3 I S. 2 
Buchst. c PfDG)- zu berufen. 

Ob im Fall der Kl. eine Ausnahme von der Sollvorschrift 
des§ 8 II S. 1 PfDG zulässig ist oder aber die Begründung 
einfS anderen Dienstes der Wortverkündigung als des 
Dienstverhältnisses als Pfarrer - etwa eines entsprechenden 
ehrenamtlichen Dienstes - denkbar und wegen der gegen­
wärtigen Nichterfüllung der Hilfsdienstpflicht rechtlich 
überhaupt zulässig wäre, was eine Ermessensausübung nach 
§ 8 II S. 2 PfDG eröffnen würde, läßt der Senat offen. Denn 
jedenfalls hat die Bekl. eine Ermessensentscheidung getrof­
fen und leidet diese Entscheidung an keinem Rechtsfehler. 

Das VG hat zutreffend ausgeführt, daß sich die Entschei­
dung über die Zulassung zur Ordination ebenso wie die Ent­
scheidung über die Berufung in den Hilfsdienst unter ande­
rem danach richtet, ob der Antragsteller sich im Glauben an 
das Evangelium gebunden weiß, er die erforderlichen Ga­
ben hat und sich eines Wandels befleißigt, wie er von einem 
Diener der Kirche erwartet wird (vgl. § 1 II S. 1 Hilfs­
dienstG, § 3 I S. 1 PfDG). Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
die im Rahmen der Ermessensentscheidung vorzunehmende 
Beurteilung der Eignung und Befähigung ein Akt wertender 
Erkenntnis ist, der vom Gericht nur darauf zu überprüfen ist, 
ob die Verwaltung den anzuwendenden Begriff verkannt, 
der Beurteilung einen unrichtigen Tatbestand zugrunde ge­
legt, allgemeine Wertmaßstäbe nicht beachtet oder gegen 
Verfahrensvorschriften verstoßen hat (vgl. Urteil des Senats 
vom 20. Dezember 1982- VGH 39/81- unter Bezugnahme 
aufBVerfGE 39,334 [354]). 

1 Veröff. in RSprB ABL EKD 1984, S. 5. 
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Dem Urteil des Dienstherrn über die Eignung des Bewer­
bers für das öffentliche Amt liegt eine Eignungsprognose 
zugrunde, die der Beurteilungsermächtigung immanent ist. 
Das Gericht darf daher die Eignung nicht auf Grund eines 
eigenen prognostischen Werturteils über die Persönlichkeit 
des Bewerbers abweichend vom Dienstherrn selbst feststel­
len (so Urteil des Senats vom 20. Dezember 1982 - VGH 
39/81-). Nach diesen auch für den kirchlichen Bereich gel­
tenden Grundsätzen ist das Gericht vorliegend nicht berech­
tigt, selbständig darüber zu entscheiden, ob die Kl. die Eig­
nungsvoraussetzungen für die Zulassung zur Ordination er­
füllt. Es kann nicht zweifelhaft sei, daß die KL bei der Ent­
scheidung über den Antrag der Kl. die Grenzen der Ermes­
sensausübung eingehalten hat. Auch beruht die Entschei­
dung weder auf sachfremden oder sachwidrigen Erwägun­
gen. Ebensowenig hat die KL ihrer Eignungsprognose einen 
unrichtigen Sachverhalt zugrunde gelegt. Die KL hat in dem 
Bescheid vom ... 1989 zur Begründung ihres von der Kl. an­
gefochtenen Beschlusses ausgeführt: »Es wurde u. a. be­
merkt, daß bei Ihnen eine auffällige Differenz zwischen Ih­
rer Wahrnehmung von Ereignissen und dem tatsächlichen 
Geschehen festzustellen ist. Auch ist keine Entwicklung zu 
erkennen, die hoffen läßt, daß sich bei Ihnen die für die 
Führung eines Pfarramts erforderliche Eigenständigkeit im 
theologischen Urteil und im Umgang mit Mitarbeitern in ab­
sehbarer Zeit herausbilden wird.« 

Die Bekl. hat diese Begründung durch Schriftsatz vom ... 
1989 zulässigerweise wie folgt ergänzt: Die Kirchenleitung 
habe bei ihrer Entscheidung die gesamte Entwicklung 
berücksichtigt, die im Fall der Kl. bis in den Herbst 1988 
hinein zu verzeichnen gewesen sei. Während der Beschäfti­
gung der Kl. bei der Kirchengemeinde X habe sich die Kl. 
bei verschiedenen Gelegenheiten, vor allem in der Jugend­
arbeit, als team- und dialogunfähig erwiesen. Auch sei die 
Kl. nicht in der Lage gewesen, mit den in der Jugendarbeit 
tätigen Mitarbeitern und Pfarrern vernünftig zusammenzu­
arbeiten, was gegen die Eignung als künftige Pfarrerin spre­
che. Ihr Wirken sowie die Zusammenarbeit mit ihr werde 
sich, gerade wegen ihrer geringen Frustrationstoleranz, 
nicht immer sorgenfrei gestalten. 

Diese Erwägungen lassen einen Ermessensfehler nicht 
erkennen. Sie sind weder sachfremd noch sachwidrig oder 
gar willkürlich. Aus den beigezogenen Personalakten der 
Kl. ist auch nichts dafür. ersichtlich, daß die zugrundegeleg­
ten Tatsachen, insbesondere die der Eignungsprognose zu­
grundegelegten Sachverhalte etwa unrichtig wären oder auf 
unrichtigen tatsächlichen Feststellungen beruhten. Die zu­
grundegelegten Tatsachen und Sachverhalte sind durch den 
Inhalt der Personalakten hinreichend substantiiert und be­
legt. Daß Pfarrer A von der Kirchengemeinde X und die Be­
gleitung im religionspädagogischen Vikariat, B, zu einer der 
Kl. günstigeren Eignungsprognose gelangt sind, macht die 
von der KL getroffene Eignungsprognose nicht rechtsfeh­
lerhaft Der Senat sieht von einer ins einzelne gehenden 
Darlegung ab, weil die Kl. ihre Berufung nicht begründet 
hat und deshalb nicht erkennbar ist, in welcher Hinsicht sie 
das Urteil des VG angreift. 

4. 

I. Der Übergang von der Anfechtungsklage zur allgemei­
nen Feststellungsklage stellt keine Klageänderung dar. 

2. Die Feststellung, daß die mit der Ordination erworbe­
nen Rechte infolge Entlassung aus dem Dienstverhältnis 
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nicht erloschen sind, betrifft das Bestehen eines kirchlichen 
Rechtsverhältnisses und kann Gegenstand einer Feststel­
lungsklage sein. 

3. Der Grundsatz der Subsidiarität steht einer derartigen 
Feststellungsklage dann nicht entgegen, wenn die Behaup­
tung des Klägers dahin geht, die fraglichen Rechte gerade 
ohne Rücksicht auf eine mit der Verpflichtungsklage zu ver­
folgende kirchenbehördliche Entscheidung zu besitzen. 

4. Für den Verlust der mit der Ordination erworbenen 
Rechte ist gemäß § 62 I Buchst. a PfG der EKHN neben der 
Beendigung des Dienstverhältnisses Voraussetzung, daß der 
Pfarrer oder Pfarrvikar eine nichtkirchliche Tätigkeit über­
nimmt. Die Nichtausübung einer Tätigkeit steht dem nicht 
gleich (Leitsätze des Gerichts). 

§ 62 Pfarrergesetz der Ev. Kirche in Hessen und Nassau- PfG- i. 
d. F. d. Bkm. vom 1. 11. 1976 (ABI. S. 153); §§ 3 I, 38 KG über das 
Kirchliche Verfassungs- und Verwaltungsgericht- KVVG- i. d. F. 
d. Bkm. vom 1. 8. 1979 (ABI. S. 119); § 264 Nr. 2 ZPO; §§ 43, 173 
VwGO. 

Kirchliches Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Ev. 
Kirche in Hessen und Nassau- Zweite Kammer- Urteil 
vom 6. 7. 1990- II 2/90-

Mitgeteilt vom Gericht 

Die Klägerirr (Kl.) war von der Kirchenleitung der Ev. 
Kirche in Hessen und Nassau (Beklagte- Bekl. -) am ... 
1989 wegen mangelnder Eignung für den Pfarrdienst aus 
dem Dienst entlassen worden. Gleichzeitig teilte die Bekl. 
mit, es erlöschten auch die mit der Ordination erworbenen 
Rechte. Den Antrag der Kl., ihr die Ordinationsrechte zu be­
lassen, lehnte die Bekl. mit Bescheid vom ... 1990 ab. Die 
Kl. klagte daraufhin zunächst auf Aufhebung dieses Be­
schlusses. Ihr zuletzt gestellter Antrag auf Feststellung, daß 
mit der Entlassung aus dem Dienstverhältnis nicht auch die 
Ordinationsrechte erloschen sind, war erfolgreich. 

Aus den Gründen: 

Die feststellungsklage ist zulässig und begründet. 

Der nunmehr gestellte Feststellungsantrag bedeutet keine 
Änderung der ursprünglich erhobenen Klage. Dabei kann 
dahin stehen, inwieweit das konkrete Rechtsschutzbegehren 
der Kl. bereits dem in der Klageschrift gestellten Antrag zu 
entnehmen war. Nach§§ 38 KVVG, 173 VwGO, 264 Nr. 2 
ZPO ist es nämlich nicht als eine Änderung der Klage anzu­
sehen, wenn ohne Änderung des Klagegrunds der Klagean­
trag in der Hauptsache erweitert oder beschränkt wird. Hier­
unter fällt auch der Übergang von der Anfechtungsklage zur 
allgemeinen Feststellungsklage (vgl. für das staatliche Pro­
zeßrecht Kopp, VwGO 1989', § 91, Rdnr. 9). 

Die von der Kl. begehrte Feststellung, daß durch ihre Ent­
lassung aus dem Dienstverhältnis als Pfarrvikarin ihre mit 
der Ordination erworbenen Rechte nicht erloschen sind, be­
trifft das Bestehen eines kirchlichen Rechtsverhältnisses 
und kann deshalb Gegenstand einer Feststellungsklage nach 
§ 3 I Nr. 3 KVVG sein. Als Rechtsverhältnis im Sinne die­
ser Vorschrift kommt nicht nur das Bestehen eines besonde­
ren Pflichtenverhältnisses wie z. B. das des Pfarrvikars in 
Betracht; feststellungsfähig sind vielmehr - ebenso wie im 
staatlichen Beamtenrecht (vgl. dazu Redecker/von Oertzen, 
VwGO 1988', § 43, Rdnr. 5)- auch einzelne selbständige 
Rechte. Hierzu zählen für den Pfarrer oder Pfarrvikar die in 
§ 62 I PfG aufgeführten mit der Ordination erworbenen 
Rechte. 

• 

• 
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Die mit der Ordination erworbenen Rechte beruhen zwar 
· - wie die Bekl. vorträgt - nicht auf einem begünstigenden 
Verwaltungsakt, sondern auf dem gottesdienstlichen Akt der 
Ordination. Daraus kann aber nicht der Schluß gezogen 
werden, bei den mit der Ordination erworbenen Rechten 
handele es sich nicht um subjektive Berechtigungen des 
Pfarrvikars oder Pfarrers. Die Ordination ist nämlich nicht 
nur dem geistlich-theologischen Bereich der Kirche zuzu­
ordnen, sie hat vielmehr auch rechtlichen Charakter. Das 
Kirchenrecht nimmt nämlich den Begriff der Ordination 
auf, regelt ihre Voraussetzungen, ihren Vollzug und ihre 
Rechtswirkungen (vgl. Maurer, ZevKR 32 (1987) S. 571 
[574 ff]). Dies wird besonders deutlich an Abschnitt X des 
Pfarrergesetzes, in dessen Bestimmungen die durch die Or­
dination verliehene Ermächtigung ausdrücklich als Rechte 
qualifiziert werden und zugleich bestimmt wird, unter wel­
chen Voraussetzungen diese erlöschen, belassen, aufgege­
ben, zum Ruhen gebracht oder erneut übertragen werden 
können. 

Die besonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen für das 
Feststellungsbegehren der Kl. sind gegeben. Da die KL der 
Auffassung ist, durch ihre Entlassung aus dem Dienstver­
hältnis als Pfarrvikarin seien ihre mit der Ordination erwor­
benen Rechte nicht erloschen, und die Bekl. dies bestreitet, 
hat die Kl. ein berechtigtes Interesse an der alsbaldigen 
Feststellung des Rechtsverhältnisses. Sie liefe andernfalls 
Gefahr, sich durch unberechtigte Ausübung dieser Rechte 
disziplinarischen Sanktionen auszusetzen (zur kirchenrecht­
lichen Einbindung der nicht im Pfarrdienst stehenden Ordi­
nierten vgl. Maurer, ZevKR 32 (1987) S. 571 [576, Fn. 10]). 

Auch der Grundsatz der Subsidiarität der Feststellungs­
klage (§§ 38 KVVG, 43 II VwGO) steht vorliegend dem 
Rechtsschutzbegehren der Kl. nicht entgegen. Die Feststel­
lungsklage ist danach nämlich nur dann ausgeschlossen, 
wenn durch Gestaltungs- oder Leistungsklage Rechtsschutz 
in zumindest gleichem Umfang und mit gleicher Effektivität 
wie durch eine Feststellungsklage erreicht werden kann. 
Dies wäre hier aber nicht der Fall, da die Kl. behauptet, die 
mit der Ordination erworbenen Rechte gerade ohne Rück­
sicht auf eine mit einer Verpflichtungsklage zu verfolgende 
kirchenbehördliche Entscheidung zu besitzen (vgl. zu ent­
sprechenden Gestaltungen im staatlichen Verfahrensrecht 
Kopp, VwGO, 1989', § 43, Rdnr. 29). 

Die sonach zulässige Klage ist auch begründet. Mit der 
von der Bekl. am ... 1989 beschlossenen Entlassung der Kl. 
aus dem Dienstverhältnis als Pfarrvikarin sind ihre mit der 
Ordination erworbenen Rechte nicht erloschen. 

Gern. § 62 I Buchst. a) PfG ist hierfür neben der Beendi­
gung des Dienstverhältnisses Voraussetzung, daß der Pfarr­
vikar eine nichtkirchliche Tätigkeit übernimmt. Nach den 
von der Kl. in der mündlichen Verhandlung wiederholten 
Angaben, an deren Richtigkeit zu zweifeln die Kammer kei­
nen Anlaß hat, übt sie zur Zeit keine Tätigkeit aus. Nach 
dem eindeutigen Wortlaut der Bestimmung fehlt es damit an 
einer Voraussetzung für das Erlöschen der mit der Ordinati­
on erworbenen Rechte. 

Die Kammer ist im Hinblick auf die klare sprachliche 
Fassung und den systematischen Aufbau der Bestimmung 
der Auffassung, daß diese weder einer Auslegung noch ei­
ner Analogie in dem von der Bekl. vorgetragenen Sinne zu­
gänglich ist. Dabei zieht das Gericht die Überlegung der Be­
kl., die Ordination sei grundsätzlich an einen konkreten 
Auftrag zur öffentlichen Wortverkündung und Sakraments­
verwaltung gebunden, keineswegs in Zweifel. Dieser Ge­
danke hat aber in der gegenwärtigen Fassung des § 62 I 
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Buchst. a) PfG nicht in dem von der Bekl. behaupteten Sin­
ne Ausdruck gefunden. Zwar kann nur ein Ordinierter in das 
Pfarrdienstverhältnis berufen werden (vgl. § 9 II VorbG). 
Auch können die Rechte aus der Ordination erst wahrge­
nommen werden, wenn sie durch einen konkreten Amts­
oder Dienstauftrag aktualisiert werden (Maurer, ZevKR 32 
(1987) S. 572 [576]). Doch ist das Bestehen eines derartigen 
konkreten Amts- oder Dienstauftrags nur der Regelfall, 
nicht aber notwendige Voraussetzung für das Innehaben der 
Rechte aus der Ordination. 

Dies wird besonders deutlich bei einem Vergleich zwi­
schen § 62 I Buchst. a) PfG und Buchst. b) der Bestimmung. 
Während im letztgenannten Fall bereits das Ausscheiden 
aus dem Dienst zum Verlust der mit der Ordination erwor­
benen Rechte führt, ist dies bei der sonstigen Beendigung 
des Dienstverhältnisses gerade nicht der Fall. Hier ist viel­
mehr weitere Voraussetzung, daß der Pfarrer oder Pfarrvikar 
eine nichtkirchliche Tätigkeit übernimmt. 

Die Kammer vermag der Vorschrift keine Anhaltspunkte 
dahingehend zu entnehmen, daß es nicht auf die Übernahme 
einer nichtkirchlichen Tätigkeit, sondern vielmehr auf die 
Nichtübernahme einer kirchlichen Tätigkeit ankommen sol­
le. Auch die Bekl. selbst geht hiervon letztlich nicht aus, 
sondern fordert weiter, daß die Ordinierte eine dem Pfarr­
dienst vergleichbare kirchliche Tätigkeit übernimmt, an­
dernfalls die mit der Ordination erworbenen Rechte erlö­
schen. 

Da der kirchliche Gesetzgeber die unterschiedlichen 
Möglichkeiten der Beendigung des Dienstverhältnisses als 
Pfarrer oder Pfarrvikar bei Verabschiedung des Pfarrer­
gesetzes gesehen und den Verlust der mit der Ordination er­
worbenen Rechte an unterschiedliche tatbestandliehe Vor­
aussetzungen geknüpft hat, ist es der Kammer mangels 
anderweitiger Gesichtspunkte verwehrt, diese gesetzgeben­
sehe Entscheidung im Wege der Auslegung oder analogen 
Anwendung der Bestimmung zu korrigieren. 

Die Kammer weist zur Klarstellung daraufhin, daß durch 
diese Feststellung weder ihre frühere Entscheidung über die 
Entlassung der Kl. modifiziert noch die Kl. aus dem All­
wendungsbereich des § 62 I Buchst. a) PfG ausgenommen 
wird. Sollte die Kl. in Zukunft eine nichtkirchliche Tätigkeit 
ül1ernehmen, würden damit ihre mit der Ordination erwor­
benen Rechte erlöschen mit der Folge, daß die Bekl. danach 
auf einen entsprechenden Antrag der Kl. erneut darüber zu 
befinden hätte, ob diese Rechte unter dem Vorbehalt des 
Widerrufs belassen werden können. 

5. 

Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens, Verfahren 

1. Einem Pfarrer, der gem. § 85 ff. PfG der VELKD n. F. 
versetzt werden soll, sind vor einer Entscheidung das kon­
krete Ergebnis der abgeschlossenen Ermittlungen und die 
Tatsachen im einzelnen mitzuteilen, auf die der Mangel ge­
deihlichen Wirkens gestützt werden soll, und die Gelegen­
heit zu geben, auch die ihn entlastenden Gesichtspunkte in 
das Verfahren einzubringen. Die Möglichkeit, in einem vor­
angegangenen Rechtsstreit Stellung zu nehmen, reicht nicht 
aus. 

2. Eine Heilung des fehlerhaften Verfahrens durch Nach­
holung der Anhörung ist nur bis zur Klageerhebung bzw. bis 
zum Abschluß des Vorverfahrens möglich (Leitsätze der Re­
daktion), 

§ 86 PfarrerG der VELKD- PfG- vom 4. 4. 1989 (ABl. VELKD 
Bd. VI S. 82); § 47 KirchengerichtsO des Kirchengerichts der ev.-



Seite 10 

luth. Kirchen in Schleswig-Holstein und Harnburg - KGO -
(GVOBI. 1974, S. 65); § 45 I Nr. 2 VwVfG. 

Kirchengericht der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, Ur­
teil vom 26. 3. 1992- KG-NELK 3/90- (rechtskräftig) 

Der Kläger (Kl. ), Pfal-rer der Kirchengemeinde X, wendet 
sich gegen die von der beklagten Kirchenleitung (Bekl.) an­
geordnete Versetzung in den Wartestand. 

Langjährige, wachsende Spannungen zwischen den Pa­
storen, Mitarbeitern und dem Kirchenvorstand der Gemein­
de X führten dazu, daß der Kirchenvorstand in einer Sitzung 
am ... 1988, von der die Pastoren ausgeschlossen wurden, 
beschloß, die Versetzung des Kl. mangels gedeihlichen Wir­
kens zu beantragen. Mit Bescheid vom ... 1988 teilte die Be­
kl. dem Kl. u. a. mit, daß sie die Einleitung des Verset­
zungsverfahrens nach§§ 73, 74 Pfarrergesetz (PfG) a. F. be­
schlossen habe. 

Da Zweifel an der Rechtmäßigkeit des ohne die Pastoren 
im Kirchenvorstand gefaßten Antrages bestanden, beschloß 
der Kirchenvorstand unter Beteiligung der Pastoren am ... 
1988 erneut den Antrag auf Versetzung des Kl. 

Nach Stellungnahmen von Bischof, Propst und Pastoren­
vertretung ordnete die Bekl. am ... 1988 die Versetzung des 
Kl. aus. seiner Gemeinde an. Die nach erfolglosem Wider­
spruch hiergegen gerichtete Klage wurde übereinstimmend 
für erledigt erklärt, als die Bekl. am ... 1990 den Bescheid 
vom .... 1988 und den Widerspruchsbescheid aufhob. 

Am sel~en Tag yersetzte die Bekl. den Kl. unter Aufhe­
bung der Ubertragung der Pfarrstelle der Kirchengemeinde 
X in den Wartestand. Der hiergegen am ... 1990 gerichtete 
Einspruch des Kl. wurde am ... 1990 von der Bekl. zurück­
gewiesen. Die auf Aufhebung dieser beiden Bescheide ge­
richtete Klage hatte Erfolg. 

Aus den Gründen: 

Die Anfechtungsklage ist gern. § 47 KGO zulässig. So­
weit die Klage auch einen Verpflichtungsantrag dergestalt 
enthält, dem Kl. die Ausübung des Dienstes in der Kirchen­
gemeinde X zu gestatten, schließt die Aufhebung der ange­
fochtenen Bescheide auch die darin enthaltene Aufhebung 
der vorläufigen Dienstuntersagung mit ein. 

Die Anfechtungsklage 1st auch begründet. 

Das von der Bekl. betriebene Versetzungsverfahren, das 
zu dem Bescheid vom . .. 1990 und zum Widerspruchsbe­
scheid vom ... 1990 geführt hat, leidet an einem schweren 
Mangel, der die Rechtswidrigkeit beider Bescheide zur Fol­
ge hat. 

Nachdem die Bekl. den bereits früher ergangenen Verset­
zungsbescheid vom ... 1988 und den Widerspruchsbescheid 
vom ... 1989 aufgehoben hatte, war für die erneute Entschei­
durig das inzwischen geänderte Pfarrergesetz der VELKD 
i. d. F. vom 4. April1989 (abgekürzt Pfarrergesetz n. F.) an­
zuwenden. Nach § 86 Pfarrergesetz n. F. i. V. m. § 53 des An­
wendungs- und Ausführungsgesetzes des Pfarrergesetzes der 
VELKD ist der Gang des Verfahrens zur Versetzung eines 
Pfarrers aus der Gemeinde mangels gedeihlichen Wirkens 
zwingend vorgeschrieben. Danach setzt das Verfahren 
zunächst einen Beschluß der Kirchenleitung über die Ein­
leitung und Durchführung des Versetzungsverfahrens voraus. 
Danach sind zur Feststellung des Sachverhalts die erforder­
lichen Erhebungen zu führen und abzuschließen. Im An­
schluß dqran sind vor Erlaß des Versetzungsbescheids der 
Pfarrer und die übrigen Anhörungsbeteiligten zu dem Er­
gebnis der Erhebungen und zu den konkreten Tatsachen 
anzuhören, die zu der Schlußfolgerung führen, ein gedeih-
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liches Wirken des Pfarrers in der Kirchengemeinde sei nicht 
mehr gewährleistet. Diesen zwingend vorgeschriebenen Ver­
fahrensablauf hat die Beklagte nicht eingehalten. 

Entgegen der Auffassung des Kl. liegt allerdings ein noch 
nach altem Recht ergangener wirksamer Beschluß über die 
Einleitung und Durchführung des Versetzungsverfahrens 
vor .... (wird ausgeführt) 

Der Beschluß über die Anordnung und Durchführung des 
Versetzungsverfahrens ist auch nicht durch den Beschluß 
der Bekl. vom ... 1990, der Grundlage des angefochtenen 
Bescheides vom . . . 1990 ist, hinfällig geworden. Aus dem 
Beschluß ergibt sich ohne jeden Zweifel, daß nicht das ge­
samte bisherige Verfahren aufgehoben und erneut durchge­
führt werden sollte, sondern daß die Bekl. lediglich die feh­
lerhaften Beschlüsse vom ... 1988 und ... 1989, die Gegen­
stand des Vorprozesses waren, »nachbessern« wollte. 

Entscheidend ist jedoch, daß dem Kl. vor Erlaß des ange­
fochtenen Versetzungsbescheids vom ... 1990 das konkrete 
Ergebnis der durchgeführten Erhebungen nicht mitgeteilt 
und er, wie auch die übrigen Anhörungsbeteiligten, entge­
gen der zwingenden Vorschrift des § 86 II S. 2 Pfarrergesetz 
n. F. dazu nicht angehört wurde. 

Der Hinweis der Bekl., dem Kl. seien wiederholt Ge­
spräche und rechtliches Gehör angeboten worden; er habe 
davonjedoch keinen Gebrauch gemacht, führt zu keiner an­
deren Beurteilung. Sämtliche von der Bekl. in ihrem Schrift­
satz vom ... 1991 geschilderten Gespräche haben vor der 
Einleitung des Versetzungsverfahrens stattgefunden und er­
setzen deshalb die vorgeschriebene Anhörung nach Ab­
schluß der Ermittlungen nicht. Sinn und Zweck des in § 87 
Pfarrergesetz n. F. * festgelegten Verfahrensablaufs ist es, 
dem von einer Versetzung mit derart weitreichenden persÖn­
lichen und beruflichen Folgen bedrohten Pfarrer ein kir­
chenrechtlich einwandfreies Verfahren zu sichern, daß ihn 
in die Lage versetzt, noch vor der Entscheidung über eine 
Versetzung auch die ihn entlastenden und für ein Verbleiben 
in der Gemeinde sprechenden Gesichtspunkte in das Verfah­
ren einzubringen. Dieses setztjedoch voraus, daß dem Pfar­
rer zuvor das konkrete Ergebnis der Erhebungen und insbe­
sondere die Tatsachen im einzelnen mitgeteilt werden, auf 
die der Mangel gedeihlichen Wirkens in der Kirchenge­
meinde gestützt werden soll, um ihm so auch Gelegenheit 
zu geben, diese Tatsachen ggf. zu bestreiten oder abwei­
chend zu würdigen. Die Bekl. hat erstmals mit dem ange­
fochtenen Bescheid vom ... 1990 die die Versetzung des Kl. 
begründenden Tatsachen im einzelnen benannt. Deshalb 
kommt es rechtlich auch nicht darauf an, daß der Kl. in dem 
vorangegangenen Rechtsstreit die Möglichkeit hatte, zu 
seiner Versetzung Stellung zu nehmen. Dieses reicht als Ge­
währung rechtlichen Gehörs nicht aus. Die seinerzeit vom 
Kl. angefochtenen Bescheide der Bekl. vom ... 1988 und ... 
1989 waren hinsichtlich des zugrundegelegten Sachverhalts 
und der Schlußfolgerungen in bezug auf einen Mangel 
gedeihlichen Wirkens derart pauschal, daß sie für den Kl. 
weitgehend nicht einlassungsfähig waren. Demgemäß hatte 
der Kl. in jenem Verfahren auch darauf bestanden, die kon­
kreten Tatsachen mitgeteilt zu bekommen, auf denen die 
Versetzungsentscheidung beruht. Dieser Mangel der seiner­
zeit in dem Vorprozeß angefochtenen Bescheide hat schließ­
lich auch zu deren Rücknahme durch die Bekl. mit der Folge 
der Beendigungjenes Rechtsstreits geführt. 

Die Verletzung der zwingend vorgeschriebenen An­
hörung führt grundsätzlich zur Fehlerhaftigkeit eines kir­
chenrechtlichen Verwaltungsakts mit der Folge seiner ge­
richtlichen Aufhebung. 

* Gemeint wohl: § 86 PfG n. F. 
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Eine Heilung des fehlerhaften Verfahrens durch N achho-
1ung der Anhörung des Betroffenen ist in entsprechender 
Anwendung der gesetzlichen Regelung des § 45 I Nr. 2 Ver­
waltungsverfahrensgesetz grundsätzlich nur bis zur Klage­
erhebung bzw. bis zum Abschluß des Vorverfahrens mög­
lich. Es genügt insbesondere auch nicht, daß der Betroffene 
im gerichtlichen Verfahren ausreichend Gelegenheit zur 
Äußerung erhält und die Behörde aufgrund des von ihm 
Vorgetragenen den Verwaltungsakt nochmals selbst und in 
eigener Verantwortung überprüft (vgl. Kopp, Kommentar 
zum Verwaltungsverfahrensgesetz 1991', zu§ 45 Randbem. 
26). 

Die Entscheidung steht auch nicht im Widerspruch zur 
Entscheidung des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts 
der VELKD vom 8. November 1983 (RVG 1183)'. Diese 
Entscheidung ist noch nach altem Recht ergangen und 
berücksichtigt deshalb den nunmehr in § 86 Pfarrergesetz n. 
F. zwingend vorgeschriebenen Verfahrensgang nicht. 

6. 

Versetzung mangels gedeihlichen Wirkens 

1. § 35 a I lit. c PfG ist eine gültige Bestimmung des 
kirchlichen Rechts. " 

2. a) Die Feststellung nach§ 35 a I lit. c PfG setzt voraus, 
daß es zum Zeitpunkt der Entscheidung der Kirchenleitung 
an einer gedeihlichen Amtsführung fehlt und die hierfür 
maßgeblichen Umstände die Einschätzung tragen, daß dies 
auch künftig nicht anders sein wird. 

b) Bei dem Merkmal der gedeihlichen Amtsführung han­
delt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, dessen 
Vormissetzungen vom Gericht voll zu überprüfen sind. 

c) Ob auch die Zukunftsprojektion uneingeschränkter ge­
richtlicher Kontrolle unterliegt, bleibt dahingestellt. 

• d) Der gerichtlichen Überprüfung ist der Sachverhalt zu 
Grunde zu legen, wie er sich zum Zeitpunkt der Be­
schlußfassung der Kirchenleitung darstellt. 

3. Wenn der Kirchenvorstand aus nachvollziehbaren und 
e(nsichtigen Gründen das für ein gedeihliches Wirken in der 

" Gemeinde erforderliche Vertrauens- und Gemeinschaftsver­
hältnis zwischen dem Kirchenvorstand und dem Pfarrer 
nicht mehr für gegeben erachtet, so ist damit dem Pfarrer 
angesichts der umfassenden Kompetenzen des Kirchenvor­
standes für Verkündigung, Seelsorge und Unterweisung so­
wie das gesamte Gemeindeleben ein fruchtbares Wirken 
verwehrt, sofern das Zerwürfnis vom Kirchenvorstand nicht 
treuwidrig herbeigeführt oder festgestellt worden ist. 

4. Zu einer Versetzung gern. § 35 a I lit. c PfG bedarf es 
weder eines Antrags noch der Zustimmung des betroffenen 
Pfarrers. Erforderlich ist aber die Bereitschaft des Pfarrers 
zum Dienst in einer anderen Gemeinde und zu einem neuen 
Amt. 

5. Auch im kirchlichen Bereich sind Verwaltungsakte und 
die in ihnen getroffenen Ermessensentscheidungen zu be­
gründen (Leitsätz~ des Berichterstatters). 

Art. 2 I, 6 I und II, 7 I und II Jit. a)- h), 14 II und 111, 15 I Ordnung 
der Ev. !Grche in Hessen und Nassau- KO -; §§ 26 I und II, 52 I 
!Grchengemeindeordnung - KGO -; Abschnitt III Nr. 4 S. 2 Le­
bensordnung - LO -; § § 35 I, 35 a I lit. c ), 39 Pfarrergesetz -
PfG -; § 14111 S. 2 Pfarrstellengesetz- PfStG -; § 18 I KG über 
das Kirchliche Verfassungs- und Verwaltungsgericht- KVVG -. 

'RsprB ABI. EKD 1987, S. 12. 
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VuVG der EKHN, Urteil vom 9.8.1991-1113/90 -* 

Mitgeteilt von RiVGH Dr. Schneider und OKR Dr. Till 

Die Klägerirr (Kl.), die sich gegen ihre Versetzung in den 
Wartestand wendet, wurde ... ordiniert und ... zur Pfarrerin 
auf Lebenszeit ernannt. Seit ... ist sie Inhaberirr der Pfarr­
stelle W im Dekanat Z, der die Kirchengemeinden X und Y 
zugeordnet sind. 

Seit ... beanstanden die Kirchenvorstände beider Gemein­
den, daß die Kl. sowohl im Gottesdienst als auch im Unter­
richt abweichend von der 1971 von der Kirchensynode emp­
fohlenen und seitdem in X und Y üblichen ökumenischen 
Fassung des apostolischen Glaubensbekenntnisses die 
früher gebräuchliche Übersetzung mit der Formulierung 

· »Auferstehung des Fleisches« statt »Auferstehung der 
Toten« verwendet. Zudem wird die Amtsführung der Kl. im 
Bereich der Verkündigung, der Gemeindearbeit, der Verwal­
tung und der Zusammenarbeit mit den Kirchenvorständen in 
einer Reihe von Punkten kritisiert. 

Am ... wurde auf einer gemeinsamen Sitzung beider Kir­
chenvorstände zusammen mit Propst, Dekan und Vertretern 
der Kirchenverwaltung über die Probleme in der Zusam­
menarbeit zwischen der Kl. und den Kirchenvorständen ge­
sprochen: Die hauptsächlichen Kritikpunkte waren neben 
der Diskussion um das ökumenische Glaubensbekenntnis 
die mangelnde Verständlichkeit der Predigten der Kl., ihr 
fehlendes Engagement in der Altenarbeit, der zurückgegan­
gene Gottesdienstbesuch von Jugendlichen, die fehlende 
Mitwirkung im Kindergottesdienst sowie Probleme in der 
pfarramtliehen Verwaltung. Außerdem wurde die Kommu­
nikationsfähigkeit der Kl. bemängelt. 

Am .. . stellten die Kirchenvorstände mit einstimmigen 
Beschlüssen fest, daß eine gedeihliche Zusammenarbeit mit 
der Kl. nicht mehr gegeben sei, und ersuchten den Propst, 
dafür Sorge zu tragen, daß die Kl. bis zum ... einen anderen 
Dienst finde. 

Mit Schreiben vom ... wurde der Kl. mitgeteilt, daß die 
Kirchenleitung die Einleitung eines Verfahrens zur Verset­
zung in den Wartestand beschlossen habe. Die Kl. wurde auf 
ihrt<n Wunsch von der Kirchenleitung im Beiseindreier Bei­
stände sowie des Vorsitzenden des Pfarrerausschusses in der 
Sitzung am ... angehört. Der Dekanatssynodalvorstand des 
Dekanats Z kam nach Anhörung der beiden stellvertreten­
den Kirchenvorstandsvorsitzenden in seiner Sitzung vom ... 
zu dem Schluß, ein gedeihliches Wirken der Kl. sei nicht 
mehr möglich. Die Kirchenvorstände von X und Y bestätig­
ten am ... auf einer gemeinsamen Sitzung einstimmig ihren 
früheren Ungedeihlichkeitsbeschluß und baten gleichzeitig 
um die Beurlaubung der Kl. 

In ihrer Sitzung am ... beurlaubte die Kirchenleitung der 
EKHN (Bekl.) die Kl. gern. § 37 PfG bis zu einer Entschei­
dung über die Versetzung in den Wartestand. Gleichzeitig 
wurde die sofortige Vollziehung dieses BeschlusseS ange­
ordnet. Am ... beschloß die Bekl., die Kl. mit Wirkung vom 
... in den Wartestand zu versetzen, und ordnete den Sofort­
vollzug dieser Entscheidung an. Gegen die Wartestandsver­
setzung hat die Kl. Klage beim VuVGder EKHN erhoben 
und gleichzeitig einen Antrag auf Aussetzung der sofortigen 
Vollziehung gestellt. 

Am ... beschloß der Pfarrerausschuß, den die Kirchenver­
waltung mit Schreiben vom ... an die Abgabe seiner Stel­
lungnahme erinnert hatte, der Versetzung der Kl. in den 
Wartestand nicht zu widersprechen. Mit Beschluß vom ... 

*Auch abgedruckt in ZevKR 37 (1992) S. 193. 
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hat das Gericht den Antrag der Kl. auf Aussetzung der so­
fortigen Vollziehung zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: 

Die zulässige Klage ist nicht begründet. Der mit Bescheid 
der Kirchenverwaltung vom ... mitgeteilte Beschluß der Kir­
chenleitung vom ... ist nicht rechtswidrig und verletzt die 
Kl. nicht in ihren Rechten. Die Bekl. hat weder das geltende 
Kirchenrecht unzutreffend angewandt noch die Grenzen ih­
res pflichtgemäßen Ermessens nicht eingehalten, noch ist 
sie von irrigen tatsächlichen Voraussetzungen ausgegangen 
(§ 18 I KVVG). 

Gern.§§ 35 a I lit. c, 39 PfG kann ein Pfarrer, wenn fest­
gestellt ist, daß eine gedeihliche Amtsführung nicht mehr zu 
erwarten ist und sich eine Versetzung als undurchführbar er­
weist, in den Wartestand versetzt werden. Die Voraussetzun­
gen dieser Bestimmungen hat die Bekl. zu Recht bejaht. 

Von der Kl. ist in den Kirchengemeinden X und Y eine 
gedeihliche Führung ihres Amtes ,nicht mehr zu erwarten. 

§ 35 a I lit. c PfG, der diese Bedingung für die Warte­
standsversetzung normiert, ist eine gültige Bestimmung des 
kirchlichen Rechts (KVVG, Beschluß vom 14. 1. 1991 -I 
9/90 - 1

). Sie stellt im Interesse einer ordnungsgemäßen Auf­
gabenerfüllung der Kirchengemeinde eine Ausnahme von 
der grundsätzlichen Unversetzbarkeit des Pfarrers 'dar. Sie 
knüpft dabei nicht an ein Fehlverhalten des Amtsinhabers an 
und trägt keinerlei disziplinarischen Charakter. Sie läßt eine 
Versetzung auch dann zu, wenn die Gründe, die zur Fest­
stellung der Ungedeihlichkeit führen, nicht in der Person 
des Pfarrers begründet sind. Entscheidend ist allein, daß ei­
ne tiefgreifende Zerrüttung gegeben ist, die es der Kirchen­
gemeinde unmöglich macht, ihrem Auftrag als Gemeinde 
Jesu Christi (Art. 2 I KO) nachzukommen. 

Die Feststellung nach § 35 a I lit. c PfG setzt voraus, daß 
es zum Zeitpunkt der Entscheidung der Kirchenleitung an 
einer gedeihlichen Amtsführung fehlt und die hierfür maß­
geblichen Umstände die Einschätzung tragen, daß dies auch 
künftig nicht anders sein wird. Diese Feststellung hat die 
Bekl. ohne Rechtsfehler getroffen. 

Bei dem Merkmal »gedeihliche Führung seines Amtes« 
handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, des­
sen Voraussetzungen vom Gericht voll zu überprüfen sind 
(vgl. VGH EKU, Urteil vom 27. 2. 1984, RsprB ABI. EKD 
1985, S. 8 [9]; Urteil vom 10. 12. 1984, RsprB ABI. EKD 
1986, S. 9 [10]; offen gelassen von VuVG VELKD, Urteil 
vom 20. 7. 1984, RsprB ABI. EKD 1988, S. 16 [17]; Urteil 
vom 14. 3. 1988, RSprB ABI. EKD 1989, S. 10 [11]). Der 
Kirchenleitung kommt insoweit ein nur beschränkt gericht­
lich überprüfbarer Beurteilungsspielraum nicht zu. Das 
Pfarrergesetz hat die Zuordnung des Einzelfalls zu dem un­
bestimmten Rechts begriff der » Ungedeihlichkeit« nicht 
ausdrücklich allein der Entscheidung der Kirchenleitung 
überlassen. Auch aus Sinn und Zweck der Regelung kann 
nicht entnommen werden; daß der Bekl. eine behördliche 
Beurteilungsprärogative eingeräumt werden sollte. Die 
Feststellung der »Ungedeihlichkeit« stellt kein persönlich­
keitsbedingtes Werturteil des Dienstherrn über den Pfarrer 
dar, das ähnlich einer Eignungsfeststellung notwendig nur 
einer eingeschränkten gerichtlichen Kontrolle zugänglich 
wäre. Gegenstand der Ungedeihlichkeitsfeststellung ist kein 
Persönlichkeitsurteil, sondern ein objektiver Befund. Dies 
zeigt sich bereits daran, daß eine Versetzung auch dann er­
folgen darf, wenn die Gründe für die Ungedeihlichkeit nicht 
in der Person des Pfarrers wurzeln. 

1 Nicht veröffentlicht. 

RECHTSPRECHUNG 

Der gerichtlichen Überprüfung ist der Sachverhalt zu 
Grunde zu legen, wie er sich zum Zeitpunkt der letzten 
behördlichen Maßnahme, mithin hier dem Tag der Be­
schlußfassung der Kirchenleitung darstellte (vgl. VGH 
EKU, Urteil vom 27. 2. 1984, RsprB ABI. EKD 1985, S. 8 
[11]). 

Die Bekl. hat für diesen Zeitpunkt zu Recht die Unge­
deihlichkeit der Amtsführung der Kl. bejaht. Sie durfte sich 
hierl"ür maßgeblich auf die einstimmigen Ungedeihlich­
keitsbeschlüsse der Kirchenvorstände von X und Y vom ... 
und ... stützen, da die Beschlüsse Ausdruck des tiefgreifen­
den Zerwürfnisses zwischen den Kirchenvorständen und der 
Kl. sind, der Verlust des Vertrauensverhältnisses 'zwischen 
den Kirchenvorständen und der Kl. einem weiteren gedeih­
lichen Wirken der Kl. entgegensteht und Anhaltspunkte für 
ein rechtsmißbräuchliches Verhalten der Kirchenvorstände 
nicht gegeben sind. 

In den mit einigem zeitlichen Abstand wiederholten Be­
schlüssen zeigt sich - ohne daß es in Anbetracht ihrer Ein­
stimmigkeit hierzu einer Beweisaufnahme bedurft hätte -
die Zerrüttung des Verhältnisses zwischen der Kl. auf der ei­
nen und den übrigen Kirchenvorstandsmitgliedern auf der 
anderen Seite. 

Die Beschlüsse sind Ergebnis eines sich über einen Zeit­
raum von mehreren Jahren hinziehenden Konflikts. Die Kir­
chenvorstände haben sie weder leichtfertig noch übereilt ge­
troffen und sich überdies vor ihrer Entscheidung der Bera­
tung und Hilfe der zuständigen Stellen bedient. Obwohl der 
Konflikt um das Credo bereits seit ... schwelte und das Ver­
halten der Kl. seitdem immer wieder für Unmut, Verärge­
rung oder Unverständnis in den Kirchenvorständen sorgte, 
haben diese erstmals am ... einen Ungedeihlichkeitsbe­
. schluß gefaßt, nachdem die Situation in einer Sitzung mit 
Propst und Dekan sowie Vertretern der Kirchenverwaltung 
am ... erörtert worden war und die Kl. in einer weiteren Sit­
zung am ... im Beisein des Dekans Gelegenheit hatte, sich 
zu den gegen sie erhobenen Vorwürfen zu äußern. Auch 
dem zweiten Beschluß vom ... gingen intensive Gespräche 
voraus. Er wurde erst gefaßt, nachdem auch der Dekanats­
synodal vorstand des Dekanats Z am ... die Auffassung des 
Kirchenvorstandes bestätigt hatte. 

• 
Das zerrüttete Verhältnis zwischen der Kl. und den bei­

den Kirchenvorständen läßt angesichts von Stellung, Be­
deutung und Funktion des Kirchenvorstandes ein geordne­
tes Gemeindeleben und folglich ein gedeihliches Wirken der 
Kl. nicht mehr zu. 

Nach der Ordnung der Ev. Kirche in Hessen und Nassau 
ist der Kirchenvorstand das die Gemeinde leitende Organ. 

·Er trägt Verantwortung für das gesamte Gemeindeleben 
(Art. 6 I S. 1 KO). Ihm ist im Rahmen der gesamtkirchlichen 
Ordnung die Entscheidung über alle Angelegenheiten der 
Kirchengemeinde anvertraut (Art. 7 I KO). Zu seinen Auf­
gaben gehören insbesondere die Ordnung und Gestaltung 
des kirchlichen Lebens in der Gemeinde und die Mitverant­
wortung für die Seelsorge (Art. 7 Illit. b und c KO). Über 
diese religiösen Aufgaben hinaus kommt ihm eine umfas­
sende Verwaltungszuständigkeit zu (Art. 7 II lit. a und 
d-h). 

Bereits diese grundlegenden, für das Selbstverständnis 
der Kirche konstitutiven Normen zeigen, daß die Tätigkeit 
von Kirchenvorstand und Pfarrer auf Zusaminenarbeit ange­
legt ist. Nur wenn "ein Zusammenwirken zwischen Pfarrer 
und Kirchenvorstand möglich ist, können die vielgestaltigen 
Aufgaben des Kirchenvorstands wirksam wahrgenommen 
werden. Dies findet in der Verpflichtung der Kirchenvorste­
her, für ihren Pfarrer zu beten und ihn mit Gottes Wort zu 

• 

• 
) 
) 
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trösten und zu stärken, zu mahnen und zu warnen (Art. 6 II 
S. 1 KO), seinen sinnfälligen Ausdruck. 

Umgekehrt ist auch der Pfarrer auf ein fruchtbares Zu­
sammenwirken mit dem Kirchenvorstand und dessen Mit­
gliedern angewiesen. Dies versteht sich für die Führung der 
kirchengemeindlichen Verwaltung, wenn der Pfarrer - wie 
hier- den Vorsitz führt, von selbst. Es gilt aber für die pfarr­

. amtliche Verwaltung sowie Seelsorge und Verkündigung in 
gleichem Maße. Auch bei der Erfüllung dieser Aufgaben ist 
der Pfarrer nicht auf sich allein gestellt. Er steht bei seinem 
Dienst vielmehr »in der Gemeinschaft aller Mitarbeiter«, 
wie es im Ordinationsvorhalt (Art. 14 II KO) ausgesagt 
wird. 

Wenn der Kirchenvorstand aus nachvollziehbaren und 
einsichtigen Gründen das für ein gedeihliches Wirken in der 
Gemeinde erforderliche Vertrauens- und Gemeinschaftsver­
hältnis zwischen dem Kirchenvorstand und dem Pfarrer 
nicht mehr für gegeben erachtet, so ist damit für den Pfarrer 
ein gedeihliches Wirken nicht mehr möglich (vgl. VuVG 
VELKD, Urteil vom 12. 11. 1969, ZevKR 15 [1970] S. 407 
[409]; Urteil vom 20. 7. 1984, RsprB ABI. EKD 1988, S. 16 
[17]). 

Ohne ein vertrauensvolles Zusammenwirken von Kir­
chenvorstand und Pfarrer ist ein geordnetes Gemeindeleben 
nicht denkbar. Angesichts der umfassenden Kompetenzen 
des Kirchenvorstandes für Verkündigung, Seelsorge, Untere 
weis~ng sowie das gesamte Gemeindeleben ist dem Pfarrer 
ein fruchtbares Wirken verwehrt, wenn die Gemeinschaft 
mit dem Kirchenvorstand fehlt. Die wohlüberlegte, nach 
Konsultation aller zuständigen Stellen erfolgte Beschlußfas­
sung des Kirchenvorstandes über die Ungedeihlichkeit stellt 
deshalb zwar kein notwendiges, wohl aber regelmäßig ein 
hinreichendes Merkmal dar, das geeignet ist, die Ungedeih­
lichkeitsfeststellung der Kirchenleitung zu tragen. 

Die von der Kl. unter Berufung auf die Rechtsprechung 
des VGH der EKU (vgl. VGH EKU, Beschluß vom 
14. 9. 1981, RsprB ABI. EKD 1989, S. 9 [10]; Urteil vom 
27. 2. 1984, RsprB ABI. EKD 1985, S. 8 [9]) vertretene 
Meinung, ein Zerwürfnis zwischen Pfarrer und Kirchen­
vorstand stehe einem gedeihlichen Wirken dann nicht ent­
gegen, wenn der Konflikt auf den Bereich des Kirchen­
vorstandes beschränkt bleibe und nicht in die Gemeinde 
hineinwirke, verkennt nach Auffassung der Kammer diese 
umfassende Zuständigkeit des Kirchenvorstandes für das 
Gemeindeleben, die es ausschließt, daß die Auswirkungen 
eines gravierenden Konflikts zwischen Pfarrer und Kirchen­
vorstand ohne Auswirkungen auf das Gemeindeleben blei­
ben. Auf die im Aussetzungsverfahren mit Schriftsatz vom 
... sowie in der Klageerwiderung vom ... von der Bekl. vor­
getragenen Umstände für ein Hinübergreifen des Konflikts 
in die Gemeinden der Kl. kommt es deshalb nicht an. Das 
Gericht braucht somit auch nicht zu der Frage Stellung zu 
nehmen, ob die Bekl. die dort genannten Vorfälle bei ihrer 
Entscheidung hinreichend gewürdigt hat. 

Die Kammer ist sich bewußt, daß eine derartige Betrach­
tungsweise die Gefahr in sich birgt, die Rechtsstellung des 
Pfarrers nicht unerheblich zu schwächen. In diesem Zusam­
menhang ist jedoch zu beachten, daß dem Pfarrer die 
grundsätzliche Unversetzbarkeit deshalb von § 35 I PfG zu­
erkannt ist, damit er sich in seinem Dienst bei Bindung an 
Ordinationsgelübde sowie Bekenntnis und Ordnung seiner 
Gemeinde allein durch Gottes Wort leiten lassen kann (Art. 
15 S. 1 KO). Diese Freiheit ist ihm abernicht um seiner 
selbst willen, sondern- mit den Worten des Ordinationsver­
sprechens- zum »Besten der Gemeinde« (Art. 14 III KO) 
verliehen. Ist das Wohl der' Gemeinde irrfolge eines tiefgrei-
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fenden Zerwürfnisses mit dem Kirchenvorstand in Gefahr, 
müssen die individuellen Rechte des Pfarrers zurücktreten. 

Grenzen für die Berücksichtigung eines Konflikts mit 
dem Kirchenvorstand ergeben sich zum einen aus § 52 I 
KGO. Nach dieser Bestimmung kann ein Kirchenvorstand, 
der beharrlich seine Pflichten verletzt, nach Anhörung des 
Dekanatssynodalvorstandes von der Kirchenleitung aufge­
löst werden. Liegt die beharrliche Pflichtverletzung in der 
grundlosen und damit willkürlichen Verweigerung der Zu­
sammenarbeit mit einem Pfarrer, so entspricht regelmäßig 
die Auflösung des Kirchenvorstandes und nicht die Verset­
zung des Amtsinhabers pflichtgemäßem Ermessen. Aber 
auch im Vorfeld der Bestimmung sind Fälle denkbar, in de­
nen die Berücksichtigung eines Ungedeihlichkeitsbeschlus­
ses nicht sachgerecht wäre. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn sich die Beschlußfassung als Rechtsmißbrauch 
darstellt (vgl. VuVG VELKD, Urteil voni 14. 3. 1988, 
RsprB ABI. EKD 1989, S. 10 [11]). 

Irgendwelche Anhaltspunkte dafür, daß die Beschlüsse 
der beiden Kirchenvorstände, mit denen die Ungedeihlich­
keit der Amtsführung der Kl. zum Ausdruck gebracht 
wurde, rechtsmißbräuchlich erfolgt sein könnten, sieht die 
Kammer nicht. Es sind keine Anhaltspunkte dafür er­
kennbar, daß die Beschlußfassung der Kirchenvorstände 
treuwidrig oder sonst willkürlich gewesen wäre. 

Hierfür ist es unerheblich, ob die gegen die Kl. erhobenen 
Vorwürfe sämtlich zutreffend sind. Deshalb waren entgegen 
der Auffassung der Kl. keine weiteren Ermittlungen der Be­
kl. erforderlich. Die Versetzung wegen Ungedeihlichkeit hat 
nämlich - wie bereits erwähnt - keinerlei sanktionierenden 
oder disziplinierenden Charakter. 

Dies bedeutet allerdings entgegen der Meinung, die die 
Bekl. im Anschluß an die Rechtsprechung des VuVG der 
VELKD (vgl. VuVG VELKD, Urteil vom 20. 7. 1984, 
RsprB ABI. EKD 1988, S. 16 [17]; Urteil vom 14. 3. 1988, 
RsprB ABI. EKD 1989, S. 10 [11]) vertreten hat, nicht, daß 
es überhaupt nicht darauf ankomme, ob die Auffassung des 
Kirchenvorstandes durch Tatsachen belegt ist, weil die 
Überprüfung der Willensbildung des Kirchenvorstandes mit 
seiner kirchenrechtlichen Stellung als gewähltes Gemeinde­
orgqn unvereinbar sei. Entscheidend ist zwar nicht, ob und 
gegebenenfalls welches Fehlverhalten der Kl. zur Last fällt, 
sondern allein der Umstand eines tiefgreifenden Zerwürf­
nisses mit dem Kirchenvorstand. Dieses darf aber nicht 
treuwidrig herbeigeführt oder festgestellt worden sein. Inso­
weit hat das Gericht auch die Meinungsbildung des Kir­
chenvorstandes inzident einer Kontrolle zu unterziehen. 

Die Beschlüsse der Kirchenvorstände beruhen hier nach 
Überzeugung der Kammer in ihrem Kern auf nachvollzieh­
baren und einsichtigen Gründen und sind deshalb nicht 
rechtsmißbräuchlich gefaßt. 

Dies gilt zunächst für die Haltung der Kl. zur ökumeni­
schen Fassung des Apostolicums. Obwohl die Kl. mehrfach 
von den Kirchenvorständen sowie anderen kirchlichen Stel­
len gebeten worden war, diese von der Kirchensynode 1971 
empfohlene und in X und Y seitdem übliche Übersetzung zu 
benutzen, hat sie sich dem beharrlich verweigert. Da es 
gern. § 26 I und II KGO Aufgabe des Kirchenvorstandes ist, 
für die Einhaltung der kirchlichen Ordnung zu sorgen und 
einer willkürlichen Änderung der in der Gemeinde beste-

, benden bekenntnismäßigen und gottesdienstlichen Ordnun­
gen zu wehren, kann es nicht als rechtsmißbräuchlich ange­
sehen werden, wenn der Kirchenvorstand nach Ausschöp­

. fung aller Beratungs- und Gesprächsmöglichkeiten in einem 
sorgfältigen Meinungsbildungsprozeß eine fruchtbare Zu­
sammenarbeit mit der Kl. nicht mehr für möglich hält. 
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Das Gericht befindet damit nicht über die theologische 
Berechtigung der Position der Kl. Hierauf kommt es näm­
lich nicht an. Selbst wenn es sich bei der von der Kl. aufge­
worfenen Frage um eine solche des Bekenntnisses handeln 

• würde, wäre es nicht Sache der Kl. als Gemeindepfarrerin, 
sondern Sache des Kirchenvorstandes, in Wahrnehmung 
seiner ihm nach Art. 7 Il lit. b KO, § 26 Il KGO zukom­
menden Kompetenz über eine Änderung des Bekenntnisses 
in der Gemeinde zu entscheiden. Dies gilt erst recht, wenn 
man die Frage als Problem der gottesdienstlichen Ordnung 
begreift. Auch deren Änderung ist im Rahmen der geltenden 
Richtlinien (Abschnitt III Nr. 4 S. 2 LO) ausschließliche An­
gelegenheit des Kirchenvorstandes. 

Ein weiterer nachvollziehbarer und einsichtiger Konflikt­
grund liegt nach der Überzeugung der Kammer in den von 
den Kirchenvorständen bemängelten Defiziten in der 
Kommunikationsfähigkeit der Kl. Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, daß derartige Einschränkungen in der Wahr­
nehmungsfähigkeit Konfliktentstehung begünstigen und 
Konfliktabbau erschweren. Daß Einschränkungen in der 
Kommunikationsfähigkeit bei der Kl. vorhanden sind, steht 
für das Gericht auf Grund seines in der mündlichen Ver­
handlung gewonnenen Eindrucks fest. Die Kl. hat dort ein 
ähnliches Verhaltensmuster gezeigt, wie es in dem Vermerk 
der Kirchenverwaltung vom ... über die Anhörung der Kl. 
durch die Kirchenleitung beschrieben ist. 

Vor dem Hintergrund der rechtsfehlerfrei gewonnenen, 
Feststellung, daß der Kl. ein gedeihliches Wirken nicht 
mehr möglich war, ~st die weitere Feststellung der Bekl., 
daß ein gedeihliches Wirken auch für die Zukunft nicht zu 
erwarten sei, ebenfalls nicht zu beanstanden. 

Das Gericht läßt dahingestellt, ob hinsichtlich dieser Zu­
kimftsprojektion ebenfalls die volle gerichtliche Überprü­
fung greift oder der Bekl. - wie diese meint - insoweit ein 
Beurteilungsspielraum zuzubilligen ist (so VGH EKU, Ur­
teil vom 27. 2. 1984, Rspr ABI. EKD 1985, S. 8 [11]; a. A. 
Urteil vom 10. 12. 1984, Rspr ABI. EKD 1986, S. 9 [10]) 
mit der Folge eingeschränkter Kontrollbefugnis des Ge­
richts. Hierfür könnte sprechen, daß dieser Teil der Ent­
scheidung eine Voraussage für die Zukunft erfordert und 
deshalb in seinem Kern unvertretbar ist (vgl. hierzu für das 
staatliche Recht BVerwGE 39, 197 [203]). Die Frage kann 
jedoch offenbleiben, da die Entscheidung der Bekl. auch bei 
umfassender Kontrolle rechtmäßig ist. 

Für die Prognose genügt allerdings nicht die Feststellung, 
daß zwischen der Kl. und den beiden Kirchenvorständen ein 
Zerwürlnis besteht. Für die Zukunft kann dies nämlich nicht 
nur durch die Versetzung der Kl., sondern auch durch einen 
personellen Wechsel im Kirchenvorstand behoben werden. 
Diese Überlegung liegt um so näher, als zum Zeitpunkt der 
Entscheidung der Kirchenleitung der Termin zur Kirchen­
vorstandswahl am ... bereits nahe herangerückt war. Voraus­
setzung für eine maßgeblich auf das gestörte Verhältnis zum 
Kirchenvorstand abstellende Einschätzung der künftigen 
Entwicklung ist deshalb nach Auffassung der Kammer, daß 
die Gründe, die zu den Spannungen geführt haben, den 
Schluß rechtfertigen, daß ähnliche Probleme auch mit einem 
anders zusammengesetzten Kirchenvorstand zu befürchten 
wären. Dies ist hier angesichts der erörterten Ursachen für 
den Konflikt mit dem Kirchenvorstand der Fall. 

Schließlich ist auch die Annahme der Bekl., eine Verset­
zung der Kl. sei nicht durchführbar, im Ergebnis rechtlich 
nicht zu beanstanden. 

Allerdings ist die Bekl. bei ihrer Entscheidung von einem 
unzutreffenden Verständnis des Begriffs der Undurchführ­
barkeit der Versetzung ausgegangen. Zu einer Versetzung 
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gern. § 35 a I lit. c PfG bedarf es nämlich weder eines An­
trags noch der Zustimmung des betroffenen Pfarrers. Die 
Kammer vermag deshalb der Begründung, die die Kirchen­
verwaltung in dem angefochtenen Bescheid für die Un~ 
durchführbarkeit der Versetzung gegeben hat, nicht zu fol­
gen, zumal § 14111 S. 2 PfStG der Kirchenleitung das Recht 
einräumt, die Liste der Bewerber um eine Pfarrstelle zu er­
gänzen. 

Dies führt gleichwohl nicht zur Aufhebung der Entschei­
dung, da sich diese aus anderen Gründen als zutreffend er­
weist. Um eine derartige Maßnahme nämlich sinnvoll und 
fruchtbar werden zu lassen, bedarf es zu ihre~; Durchführung 
zumindest der Bereitschaft des Betroffenen zum Dienst in 
einer anderen Gemeinde und zu einem neuen Amt (KVVG, 
Urteil vom 26. 1. 1990 - II 7/1989 - 2

; Beschluß vom 
14. 1. 1991- I 9/90 -).Hieran fehlt es bei der Kl. 

Zwar hat die Kl. in ihrem Schreiben an die Kirchenver­
waltung vom ... erklärt, sie sei »bereit zu gehen, wenn es 
nötig ist«. Aus den Gesamtumständen ergibt sich indessen 
für die Kammer die Überzeugung, daß dieser verbalen Be­
kundung letztlich keine wirkliche Bereitschaft der Kl. zum 
Wechsel des Amtes entsprach. Bereits aus dem Zusammen­
hang der Äußerung folgt, daß die Kl. eindeutig dem Verblei­
ben in ihrem bisherigen Pfarramt Priorität einräumte. Auch 
ihr Verhalten im Versetzungsverfahren zeigt, daß der Kl. -
unbeschadet ihrer Rechtsposition - trotz des offensichtli­
chen und schwerwiegenden Zerwürfnisses mit dem Kir­
chenvorstand der Wille und die Freiheit zu einem Neube­
ginn fehlten. 

Zudem wäre zumindest in einem anderen Gemeinde­
pfarramt im Hinblick auf die Ursachen für den Konflikt in 
ihremjetzigen Amt ein gedeihliches Wirken der Kl. nicht zu 
erwarten gewesen. Hierauf hat die Bekl. zutreffend hinge­
wiesen. 

Letztlich ist auch die Ermessensausübung der Bekl. nicht 
zu beanstanden. Allerdings ist dem angegriffenen Bescheid 
nicht zu entnehmen, daß sich die Bekl. bei ihrer Entschei­
dung des ihr eingeräumten Ermessens bewußt gewesen' 
wäre. Auch läßt der Bescheid keinen Aufschluß darüber zu, 
von welchen Überlegungen sich die Bekl. bei ihrer Ent­
scheidtmg hat leiten lassen. 

Dies führt grundsätzlich zur Fehlerhaftigkeit des Verwal­
tungsakts. Auch im kirchlichen Bereich sind Verwaltungs­
akte und die in ihnen getroffenen Ermessensentscheidungen 
zu begründen. Die Pflicht zur Begründung einer Verwal­
tungsentscheidung stellt ein wesentliches Erfordernis eines 
jeden rechtsstaatlichen, mithin auch des kirchlichen Verwal­
tungsverfahrens dar (KVVG, Urteil vom 12. 5. 1989 - Il 
1/89 - 3

). Es ist vorliegend auch kein Grund dafür ersichtlich, 
weshalb die Kirchenleitung insoweit von einer Begründung 
des Bescheids abgesehen hat. 

Vorliegend bleibt dies jedoch rechtlich ohne Auswirkun­
gen. Zwar sehen weder § 35 a noch § 39 PfG bei Vorliegen 
der tatbestandliehen Voraussetzungen in jedem Fall das Ein­
treten der dort genannten Rechtsfolgen vor. Der Bekl. ist 
diesbezüglich vielmehr ein Ermessensspielraum einge­
räumt. Auch im Fall der Kl. geht die Kammer nicht von ei­
ner» Ermessensreduzierung auf Null« aus. Doch intendieren 
die Bestimmungen bei Vorliegen ihrer Voraussetzungen 
grundsätzlich die dort genannten Rechtsfolgen. Es würde 
Sinn und Zweck der Vorschriften widersprechen, bei einem 
Pfarrer, dessen gedeihliches Wirken nicht mehr gegeben ist, 
ohne in seiner Person oder der Gemeindesituation begrün-

2 Nicht veröffentlicht. 
3 Nicht veröffentlicht. 

.\ 
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dete, besondere Umstände von einer Versetzung oder Warte­
standsversetzung abzusehen. Unter diesen Umständen wäre 
es eine bloße Förmelei, den Bescheid wegen fehlender Be­
gründung der Ermessensentscheidung aufzuheben, zumal 
sich diese in der Feststellung erschöpfen würde, daß beson­
dere Umstände für ein Absehen von der Versetzung weder 
vorgetragen noch sonst ersichtlich seien. 

So liegt es hier. Es sind keine sich aus der Person der Kl. 
oder der Situation der Gemeinde ergebenden Umstände dar­
getan oder sonst erkennbar, die der Bekl. hätten Anlaß bie­
ten können, von der getroffenen Maßnahme abzusehen. Un­
ter diesen Umständen war das Unterlassen der Begründung 
für die getroffene Ermessensentscheidung unschädlich. 

7. 

1. Die Unmöglichkeit der gedeihlichen Führung eines 
Pfarramtes i. S. v. § 49 1 Buchst. b PfDG der EKU liegt be­
reits dann vor, wenn der Pfarrer und das Presbyterium auf 
Grund eines endgültigen Zerwürfnisses die gemeinsame 
Aufgabe zur Leitung der Kirchengemeinde nicht mehr erfül­
len können und wenn die Streitigkeiten in die Gemeinde hin­
einwirken. 

2. Dies ist schon dann der Fall, wenn die gemeinsame 
Wahrnehmung der Leitungsverantwortung nicht mehr mög­
lich ist, weil der Pfarrer das Presbyterium autoritär leiten 
will. 

3. Die Erwartung, daß auch mit einem neu gewählten 
Presbyterium dauerhaft keine sachgerechte Zusammenar­
beit zum Wohle der Gemeinde möglich sein wird, ist nicht zu 
beanstanden, wenn die Gründe für das Zerwürfnis in der 
Person des Pfarrers liegen (Leitsätze der Redaktion). 

Art. 69, 70, 104 I Kirchenü der Ev. Kirche im Rheinland- KO­
i. d. F. d. Bkm. vom 20. 1. 1979 (KABI. S. 41); §§ 49 I Buchst. b, 
50 PfarrerdienstG der EKU - PfDG - i. d. F. d. Bkm. vom 
1. 4. 1991 (ABI. EKD S. 237); §§ 2 II und III, 10, 14, 31 Verwal­
tungskammerG- VwKG-vom 16. 1. 1976 (KABI. S. 23), geänd. 
durch KG vom 10. 1. 1986 (KABI. S. 11). 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil 
vom 1. 6. 1992- VK 13/1991-

Mitgeteilt von LKR Dehnen 

Der Antragsteller (Ast.) ist Pfarrer und wendet sich gegen 
die Abberufung aus seiner Pfarrstelle. Anfang 1990 traten in 
seiner Gemeinde X sieben der acht Presbyter mit der Be­
gründung zurück, es gebe seit längerer Zeit zwischen ihnen 
und dem Ast. erhebliche Differenzen, so daß es unmöglich 
geworden sei, hinsichtlich einer einvernehmlichen Gemein­
deleitung einen Konsens zwischen dem Ast. und der Mehr­
heit der Presbyter herzustellen. In der Gemeinde sei inzwi­
schen erhebliche Unruhe entstanden. 

Nach Anhörung des Ast., der zurückgetretenen Presbyter 
und des Kreissynodalvorstandes teilte die Kirchenleitung 
(Antragsgegnerin- Ag. -) dem Ast. durch Bescheid vom ... 
1991 die Abberufung aus seiner Pfarrstelle im Interesse des 
Dienstes mit. Der hiergegen gerichtete Widerspruch '!,ts 
Ast. wurde zurückgewiesen. Ein zwischenzeitlich neu ge­
wähltes Presbyterium wählte den Ast. zum Vorsitzenden. 

Der Antrag des Ast. an das Gericht wurde zurückgewie­
sen. 

Aus den Gründen: 

Gern.§ 14 VwKG kann die VK ohne erneute mündliche 
Verhandlung entscheiden, weil die Beteiligten damit einver­
standen sind. 
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Der Antrag ist nach§§ 2 II und III sowie 10 VwKG und 
§50 IV S. 2 PfDG zulässig. 

Er ist jedoch nicht begründet. 

Die Abberufungsentscheidung in der Gestalt des Wider­
spruchsbescheidesist gern.§ 31 VwKG i. V. m. § 113 I S. 1 
VwGO rechtmäßig und verletzt daher den Ast. nicht in sei-
nen Rechten. · 

Die Entscheidungen der Ag. finden ihre Rechtsgrundlage 
in § 49 I Buchst. b PfDG. Danach kann ein Pfarrer im Inter­
esse des Dienstes aus seiner Pfarrstelle abberufen werden, 
wenn ein Tatbestand vorliegt, der dem Pfarrer die gedeih­
liche Führung des Pfarramtes in seiner Gemeinde unmög­
lich macht. 

Die verfahrensrechtlichen Voraussetzungen für die Abbe­
rufung sind erfüllt. Da nach § 50 I PfDG. die Abberufung 
u. a. auch von Amts wegen beschlossen werden kann, 
kommt es auf die von den Beteiligten im Vorverfahren er­
örterte Frage, ob Presbyter, die zurückgetreten sind, den An­
trag auf Abberufung stellen können, nicht an. Folglich sind 
auch die weiteren Zweifel, ob der Rücktritt vom ... 1989 
wirksam war und ob die Rücktrittserklärung zurückgenom­
men werden kann, unerheblich. Nach der genannten Norm 
war die Ag. für die Abberufungsentscheidung zuständig. 
Entsprechend § 50 II PfDG sind die anhörungsberechtigten 
Personen gehört worden. Schließlich ist auch die Bestim­
mung des § 50 III PfDG beachtet worden. 

Die materiellen Anforderungen an die Abberufungsent­
scheidung gern. § 49 I Buchst. b PfDG sind ebenfalls erfüllt. 
Denn es liegt ein Tatbestand vor; der dem Ag. die gedeihli­
che Führung des Pfarramtes unmöglich macht. Dies ergibt 
sich aus dem Ergebnis der durchgeführten Beweisaufnahme 
in Verbindung mit dem Akteninhalt der beigezogenen Vor­
gänge der Ag. 

Zwar kann die VK nicht mit der für die Entscheidung er­
forderlichen Sicherheit feststellen, daß derartige Unzuträg­
lichkeiten aufgetreten seien, die das Gemeindeleben- prak­
tisch- zum Erliegen gebracht hätten. Insbesondere kann für 
die vorliegende Entscheidung nicht von Bedeutung sein, 
daß möglicherweise inzwischen auf Grund des Abberu­
fungsverfahrens eine Polarisierung in der Gemeinde einge­
treten ist; nicht das Abberufungsverfahren selbst, sondern 
der davor liegende Sachverhalt muß, um die Abberufung zu 
rechtfertigen, die gedeihliche Amtsführung in Frage stellen. 
- Ferner kann vorliegend dahinstehen, ob - wie von den als 
Zeugen oder als Partei vernommenen Personen verschie­
dentlich erwähnt wurde - Gemeindeglieder nicht mehr in 
den Gottesdienst des Ast. gegangen sind und sich dies nur 
deshalb zahlenmäßig nicht ausgewirkt hat, weil X eine Zu­
zugsgemein~e sei. - Schließlich kann die VK auch nicht 
feststellen, daß die von den ehemaligen Presbytern und den 
Bescheiden erwähnten Einzelfälle erkennen lassen, daß der 
Ast. derartige Schwierigkeiten mit Gemeindegliedern ge­
habt habe, die auf eine Unmöglichkeit einer gedeihlichen 
Amtsführung in der Zukunft schließen ließen; denn diese 
Einzelfälle sind bei einer summarischen Überprüfung weder 
einzeln noch in ihrer Gesamtheit geeignet, die Möglichkeit 
einer gedeihlichen Amtsführung durch den Ast. endgültig in 
Abrede zu stellen. Die VK hält ein weiteres Eingehen auf 
diese Einzelfälle für entbehrlich, weil die Abberufung •aus 
anderen Gründen gerechtfertigt ist. 

Sie leitet die Unmöglichkeit einer gedeihlichen Amts­
führung durch den Ast. nämlich aus seinem Verhalten im 
Presbyterium und seinem schlechten Verhältnis zu der 
Mehrheit der ehemaligen Presbyter her. 
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Dabei steht- insbesondere auf Grund des Ergebnisses der 
Beweisaufnahme- fest, daß er mit der Mehrheit der ehema­
ligen Mitglieder des Presbyteriums der Kirchengemeinde 
nicht mehr sachlich, gedeihlich und die Interessen der Ge­
meinde berücksichtigend zusammenarbeiten konnte. Die 
Auseinandersetzungen im Jahre 1990- insbesondere auch 
im Hinblick auf das vorliegende Abberufungsverfahren -
ließ eine solche Zusammenarbeit nicht mehr erwarten. 

Dies allein reicht jedoch nicht aus, um den Tatbestand des 
§ 49 I Buchst. b PfDG als erfüllt ansehen zu können. Denn 
die Norm stellt nicht auf das Presbyterium ab, sondern auf 
das Pfarramt in der Gemeinde. Dementsprechend haben 
auch verschiedene Kirchengerichte entschieden, daß es auf 
Zerwürfnisse im Presbyterium nicht ankommt, daß es dem 
Pfarrer trotz solcher Zerwürfnisse u. U. möglich sein kann, 
das Pfarramt in der Gemeinde gedeihlich zu führen (vgl. 
z. B. VGH der EKU, Urteil vom 27. Februar 1984, RsprB 
ABI. EKD 1985, S. 8), daß allerdings dann, wenn die Strei­
tigkeiten zwischen dem Pfarrer und dem Presbyterium (Ge­
meindekirchenrat) in die Gemeinde hineinwirken und deren 
Verhältnis zum Pfarrer zerrütten, eine gedeihliche Führung 
des Pfarramtes nicht mehr möglich ist. 

Dies kann allerdings nicht schon deshalb angenommen 
werden, weil auch das Presbyterium Teil der Gemeinde ist. 
Denn in ihrer Eigenschaft als Presbyter sind diese Gemein­
deglieder vordringlich in der Leitung und Führung der Kir­
chengemeinde tätig; sie sind in dieser Eigenschaft weniger 
als solche Personen betroffen, denen gegenüber das Pfarr­
amt in der Gemeinde ausgeübt wird. 

Andererseits ist zu beachten, daß der Pfarrer nach der für 
die Evangelische Kirche im Rheinland geltenden presbyte­
rialen Kirchenverfassung nicht allein bestimmungs- und 
führungsbefugt ist, sondern daß er gern. Art. 69 I1I KO in 
seinem Dienst zur Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern 
der Kirchengemeinde verpflichtet ist. Nach Art. 104 I KO 
obliegt die Leitung der Kirchengemeinde dem Presbyteri­
um, nicht dem Pfarrer allein, der im Rahmen der kirchlichen 
Ordnung in seiner Amtsführung nur als Diener am Wort und 
als Seelsorger selbständig ist (Art. 70 KO). Dies bedeutet, 
daß ein endgültiges Zerwürfnis zwischen Pfarrer und Pres­
byterium durchaus eine solche Dimension erhalten kann, 
daß die gedeihliche Führung des Pfarramtes, insbesondere 
im Hinblick auf die Durchführung der Leitungsaufgaben, 
nicht mehr möglich ist. Denn die Führung der Gemeinde ist 
im Rahmen der presbyterialen Kirchenverfassung, wonach 
alle Presbyteriums-Mitglieder den Dienst der Leitung in g!e: 
meinsamer Verantwortung ausüben (Art. 104 I S. 2 KO), 
von ganz besonderer Bedeutung für das kirchliche Leben in 
der Gemeinde und damit auch für die von dem Pfarrer in 
Ausführung der Leitungsbeschlüsse des Presbyteriums vor­
zunehmenden gedeihlichen Führung seines Pfarramtes. Ste­
te Mißhelligkeiten im Presbyterium können deshalb nicht 
ohne negative Auswirkungen auf die Führung des Pfarram­
tes bleiben, wenn es sich um ein endgültiges Zerwürfnis 
handelt und ein solches für die Zukunft, auch bei einem neu­
gewählten Presbyterium, wiederum zu erwarten (und zu be­
fürchten) ist. 

Dementsprechend kann der Ast. in der Kirchengemeinde 
X als Gemeindepfarrer nicht belassen werden, weil nicht zu 
erwarten ist, daß zwischen ihm und dem neugebildeten 
Presbyterium auf Dauer eine sachgerechte Zusammenarbeit 
zum Wohle der Gemeinde erfolgen wird. Es muß leider er­
wartet und befürchtet werden, daß eine gedeihliche Zusam­
menarbeit zwischen ihm und dem Presbyterium auf Grund 
seines Persönlichkeitsbildes, seines autoritären Führungsan­
spruchs keinen Bestand haben wird, was - wie gesagt. -

RECHTSPRECHUNG 

zwangsläufig negative Rückwirkungen auf die Pfarramts­
führung haben muß, die dann nicht mehr als gedeihlich zu 
bezeichnen sein wird. 

Daß eine solche Negativerwartung besteht, hat die Be­
weisaufnahme gezeigt; sie ergibt sich aus der Person des 
Ast., wie sie in der Beweisaufnahme in Erscheinung getre­
ten ist, wonach der Ast. offenbar zu einer dauernden Zu­
sammenarbeit mit anderen Personen nicht in der Lage und 
nicht bereit ist, wenn diese eigene Ideen einbringen, die mit 
den Ansichten des Ast. nicht übereinstimmen. 

So wird durch die Mehrheit der ehemaligen Presbyter -
ausdrücklich oder dem Sinne nach - darüber geklagt, der 
Ast. sei sehr selbstbewußt, überheblich, eigenwillig und 
z. T. starrsinnig. Insoweit ist auf die Bekundungen 00. sowie 
auf die schriftlichen Äußerungen oo· vom 000 1990 zu verwei­
sen. Man wirft ihm vor, daß er die Presbyter übergehe, sie 
von oben herab behandele, bisweilen auch ihnen gegenüber 
persönlich werde und rechthaberisch auftrete. ~~es zeigt 
sich in den Aussagen 00. sowie in den schriftlichen Außeron­
gen 000 vom 000 1990. Untermauert werden diese Vorwürfe da­
durch, daß der Ast. die ehemaligen Presbyter z. T. wegen 
einer Abstimmung gerügt hat, die nicht seinem Vorschlag 
gefolgt war; überhaupt soll er, wenn er nicht Recht bekam, 
pikiert gewesen sein (vgl. die Aussagen 000 ). Es braucht 
nicht näher ausgeführt zu werden, daß diese Umstände, die 
in der Person des Ast. liegen, die sachgerechte, im Interesse 
der Gemeinde liegende Arbeit im Presbyteriumschwer be­
lasten. Ergänzt wird dieses negative Bild durch die von 
Presbyteriums-Mitgliedern 000 bemängelte Unaufrichtigkeit 
des Ast., die bisweilen erkennbar gewesen sei, und die sei­
tens des Herrn Z dem Ast. vorgeworfene fehlende Kri­
tikfähigkeit sowie die von den Zeugen 000 mitgeteilte und be­
klagte Emotionalität der Darlegungen in den Presbyteriums­
Sitzungen (die allerdings wohl auf beiden Seiten gegeben 
war), wodurch diese Sitzungen einen übermäßigen Zeitauf­
wand erforderten( ... ), insbesondere wenn um Geringfügig­
keiten ausdauernd gestritten Wurde. Dies zeigt sich z. B. an 
der Sitzung des Presbyteriums vom 000 1989, in welcher der 
Ast. trotz-zweimaliger- Beendigung eines Punktes die Sa­
che immer wieder ausgiebig erörterte. Abgerundet werden 
die Vorwürfe gegen den Ast. dadurch, daß das Presbyterium 
z. T. nicht ausreichend informiert wurde (Bekundungen 00: 

und 00 ., und daß bemängelt wird, der Ast. habe wiederholt 
Presbyteriums-Beschlüsse nicht oder nicht richtig ausge­
führt, was die Aussagen 000 dartun. Auf Grund der allgemei­
nen Schwierigkeit der Zusammenarbeit mit dem Ast., wel­
che die früheren Presbyteriums-Mitglieder 000 und 00'' aber 
auch das Presbyteriums-Mitglied .oo bestätigen (vgl. auch 
die schriftlichen Äußerungen 000 vom oo. 1990), ist verständ­
lich, daß zwischen dem Ast. und der Mehrzahl der ehemali­
gen Presbyter ein gespanntes Verhältnis entstande~ ist, das 
in früherer Zeit sogar zur Abhaltung einer Freizeit mit dem 
Ziel, die Spannungen zu beseitigen, geführt hat (vgl. die 
Aussagen 000 und oo.). Es ist weiter nicht von der Hand zu 
weisen, daß diese Belastungen der Presbyter, die z. T. bis in 
den persönlichen Bereich gingen (Aussagen oo.; schriftliche 
Äußerungen 000 vom 000 1990), zum Nachteil der kirchenge­
meindlichen Belange ein schlechtes Arbeitsklima im Pres" 
byterium zur Folge hatten, so daß die notwendigen 
Führungsaufgaben des Presbyteriums -jedenfalls teilweise 
-nicht mehr im kirchlichen Geiste bewältigt werden konn­
ten. 

Besonders unerfreulich ist nach den Beku'ndungen oo., 000 

und 000 (vgl. auch die schriftlichen Äußerungen oo. und oo., 
aaO) gewesen, daß der Ast. den PastorY in seiner Arbeits­
weise so eingeschränkt hat, daß diesem ein sachgerechtes, 
eigenständiges Arbeiten unmöglich war. Auch dies zeigt die 
eigenwillige, überhebliche Einstellung des Ast., der neben 
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seiner Ansicht keine andere duldet. Auf einem solchen 
Boden kann eine fruchtbare Zusammenarbeit nicht zu­
standekommen. 

Demgegenüber ist unerheblich, daß einige wenige ehe­
malige und jetzige Presbyter die Zusammenarbeit mit dem 
Ast. als gut angegeben haben (Aussagen ... , ... und - bzgl. 
der Mitarbeiter- ... ). Denn auf eine sachgerechte Arbeits­
weise im Presbyterium kann nicht geschlossen werden, 
wenn ein Presbyteriums-Mitglied - aus welchen Gründen 
auch in1mer -keine Schwierigkeiten gehabt hat. 

Bedenken gegen die Glaubhaftigkeit der Bekundungen 
sowie die Glaubwürdigkeit der Zeugen und der als Partei 
vernommenen Personen bestehen nicht. Sie haben sich bei 
der Vernehmung um äußerste Sachlichkeit bemüht und auch 
die positiven Umstände, die für den Ast. sprechen, nicht 
unterdrückt, sondern z. T. ausdrücklich angesprochen (vgl. 
die Aussagen ... ). 

Zusammenfassend erscheint der Ast. auf Grund der Be­
weisaufnahme als ein Pfarrer, der autoritär das Presbyterium 
leiten will und abweichende Meinungen nicht (gern) tole­
riert. Auf Grund der Bekundungen kann leider auch für die 
Zukunft, selbst bei anderer Besetzung des Presbyteriums, 
keine Veränderung zum Positiven hin erwartet werden, 
nachdem die Polarisierung im vorherigen Presbyterium alle 
Presbyter bis auf ein Mitglied erlaßt hat. Der Grund dafür 
kann nicht in unglücklichen Zufällen liegen, sondern muß in 
der Person des Ast. gesucht werden. 

Daß über die Zusammenarbeit im derzeitigen Presbyteri­
um keine negativen Erkenntnisse bestehen, ist unerheblich. 
Einerseits existiert das neugebildete Presbyterium noch 
nicht so lange, daß gesicherte Feststellungen über die Zu­
sammenarbeit möglich wären. Andererseits haben auch die 
ehemaligen Presbyter z. T. bekundet, daß anfangs eine sach­
gerechte, fruchtbare Arbeit im Presbyterium stattfand, die 
sich aber im Laufe der Zusammenarbeit verschlechtert und 
zu einem endgültigen Zerwürfnis geführt hat (Aussagen ... , 
eingeschränkt auch ... und ... ). Demzufolge kann aus der ge­
genwärtigen Situation, aus einer etwaigen derzeitigen sach­
gerechten Zusammenarbeit im Presbyterium zu Gunstendes 
Ast. nichts hergeleitet werden. 

Auf Grund der somit bestehenden Negativerwartung des 
§ 49 I Buchst. b PfDG ist daher die Abberufungsentschei­
dung nicht zu beanstanden, so daß der Antrag erfolglos blei-
benmuß. ' 

8. 

Versetzung, einstweiliger Rechtsschutz 

1. Die Regelung des § 62 IV PjDG der Ev. Kirche der 
Pfalz, nach der Rechtsbehelfe gegen einen Versetzungs­
beschluß keine aufschiebende Wirkung haben und § 10 
VeljVerwGG insoweit keine Anwendung findet, schließt die 
gerichtliche Anordnung der aufschiebenden Wirkung einer 
Klage gegen einen Versetzungsbeschluß in einem Verfahren 
des vorläufigen Rechtsschutzes nicht aus. 

2. Das Recht der Ev. Kirche der Pfalz sieht einen voll­
ständigen Ausschluß vorläufigen Rechtsschutzes nicht vor 
(Leitsätze der Redaktion). 

§ 62 IV PfarrerdienstG der Ev. Kirche der Pfalz - PfDG - vom 
15. 2. 1985 (ABI. S. 57); §§ 3 III, 10, 28 I des Gesetzes über das 
Verfassungs- und Verwaltungsgericht der pfälzischen Landeskir­
che- YerfVerwGG- vom 17. 10. 1959 (ABI. S. 171), zuletzt 
geänd. durch KG vom 28. 4. 1989 (ABI. S. 81); Art. 19 IV und 
Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 III WRV; §§ 80, 123 VwGO. 
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VGH der EKU - Zweiter Senat -, Beschluß vom 
15. 2. 1991 - VGH 11/90-

Der Antragsteller (Ast.) ist Pfarrer. Im Hauptsacheverfah­
ren verfolgt er durch Klage die Aufhebung eines Bescheides 
der Kirchenleitung (Antragsgegnerin- Ag. -), mit dem sei­
ne Versetzung aus der Gemeinde X verfügt worden ist. 

Auf den Antrag des Ast. ordnete der Vorsitzende des Ver­
fassungs- und Verwaltungsgerichtes der Pfälzischen Lan­
deskirche durch Beschluß vom . . . 1990 die aufschiebende 
Wirkung der Klage gegen die Versetzungsverfügung an. Die 
hiergegen gerichtete Beschwerde der Ag. war erfolglos. 

Aus den Gründen: 

Die Beschwerde der Ag. gegen den Beschluß des Vorsit­
zenden des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der pfäl­
zischen Landeskirche vom ... 1990 ist gern. § 28 I des Ge­
setzes über das Verfassungs- und Verwaltungsgericht der 
pfälzischen Landeskirche - VerfVerwGG - statthaft und 
auch im übrigen zulässig. Sie ist jedoch unbegründet. Zu 
Recht hat der Vorsitzende des Gerichts dem Ast. vorläufigen 
Rechtsschutz gegen den Versetzungsbeschluß vom ... 1990 
gewährt. 

Die Beschwerde macht geltend, nach § 62 IV S. 2 des 
Pfarrerdienstgesetzes - PfDG - sei vorläufiger Rechtsschutz 
im Versetzungsverfahren generell ausgeschlossen. Dieser 
Auffassung folgt der Senat in Übereinstimmung mit dem 
VG nicht. 

Das VerfVerwGG enthält keine besonderen Vorschriften 
über den vorläufigen Rechtsschutz. 

§ 10 VerfVerwGG bestimmt lediglich, daß für das Ver­
fahren vor dem Gericht die Bestimmungen der VwGO gel­
ten. Vorläufiger Rechtsschutz in kirchlichen Verwaltungs­
streitigkeiten ist deshalb grundsätzlich in (entsprechender) 
Anwendung der§§ 80 und 123 VwGO zu gewähren. Wen­
det sich - wie im vorliegenden Fall - der Ast. mit der An­
fechtungsklage gegen einen Verwaltungsakt einer kirchli­
chen Amtsstelle, so kommt . vorläufiger Rechtsschutz nur 
nach § 80 VwGO in Betracht. Nach § 80 I S. 1 VwGO ha­
ben • Widerspruch und Anfechtungsklage aufschiebende 
Wirkung, sofern diese nicht nach Abs. II der Vorschrift ent­
fällt. In den Fällen des Abs. II kann das VG jedoch gern. 
Abs. V auf Antrag die . aufschiebende Wirkung anordnen 
oder wiederherstellen. · 

Gegenüber dieser allgemeinen Regelung enthält das 
Pfarrerdienstgesetz in seinem § 62 IV eine besondere Rege­
lung für das Versetzungsverfahren. Satz 1 bestimmt, daß 
Rechtsbehelfe gegen den Versetzungsbeschluß keine auf­
schiebende Wirkung haben. Nach Satz 2 findet § 10 Verf­
VerwGG insoweit keine Anwendung. 

Als Spezialregelung geht § 62 IV PfDG der allgemeinen 
Regelung vor. Das bedeutet im Hinblick auf § 62 IV S. 1 
PfDG, daß er die Anwendung des § 80 I S. 1 VwGO aus­
schließt: Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine 
Versetzungsverfügung haben- entgegen § 80 I S. 1 VwGO 
-keine aufschiebende Wirkung. Eine weitergehende Aussa­
ge enthält§ 62 IV S. 1 PfDG dagegen nicht. Insbesondere 
werden durch Satz 1 nicht auch weitere Regeln des § 80 
VwGO - etwa sein Abs. V - ausgeschlossen. Dies ist auch 
die Rechtsauffassung der Ag. Sie meint jedoch, aus§ 62 IV 
S. 2 PfDG ergebe sich, daß vorläufiger Rechtsschutz im 
Versetzungsverfahren gänzlich ausgeschlossen sei. Diese 
Auslegung von Satz 2 der Vorschrift hält der Senat für un­
zutreffend. 
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Bereits der Wortlaut des § 62 IV S. 2 PfDG spricht gegen 
die Auffassung der Ag. Er schließt nämlich nicht generell 
die Anwendung des § 10 VerfVerwGG und damit konkret 
die Anwendung des § 80 VwGO aus; vielmehr findet§ 10 
VerfVerwGG nur »insoweit« keine Anwendung. Mit dem 
Wort »insoweit« nimmt Satz 2 auf Satz 1 Bezug. Nur im 
Hinblick auf Satz 1 soll § 80 VwGO nicht anwendbar sein. 
In § 62 IV S. 1 PfDG geht es jedoch, wie bereits dargelegt, 
allein um die kraft Gesetzes (nicht) eintretende aufschieben­
de Wirkung von Rechts behelfen, also um den Inhalt des § 80 
I S. 1 VwGO, nicht dagegen um die Frage, ob die aufschie­
bende Wirkung vom Gericht angeordnet werden darf, also 
nicht um den Regelungsbereich des § 80 V VwGO. Die 
Auffassung der Ag., Satz 2 beziehe sich nicht auf den Aus­
schluß der aufschiebenden Wirkung, sondern stelle weiter­
gehend klar, daß die Verweisung auf die VwGO im Rahmen 
des vorläufigen Rechtsschutzes keine Anwendung finde, 
beachtet nicht hinreichend, daß Satz 2 mit dem Wort »inso­
weit« schon nach seinem Wortlaut nicht an einzelne Worte 
des Satzes 1 (»Rechtsbehelfe gegen den Versetzungsbe­
scheid«), sondern an den gesamten Satz 1 anknüpft. 

Auch der erkennbare Zweck des§ 62 IV PfDG, den Voll­
zug von Versetzungsanordnungen zu beschleunigen, um den 
Frieden in der betroffenen Kirchengemeinde möglichst 
schnell wiederherzustellen, gebietet nicht, § 62 IV 'S. 2 
PfDG als eine§ 80 V VwGO ausschließende Vorschrift zu 
verstehen. Das staatliche Recht begnügt sich bei vergleich­
baren Fallgruppen, in denen nach der Wertung des Gesetz­
gebers oder nach der Wertung der den Verwaltungsakt erlas­
senden Behörde ein öffentliches Interesse an der sofortigen 
Vollziehung besteht (vgl. § 80 II VwGO), mit dem Aus­
schluß der aufschiebenden . Wirkung des Rechtsbehelfs, 
schließtjedoch die Anrufung des VG durch den betroffenen 
Bürger zur Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes im Ein­
zelfall nicht aus. Diesem Vorbild entspricht die Regelung 
des§ 62 IV S. 1 PfDG. Versteht man§ 62 IV S. 2 PfDG als 
eine lediglich klarstellende Vorschrift, so steht die Ge­
samtregelung des § 62 IV PfDG deshalb gleichwohl nicht 
im Widerspruch zu dem genannten Ziel, Versetzungen mög­
lichst schnell zu verwirklichen. 

' 
Soweit die Ag. geltend macht, es sei der Wille des kirch-

lichen Gesetzgebers gewesen, für die Versetzungsanordnun­
gen den vorläufigen Rechtsschutz völlig auszuschließen, 
fehlt ihrem Vorbringen die erforderliche Substantiierung. 
Dagegen spricht ferner - worauf das VG zutreffend hin­
weist-, daß§ 62 IV PfDG bei der Novellierung des Geset­
zes im Jahre 1985 unverändert übernommen worden ist, ob­
wohl das VG schon die gleichlautende Vorschrift des § 66 
IV PfDG a. F. anders verstanden hatte (vgl. Beschluß vom 
29. August 1983- XIII 102/09-381

). 

Die Auslegung des § 62 IV PfDG durch die Ag. begegnet 
schließlich auch systematischen Bedenken. Zwar ist zwei­
felhaft, ob die Ag. rechtlich verpflichtet wäre, auch für Ver­
setzungsverfahren vorläufigen Rechtsschutz zumindest ent­
sprechend der Regelung des § 80 V VwGO zur Verfügung 
zu stellen. Die Ag. weist zutreffend darauf hin, daß sie nach 
Art. 140 GG i. V. m. Art. 137 II1 S. 1 WRV ihre Angelegen­
heiten innerhalb der Schranken des für alle geltenden Geset­
zes selbständig ordnet und verwaltet. Eine verfassungskon­
forme Auslegung des § 62 IV PfDG oder gar eine Durch­
brechung dieser Vorschrift wegen eines Verstoßes gegen das 
Grundgesetz, etwa gegen das im Rechtsstaatsprinzip und in 
Art. 19 IV GG begründete Gebot effektiven Rechtsschutzes 
(vgl. dazu BVerfG, Beschluß vom 13. Juni 1979 - 1 BvR 
699177 - NJW 1980, 35 [36]), wäre nicht geboten, weil die 
Ag. bei der Regelung ihrer eigenen Angelegenheiten nicht 

' Nicht veröffentlicht. 
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den Vorschriften des Grundgesetzes unterworfen ist. Ande­
rerseits ist aber daran zu denken, daß auch die Kirchen ge­
halten sind, die Grundprinzipien des Rechtsstaates, zu de­
nen auch die Gewährung effektiven Rechtsschutzes gehören 
könnte, zu beachten. Dieser Frage braucht jedoch nicht wei­
ter nachgegangen zu werden. Selbst wenn der kirchliche 
Gesetzgeber berechtigt wäre, den vorläufigen Rechtsschutz 
allgemein oder für bestimmte Bereiche in vollem Umfang 
auszuschließen, so würde dies doch angesichts der inner­
kirchlichen Rechtslage zumindest eine klare und eindeutige 
Regelung erfordern. Denn auch dem Recht der Ev. Kirche 
der Pfalz läßt sich der Grundsatz entnehmen, daß gegenüber 
Verwaltungsakten kirchlicher Amtsstellen regelmäßig ef­
fektiver Rechtsschutz gegeben sein soll. Daß der kirchliche 
Gesetzgeber von der grundsätzlichen Überprütbarkeit kir­
chenbehördlicher Verwaltungsakte durch die kirchlichen 
Verwaltungsgerichte ausgeht, ergibt sich aus § 3 III S. 3 
VerfVerwGG, nach dem grundsätzlich selbst dann die Anru­
fung des VG möglich sein soll, wenn ältere kirchliche Ge­
setze dies ausgeschlossen hatten, und aus der generellen 
Verweisung auf die VwGO in§ 10 VerfVerwGG. Der voll­
ständige Ausschluß vorläufigen Rechtsschutzes gegenüber 
Versetzungsanordnungen wäre mit dieser Tendenz nur 
schwer vereinbar. Denn eine zu Unrecht angeordnete und 
deshalb durch eine verwaltungsgerichtliche Entscheidung 
später aufgehobene Versetzung könnte in tatsächlicher Hin­
sicht kaum rückgängig gemacht werden, wenn sie über ei­
nen mehr als kurzfristigen Zeitraum (vörläufig) vollzogen 
worden ist. Eine jeglichen vorläufigen Rechtsschutz aus­
schließende Regelung- ihre Zulässigkeit unterstellt- wür­
de deshalb zumindest eine klare und eindeutige gesetzliche 
Formulierung erfordern. § 62 IV S. 2 PfDG erfüllt diese 
Voraussetzung nicht, wie oben ausgeführt worden ist. 

In entsprechender Anwendung des § 80 V i. V. m. II Nr. 3 
VwGO kann das VG deshalb die aufschiebende Wirkung 
der Klage geg~n einen Versetzungsbeschluß der Kirchenre­
gierung anordnen. Seiner Entscheidung hat es, sofern der 
Erfolg oder Mißerfolg der Klage nicht bereits offensichtlich 
erkennbar ist, eine Interessenahwägung zugrunde zu legen. 
,Im vorliegenden Fall ist das VG entsprechend verfahren. 
Seiner - von der Beschwerde nicht angegriffenen - Ein­
schätzung, daß die Klage jedenfalls nicht offensichtlich aus­
sichtslos ist, schließt sich der Senat an. In einem solchen 
Fall überwiegt das Interesse des Ast., jedenfalls bis zur Ent­
scheidung im Hauptsacheverfahren in seiner bisherigen Ge­
meinde bleiben zu können, das Interesse der Ag. an einer 
schnellen Bereinigung der vorhandenen Mißhelligkeiten. 
Denn müßte der Ast. seine Gemeinde bereits jetzt verlassen 
und den Dienst in einer anderen Gemeinde aufnehmen, so 
wäre ihm eine spätere Rückkehr selbst dann aus tatsäch­
lichen Gründen erheblich erschwert oder gar unmöglich, 
wenn er im Klageverfahren erfolgreich sein sollte. 

9. 

1. Die Bestimmung des§ 35 a I Buchst. c PfG der Ev. Kir­
che von Hessen und Nassau, nach der eine Versetzung auch 
dann zulässig ist, wenn die Gründe nicht in der Person des 
Pfarrers liegen, ist nicht unverhältnismäßig. 

2. Ist ein Versetzungsbescheid nicht offensichtlich rechts­
widrig und der Ausgang des gerichtlichen Hauptsachever­
fahrens nicht mit großer Wahrscheinlichkeit vorauszusehen, 
so müssen für die Frage des Sofortvollzuges die Interessen 
des Pfarrers, seinen Dienst zunächst fortzuführen, gegen die 
Interessen der Kirchengemeinde abgewogen werden 
(Leitsätze der Redaktion). 

l 
I 

• 
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Art. 6 I Ordnung der Ev. Kirche in Hessen und N assau - KO - i. d. 
F. vom 21. 4. 1966 (ABI. S. 89); §§ 35 a I, 39 ffarrerG der Ev. Kir­
eheinHessen undNassau-PfG-i. d. F. d. Bkm. vom 1.11.1976 
(ABI. S. 153); § 18 I KG über das Kirchliche Verfassungs- und 
Verwaltungsgericht- KVVG - i. d. F. d. Bkm. vom I. 8. 1979 
(ABI. S. 119) .. 

Kirchliches Verfassungs- und Verwaltungsgericht der Ev. 
Kirche in Hessen und Nassau-ErsteKammer -,Beschluß 
vom 14. 1. 1991- I 9/90-

Die Kirchenleitung der Ev. Kirche in Hessen und Nassau 
(Antragsgegnerin- Ag. -) leitete gegen den Antragsteller 
(Ast.), einem Pfarrer der Gemeinde X, auf mehrfaches Bit­
ten des Kirchenvorstandesam ... 1990 ein Versetzungsver­
fahren nach§ 35 a I Buchst. c ein. Nach Anhörung des Ast. 
versetzte die Ag. mit Bescheid vom ... 1990 den Ast. in den 
Wartestand und ordnete gleichzeitig die sofortige Vollzie­
hung dieses Beschlusses an. 

Der Ast. erhob gegen diesen Beschluß Anfechtungsklage. 
Sein parallel auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung ge­
richteter Antrag wurde abgewiesen. 

Aus den Gründen: 

II 

Der Antrag auf Aussetzung der sofortigen Vollziehung 
konnte keinen Erfolg haben. Der Beschluß der Kirchenlei­
tung (KL), den Ast. in den Wartestand zu versetzen, ist- be­
urteilt nach dem derzeitigen Sach- und Streitstand - keines­
wegs offensichtlich rechtswidrig. 

Die Entscheidung der KL wurde dem Ast. ordnungs­
gemäß bekannt gemacht. Der dem Ast. zugestellte Bescheid 
der Kirchenverwaltung, die ausführendes Organ der KL ist, 
ist auf unmittelbare Rechtswirkung nach außen gerichtet 
und hat damit die Rechtsnatur eines Verwaltungsaktes. Der 
Wortlaut des Beschlusses der KL brauchte darin nicht wie­
dergegeben zu werden. 

§ 35 a I Buchst. c) PfG ist eine gültige Bestimmung des 
kirchlichen Rechts. Aus der »Verfassung« gegen diese Be­
stimmung abgeleitete Zweifel sind unbegründet. Die Tatbe­
standsmerkmale des § 35 a I Buchst. c) PfG sind nicht zu un­
bestimmt. »Gedeihliche Amtsführung« ist ein unbestimmter 
Rechtsbegriff, wie er in Gesetzen der verschiedensten Art 
oft vorkommt. Die Regelung des§ 35 a I Buchst. c) PfG ist 
auch nichtunverhältnismäßig. Die Bestimmung, daß eine 
Versetzung auch dann zulässig ist, wenn die Gründe nicht in 
der Person des Pfarrers liegen, hat keinen Strafcharakter. Es 
ist dem Beruf des Pfarrers immanent, 9aß ein Pfarrer sich 
nicht an seiner Pfarrstelle in einer Gemeinde festklammem 
darf, wenn er - aus welchen Gründen auch immer - in der 
Gemeinde nicht mehr gedeihlich zu wirken vermag. 

Die auf einer Zukunftsprognose beruhende Feststellung 
der KL, daß von dem Ast. eine gedeihliche Führung seines 
Amtes in X nicht mehr zu erwarten ist, weil zwischen dem 
Ast. und dem Kirchenvorstand das Vertrauen zerstört und 
eine irreversible Verhärtung eingetreten und die Gemeinde 
gespalten sei, kann keinesfalls als eine eindeutig verfehlte 
Beurteilung angesehen werden. 

Die nach§ 39 PfG i. V. m. § 35 a I Buchst. c) PfG erfolg­
te Versetzung in den Wartestand statt in ein anderes Pfarr­
amt ist schon deshalb nicht offensichtlich fehlerhaft, weil 
der Ast. eine Bereitschaft, in eine andere Pfarrstelle überzu­
wechseln, bisher nicht erkennen ließ. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung wurde auch, 
wie es erforderlich ist, hinreichend begründet. 
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Ob der angegriffene Verwaltungsakt im Hauptverfahren 
endgültigen Bestand haben wird, kann jedoch derzeitig noch 
nicht abschließend beurteilt werden. Es bedarf einer weite­
ren Aufklärung, ob die Prognose, daß eine gedeihliche 
Amtsführung von dem Ast. nicht mehr zu erwarten sei, einer 
Überprüfung, soweit sie das Gericht vornehmen kann(§ 18 
I KVVG), standhält. Da im vorliegenden Fall das Zerwürf­
nis zwischen dem Kirchenvorstand und dem Ast. im Vor­
dergrund steht, könnte möglicherweise die im ... 1991 statt­
findende Kirchenvorstandswahl und vielleicht schon der 
durch eine obligatorische Gemeindeversammlung ergänz­
bare Wahlvorschlag von Bedeutung sein. Zur weiteren Auf­
klärung in dieser Richtung ist am ... 1991 eine die mündli­
che Verhandlung der Hauptsache vorbereitende Anordnung 
ergangen. 

Wenn ein angefochtener Verwaltungsakt nicht offensicht­
lich rechtswidrig ist, eine weitere Klärung erforderlich er­
scheint und der Ausgang des gerichtlichen Hauptsachever­
fahrens noch nicht mit großer Wahrscheinlichkeit vorauszu­
sehen ist, muß die Frage des Sofortvollzugs auf Grund einer 
Interessenahwägung beantwortet werden. Für den vorlie­
genden Fall bedeutet dies, daß die Interessen des Ast., sei­
nen Dienst zunächst fortzuführen, gegen die kirchlichen In­
teressen, hier insbesondere gegen die Interessen des Kir­
chen~orstandes und der Kirchengemeinde abzuwägen sind. 

Bei dieser Abwägung räumt das Gericht den Interessen 
des Kirchenvorstandes, der nach Art. 6 I der Kirchenord­
nung die Gemeinde leitet und für das gesamte Gemeindele­
ben verantwortlich ist, den Vorrang ein. Das Spannungsver­
hältnis zwischen dem Kirchenvorstand und dem Ast. hat 
sich zu einem Grad gesteigert, in dem der Frieden in der 
Kirchengemeinde durch die entstandene Polarisierung und 
Gruppenbildung gefährdet ist. Wenn der Ast. in der derzeiti­
gen Situation seinen Dienst in der Gemeinde wiederaufneh­
men könnte, würde dies nach der Überzeugung des Kir­
chengerichts zu einer weiteren Eskalation der Auseinander­
setzungen führen, die dem Gemeindewohl abträglich wäre. 
Der Ast. muß daher, auch wenn er auf zahlreiche ihm zuge- · 
neigte und für ihn eintretende Gemeindemitglieder hinwei­
sen kann, seine eigenen Interessen an der Fortführung seines 
Dienstes und Ausübung seines Amtes im gegenwärtigen 
Verfahrensstadium zurückstellen. Er muß auch nicht be­
für&ten, seine Dienstwohnung zum ... 1991 (drei Monate 
nach Beginn des Wartestandes) räumen zu müssen, da die 
Kirchenverwaltung in ihrem Schriftsatz vom ... 1991 erklärt 
hat, sie werde insoweit § 41 PfG nicht ausschöpfen. 

Das Kirchliche Verfassungs- und Verwaltungsgericht 
hielt es somit in Abwägung der beiderseitigen Interessen für 
geboten, die sofortige Vollziehung der Versetzung in den 
Wartestand zu bestätigen. 

10. 

Wartestand, Hemmung 

1. Die Übertragung des Amtes eines Militärgeistlichen 
durch den Militärbischof, zu deren Zweck ein Pfarrer im 
Wartestand von der ihn beauftragenden Landeskirche beur­
laubt wird, steht der Übertragung eines Pfarramtes der be­
treffenden Landeskirche nicht gleich. 

2. Aus dem Fortfall der Einschränkung der Dienstbe­
zeichnung »i. W.«, wenn ein Pfarrer im Wartestand einen 
pfarramtliehen Beschäftigungsauftrag erhält, folgt nicht, 
daß der Pfarrer in den aktiven Dienst zurückgekehrt ist. 

3. Der Wartestand wird durch die - auch nur kurzfristige 
- Übernahme von dem Amt eines Pfarrers entsprechenden 
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Aufträgen durch den Pfarrer i. W. nicht unterbrochen, son­
dern lediglich gehemmt. 

4. Beschäftigungsaufträge, die keinem vollen Dienst ent­
sprechen, hemmen die Wartestandsfrist nicht (Leitsätze der 
Redaktion). 

§ § 11 li, 19 li und III, 59 I, 66, 67, 68 I, 69, 70 I PfarrerdienstG der 
Lippischen Landeskirche- PfDG- vom 5. 6. 1973 (GVBI. Bd. 9, 
S. 43)*; §§ 6, 16 KG zur Regelung der ev. Militärseelsorge in der 
Bundesrepublik Deutschland- MilitärseelsorgeG- vom 8. 3. 1957 
(ABI. EKD S. 257); Art. 2, 3, 4, 6, 8, 18 I, 19 I, 25 Vertrag der EKD 
mit der Bundesrepublik Deutschland zur Regelung der ev. Militär­
seelsorge- Militärseelsorge V -vom 22. 2. 1957 (BGBI. li S. 702); 
§ 217 BGB. 

VGH der EKU - Zweiter Senat -, Beschluß vom 
10. 7. 1991- VGH 9/90-

Der Kläger (Kl.) ist Pfarrer der beklagten Landeskirche 
(Bekl.). Er wurde mit besoldungsrechtlicher Wirkung vom 
000 1983 in den Wartestand versetzt. Bis zum 000 1984 wurde 
der Kl. mit der Wahrnehmung verschiedener Aufgaben als 
Seelsorger im Nebenamt beauftragt. Vom 000 1985 bis 000 

1988 war er für eine hauptamtliche Tätigkeit als Militär­
geistlicher beurlaubt. 

Mit Schreiben vom 000 1989 und Bescheid vom 000 1989 
teilte die Bekl. dem Kl. mit, daß sein Wartestand während 
der Beurlaubung fortbestanden und die Frist nicht mit sei­
nem Ausscheiden bei der Militärseelsorge erneut begonnen 
habe. 

Die Beschwerde des Kl. wies die Bekl. mit Bescheid vom 
oo· 1990 zurück. Seine Klage hat das VG als unbegründet ab­
gewiesen. 

Die Berufung hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

II 

Die zulässige Berufung des Kl. ist unbegründet. Der 
VGH weist sie gern. § 12 IV der Verordnung über den Ver­
waltungsgerichtshof der Evangelischen Kirche der Union 
i. d. F. v. 31. März 1987 (ABI. EKD 1987, S. 254)- VO­
VGH - durch Beschluß zurück, weil er sie einstimmig für 
unbegründet und eine mündliche Verhandlung nicht für er­
forderlich hält. Die Beteiligten sind vorhe.r gehört worden. 
Das Gemeinsame Kirchliche Verwaltungsgericht hat die 
Klage zu Recht als unbegründet abgewiesen. 

Der Senat geht in Übereinstimmung mit den Parteien und 
dem VG davon aus, daß die Klage zulässig ist. Zwischen 
den Parteien ist streitig, ob- erstens- der am 000 1983 (be­
soldungsrechtliche) eingetretene Wartestand des Kl. mit der 
Anstellung des Kl. als Militärgeistlicher im Hauptamt been­
det worden ist, verneinendenfalls, ob - zweitens - mit der 
Anstellung des Kl. als Militärgeistlicher im Hauptamt die 
Fünf-Jahres-Frist, nach deren Ablauf ein Pfarrer im Warte­
stand in den Ruhestand zu versetzen ist (§ 68 I PfDG), un­
terbrochen worden ist mit der Folge, daß die Fünf-Jahres­
Frist des § 68 I PfDG mit Beendigung der Tätigkeit als 
Militärgeistlicher neu zu laufen begonnen hat, verneinen­
denfalls, ob - drittens - die Tätigkeit des Kl. als Militär­
geistlicher im Hauptamt und ggf. seine während seines War­
testandes im Nebenamt ausgeübten Tätigkeiten lediglich zu 
einer Hemmung der Fünf-J,ahres-Frist des § 68 I PfDG ge­
führt haben mit der Folge, daß sich diese Frist im Ergebnis 
um die Zeiten solcher Tätigkeiten verlängert. Das mit sämt­
lichen Anträgen übereinstimmend verfolgte Ziel der Klage 

* Inzwischen einschlägig geändert durch KG vom 25. 6. 1991 (GVBI. 
Bd. 10, S. 9). 
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kann der Kl. mit einer - die Aufhebung der angefochtenen 
Bescheide einschließenden - Feststellungsklage geltend 
machen. Die Klage dient der Klärung der gegenwärtigen 
Rechtsstellung des Kl. und führt zugleich zur Klärung der 
Frage, ob der Kl., sofern die weiteren Voraussetzungen des 
§ 68 I PfDG gegeben sind, am 000 1991, wie die Bekl. meint, 
oder erst zu einem späteren Zeitpunkt in den Ruhestanc:! zu 
versetzen ist. 

Die Klage ist jedoch unbegründet. Die Rechtsauffassung 
des VG, daß der Eintritt des Kl. in den Dienst der Evangeli­
schen Militärseelsorge nicht zu einer Beendigung oder Un­
terbrechung des Wartestandes, sondern lediglich zu einer 
Hemmung geführt hat, ist zutreffend. Über die Begründung 
des Verwaltungsgerichts hinaus ergibt sich dies aus dem 
Sinn und der Systematik der den Wartestand regelnden Vor­
schriften des Pfarrerdienstgesetzes der beklagten 00. Landes­
kirche. 

1. Die Aufnahme der Tätigkeit des Kl. als Militärgeistli­
cher im Hauptamt hat nicht zur Beendigung seines Warte­
standes geführt. 

Auszugehen ist davon, daß die Versetzung in den Warte­
stand zwar nicht das Dienstverhältnis des Pfarrers beendet, 
jedoch zum Verlust der von ihm bekleideten Stelle führt 
(§ 66 PfDG). Dieser für den Pfarrer und für die Landeskir­
che gleichermaßen unbefriedigende Zustand soll nach Mög­
lichkeit dadurch behoben werden, daß dem Pfarrer i. W. eine 
neue Pfarrstelle übertragen wird (vgl. § 69 Buchst. a PfDG). 
Ihm kann deshalb gestattet werden, sich um eine freie Pfarr­
stelle zu bewerben(§ 67 I PfDG). Das Gesetz formuliert die 
Bewerbung um eine andere Pfarrstelle nur deshalb nicht als 
Pflicht, weil die Gründe, die zur Versetzung in den Warte­
stand geführt haben, im Einzelfall (vgl. auch § 59 I PfDG) 
zumindest vorübergehend der erneuten Übernahme einer 
Pfarrstelle entgegenstehen können. In den Zusammenhang 
dieser Vorschriften gehört auch § 68 I PfDG, nach dem der 
Pfarrer in den Ruhestand zu versetzen ist, wenn er binnen 
fünf Jahren keine Wiederverwend~ng in einem pfarramt­
liehen Dienst gefunden hat. 

Erst wenn sich ergeben hat, daß dieses Ziel nicht erreich­
bar ist - wobei nach dem Recht der bekl. Landeskirche ein 
Zeitraum von fünf Jahren abzuwarten ist-, ist der Wartestand 
durch Versetzung in den Ruhestand zu beenden (vgl. § 69 
Buchst. b PfDG). Aus alledem folgt, daß die Beendigung des 
Wartestandes nach § 69 Buchst. a PfDG an die Wiederein­
gliederung des Pfarrers- seine »Wiederverwendung« (§ 68 I 
PfDG)- in den aktiven pfarramtliehen Dienst der 000 Landes­
kirche durch die Übertragung einer Pfarrstelle geknüpft ist. 
Damit ist eine nur am Wortlaut des. § 69 Buchst. a PfDG an­
setzende Auslegung, nach der die Übertragung einer jeden 
Pfarrstelle- auch einer Pfarrstelle außerhalb der Landeskir­
che - den Wartestand beendet, nicht vereinbar. Vielmehr 
wird, wenn dem Pfarrer eine Pfarrstelle außerhalb der Lan­
deskirche übertragen wird, regelmäßig zugleich das Dienst­
verhältnis mit der bekl. Landeskirche beendet, so daß der 
Wartestand dann nach § 69 Buchst. c PfDG endet. 

Die Übernahme des Kl. in den Dienst der Evangelischen 
Militärseelsorge erfüllt danach nicht die Voraussetzungen 
des § 69 Buchst. a PfDG, weil ihm keine Pfarrstelle derbe­
kl. Landeskirche übertragen worden ist. Die Militärseelsor­
ge wird zwar im Auftrag der Gliedkirchen der EKD (vgl. 
Art. 2 I MilitärseelsV), nicht aber von diesen selbst aus­
geübt. Dementsprechend wird der Militärgeistliche zwar im 
Einverständnis mit der Gliedkirche, aber nicht bei ihr und 
nicht durch sie in den Militärseelsorgedienst eingestellt (vgl. 
Art. 18 I S. 1 MilitärseelsV) und nach der Erprobungszeit in 
das Beamtenverhältnis berufen (Art. 19 I MilitärseelsV). In 
Übereinstimmung hiermit ist dem Kl. durch den Militär-

• 
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bischof (nicht durch die Bekl.) mit Urkunde vom ... 1986 
das Amt eines Standortpfarrers, nämlich des Standortpfar­
rers in X, und nicht etwa ein Pfarramt der beklagten Lan­
deskirche übertragen worden. Mit dem Eintritt in die Evan­
gelische Militärseelsorge ist der Kl. allerdings auch nicht 
i. S. v. § 69 Buchst. c PfDG aus dem Dienstverhältnis der 
beklagten Landeskirche ausgeschieden. Vielmehr ist er nach 
dem Beschluß des Landeskirchenrats vom ... 1985 auf sei­
nen Antrag hin gern. § 19 II und III PfDG unbefristet und 
ohne Bezüge beurlaubt worden. Auch daraus wird deutlich, 
daß der Kl. damit nicht eine Pfarrstelle der ... Landeskirche 
erhalten hat; denn eine Beurlaubung erfolgt nach § 19 II 
PfDG »zur Wahrnehmung eines anderen kirchlichen Dien­
stes sowie zur Übernahme von Aufgaben, die im kirchlichen 
Interesse liegen«. 

Aus dem Umstand, daß dem Kl. in der Zeit seiner Beu{ 
laubung für die Evangelische Militärseelsorge gestattet wor­
den ist, die Amtsbezeichnung »Pfarrer« ohne den Zusatz 
»im Wartestand« zu führen, folgt keineswegs, daß die Bekl. 
selbst angenommen habe, dem Kl. sei eine Pfarrstelle i. S. v. 
§ 69 Buchst. a PfDG übertragen worden. Nach§ 11 II S. 2 
PfDG entfällt die Einschränkung der Dienstbezeichnung, 
wenn ein Pfarrer im Warte- oder Ruhestand im pfarramtli­
ehen Dienst beschäftigt wird oder einen pfarramtliehen Be­
schäftigungsauftrag erhält. Der Sinn der Vorschrift besteht 
darin, den Pfarrer im Wartestand oder im Ruhestand nach 
außen hin einem Pfarrer im aktiven Dienst gleichzustellen, 
um ihm seinen Dienst zu erleichtern. Dieser Gedanke recht­
fertigt es, die Vorschrift auch für pfarramtliche Tätigkeiten 
außerhalb der ... Landeskirche anzuwenden. Die Vorschrift 
trifft aber nicht die Aussage, daß der Pfarrer im Wartestand 
oder im Ruhestand im dienstrechtlichen Sinne wieder in den 
aktiven Dienst der Bekl. zurückgekehrt sei. Es liegt auf der 
Hand, daß beispielsweise die Übertragung eines pfarramtli- -
chen Beffchäftigungsauftrages ungeeignet ist, den Eintritt in 
den Ruhestand nach § 70 I PfDG rückgängig zu machen. 
Vielmehr setzt § 11 II S. 2 PfDG gerade das Fortbestehen 
des Wartestandes oder des Ruhestandes voraus. 

Zu Unrecht beruft sich der Kl. darauf, daß der Pfarrer 
nach seiner Rückkehr von einem Dienst, zu dem er beur­
laubt worden war, ggf. in den Wartestand zu versetzen ist 
(Nr. 1 der Erläuterung zu§ 19 II S. 1 und IV PfDG). Diese 
Erläuterung gilt für den Regelfall, daß ein im aktiven Dienst 
der Bekl. stehender Pfarrer beurlaubt wird. Für einen beur­
laubten Pfarrer im Wartestand bedarf es der (erneuten) Ver­
setzung in den Wartestand nicht, weil die Beurlaubung den 
Wartestand nicht beendet (vgl. § 69 PfDG). Die Formulie­
rung in der Erklärung der Bekl. vom ... 1985, daß der Kl. 
darauf hingewiesen worden sei, er werde, wenn er nicht 
wieder in eine Pfarrstelle berufen werden könne, zunächst in 
den Wartestand und danach in den Ruhestand »versetzt« 
werden, ist ungenau und hinsichtlich des Wartestandes un­
zutreffend. Aber auch ein möglicherweise falscher Hinweis 
der Bekl. ist jedenfalls nicht geeignet, die materielle Rechts­
lage zu ändern. 

Soweit der Kl. aus Regelungen des Militärseelsorge V 
und des MilitärseelsorgeG ableitet, das Amt eines Standort­
pfarrers sei i. S. d. § 69 Buchst. a PfDG mit einem Pfarramt 
(der Bekl.) gleichzusetzen, kann ihm nicht gefolgt werden. 
§ 6 MilitärseelsorgeG, nach dem die Ordnungen der Glied­
kirchen auf die Militärkirchengemeinden entsprechende 
Anwendung finden, soweit das MilitärseelsorgeG nichts an­
deres bestimme, belegt gerade, daß die Militärkirchenge­
meinden keine Kirchengemeinden der Gliedkirchen sind; 
andernfalls wäre die Regelung überflüssig und die nur ana­
loge Anwendung der Ordnungen der Gliedkirchen - zudem 
unter dem Vorbehalt des MilitärseelsorgeG- nicht verständ­
lich. Art. 2, 3, 4, 6 und 8 Militärseelsorge V, auf die sich der 
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Kl. ausdrücklich beruft, enthalten überhaupt keine einschlä­
gigen Aussagen. Artikel2 I Militärseelsorge V, nach dem die 
Militärseelsorge Teil der kirchlichen Arbeit ist und im Auf­
trag und unter Aufsicht der Kirche ausgeübt wird, macht nur 
deutlich, daß die Militärseelsorge keine Angelegenheit (al­
lein) des Staates ist, sondern von ihm in enger Zusammen­
arbeit mit den Kirchen ausgeübt wird. Die dienstrechtliche 
Stellung der Militärpfarrers ergibt sich insbesondere aus 
§ 16 MilitärseelsorgeG; danach bleiben die Militärgeist­
lichen zwar Geistliche ihrer Gliedkirchen, jedoch ruht ihre 
Bindung an die Weisungen der Vorgesetzten ihrer Gliedkir­
chen. Artikel 25 IV S. 1 MilitärseelsorgeV, nach der der 
kirchliche Dienstherr die vollen Versorgungsbezüge auszu­
zahlen hat, bestimmt allein, welche Kasse für die Auszah­
lung von Versorgungsbezügen derjenigen Pfarrer zuständig 
ist, die sowohl im Dienst der Kirche als auch im Dienst der 
Militärseelsorge tätig waren. Die interne Aufteilung der er­
forderlichen Mittel regelt dagegen Artikel 25 II Militär­
seelsorge V nach den Anteilen der ruhegehaltsfähigen 
Dienstzeiten. Somit kommt gerade auch in Artikel 25 
Militärseelsorge V zum Ausdruck, daß für die Dienstzeit des 
Pfarrers als Militärgeistlicher nicht der kirchliche Dienst­
herr, sondern der Bund verantwortlich ist._ 

2. Die Aufnahme der Tätigkeit als Militärpfarrer hat auch 
nicht die Fünf-Jahres-Frist des § 68 I PfDG unterbrochen 
mit der F<;>lge, daß mit dem Ende dieser Tätigkeit die Fünf­
Jahres-Frist erneut von Anfang an neu in Gang gesetzt wor­
den wäre. Das Pfarrerdienstrecht der Bekl. regelt zwar nicht 
ausdrücklich, welche Wirkungen die Aufnahme einer Tätig­
keit während des Wartestandes auf diesen und auf die Fünf­
Jalrres-Frist hat. Die Annahme des Kl., der Wartestand wer­
de- im rechtstechnischen Sinne (vgl. § 217 BGB)- unter­
brochen, verbietet sich jedoch, weil sie zu einer Umgehung 
des § 68 I PfDG führen könnte und in der Praxis sogar häu­
fig dazu führen müßte. Denn nach § 67 II PfDG ist der Pfar­
rer .i. W. verpflichtet, einen ihm angetragenen kirchlichen 
Dienst oder eine seiner Vorbildung und dem Amt des Pfar­
rers entsprechende Aufgabe zu übernehmen. Der Pfarrer 
i. W. soll also auch während des Wartestandes nach Mög­
lichkeit nicht untätig bleiben, sondern muß eine ihm zurout­
bare Tätigkeit - die entgegen der Rechtsauffassung des Kl. 
auch außerhalb der Landeskirche liegen kann - überneh­
men~ Würde jede Tätigkeit - zumindest dann, wenn sie die 
volle Arbeitskraft des Pfarrers beansprucht - den Warte­
stand unterbrechen, so könnte der Wartestand durch di'e 
gelegentliche- auch nur kurzfristige- Übernahme von Auf­
trägen im Ergebnis auf unbefristete Zeit verlängert werden. 
Eine solche Auslegung verbietet sich nach dem Sinn und 
Zusammenhang der Regelungen des Wartestandes im 
Pfarrerdienstrecht der Bekl. Daß das Pfarrerdienstrecht an­
derer Landeskirchen für den hier zu beurteileilden Fall keine 
Unterbrechung, sondern lediglich eine Hemmung der Frist 
vorsieht, bestätigt die Interpretation des Pfarrerdienstgeset­
zes der Bekl., daß die Aufnahme einer anderen Tätigkeit als 
die Übernahme eines Pfarramtes der Bekl. den Wartestand 
nicht unterbricht. 

In dem Schreiben der Bekl. vom ... 1989 ist allerdings da­
von die Rede, daß die Fünf-Jahres-Frist nach § 68 I PfDG 
um die Zeit »unterbrochen« gewesen sei, die der Kl. als Mi­
litärgeistlicher im Dienst der Evangelischen Militärseelsor­
ge gestanden habe. Daß mit dieser Formulierung jedoch 
nicht eine Unterbrechung im rechtstechnischen Sinne, son­
dern eine Hemmung gemeint ist, ergibt sich aus eben diesem 
Satz des Schreibens. Denn die Hauptaussage besteht in der 
Mitteilung, daß der Anspruch auf Wartestandsbezüge am ... 
1991 ende. Mit ihr ist eine »Unterbrechung« mit erneutem 
Fristbeginn nicht vereinbar, wie der Kl. auch zutreffend er­
kannt hat (vgl. den Schriftsatz seines Anwalts vom ... ). 
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3. Das Fehlen einer ausdrücklichen Regelung für die Auf­
nahme einer Tätigkeit während des Wartestandes wirft aller­
dings die Frage auf, ob eine solche Tätigkeit zu einer Hem­
mung der Fünf-Jahres-Frist des § 68 I PfDG führt. Diese 
Frage ist in Übereinstimmung mit der Rechtsauffassung der 
Bekl. für den Fall der Aufnahme einer vollen Tätigkeit zu 
bejahen. Als Alternative käme nämlich nach Ablauf von 
fünf Jahren nur die Versetzung in den Ruhestand gemäß 
§ 69 Buchst. b PfDG in Betracht. Eine solche Auslegung des 
Pfarrerdienstrechts der Bekl. würde zu einem unangemesse­
nen Ergebnis führen.· Sie würde insbesondere bei einer Be­
urlaubung des Pfarrers im Wartestand diesen in unbilliger 
Weise benachteiligen. Zu Recht hat die Bekl. deshalb den 
Zeitraum, währenddessen der Kl. in der Evangelischen 
Militärseelsorge im Hauptamt tätig war, nicht auf die Fünf­
Jahres-Frist angerechnet, den Wartestand des Kl. also im 
Ergebnis um diesen Zeitraum verlängert. 

Dagegen verbietet es sich, auch die Zeiten, in denen der 
Kl. in den Jahren 1983 und 1984 Beschäftigungsaufträge als 
Militärseelsorger und als Gefängnisseelsorger wahrgenom­
men hat, anzurechnen. Beide Aufträge hatten nebenamtliche 
Tätigkeiten zum Inhalt, wie zweifelsfrei aus den Vorgängen 
der Bekl. hervorgeht. Die laut Vertrag vom ... 1983 im Ne­
benamt erbrachten Dienste als Militärseelsorger wurden 
einzeln vergütet. Bei dem Beschäftigungsauftrag in der Ju­
stizvollzugsanstalt Y hat die Bekl. angenommen, daß er 
etwa 25 % des Umfangs eines vollbeschäftigten Pfarrers 
ausmache. 

Auch wenn der Kl., wie er im ersten Rechtszug vorgetra­
gen hat (Schriftsatz vom ... 1990), mangels eines Hauptam­
tes den Dienst »vollschichtig«, also möglicherweise mit ei­
nem größeren zeitlichen Aufwand geleistet hat, bleibt es da­
bei, daß ihm - anders als im Rahmen seiner Tätigkeit als 
Militärseelsorger in den Jahren 1985 bis 1988- keine volle 
Stelle übertragen worden ist. 

Beschäftigungsaufträge, die keinem vollen Dienst ent­
sprechen, hemmen die Fünf-Jahres-Frist des § 68 I PfDG 
nicht. Auch dies ergibt sich aus dem Sinn der Regelungen 
über den Wartestand im Pfarrerdienstgesetz der Bekl. Derar­
tige Aufträge sind nämlich schon von ihrem Umfang her mit 
dem normalen Dienst eines Pfarrers nicht vergleichbar. Der 
Pfarrer im Wartestand ist zwar nach § 67 II PfDG verpflich­
tet, auch kleinere Beschäftigungsaufträge während der War­
testandszeit zu übernehmen. Insoweit kommt er jedoch nur 
dem Gebot nach, zurnutbare Dienste zu übernehmen. Er er­
bringtjedoch nicht die Dienstleistung eines aktiven Pfarrers, 
so daß die typische Situation des Wartestandes, der nicht 
länger als fünf Jahre andauern soll, erhalten bleibt. Der Kl. 
hat zwar während der Dauer dieser Beschäftigungsaufträge 
statt der Versorgungsbezüge im Wartestand die vollen Bezü­
ge eines aktiven Pfarrers erhalten; ein Anspruch darauf mag 
sich aus § 67 IV PfDG ergeben haben. Daraus kann er je­
doch keine weitergehenden Rechte ableiten, weil er gleich­
wohl nicht in vollem Umfang tätig gewesen ist. 

Die Berufung muß nach alledem erfolglos bleiben. 

11. 

Beihilfe 

1. Die Gewährung von Beihilfe über den Regelsatz des 
§ 14 I Nr. 3 BVO hinaus kommt gem. § 14 VI BVO nur in be­
sonderen Härtefällen in Betracht, deren Vorliegen die Bei­
hilfestelle nach pflichtgemäßem Ermessen feststellt. 

2. Ist der gem. § 14 VI Nr. 3 BVQ Beihilfeberechtigte auch 
sozialhilfeberechtigt, verstößt die Beschränkung auf den 
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nicht kostendeckenden Regelsatz nicht gegen den Nach­
ranggrundsatzder Sozialhilfe (Leitsätze der Redaktion). 

§ 1 I KG über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Ge­
burts- und Todesfällen vom 29. 10. 1975 (KGVBI. 1976, S. 1); 
§ 14 I Buchst. a und b KG über die Ordnung der kirchlichen Ver­
waltungsgerichtsbarkeit- KiVwGO- vom 16. 4. 1970 KGVBI. 
S. 53) i. d. F. vom 20. 10. 1989 (KGVBl. S. 234); §§ 9, 14, I und 
VI VO des Finanzministeriums über die Gewährung von Beihilfe 
in Krankheits-, Geburts- und Todesfallen (Beihilfeverordnung -
BVO -)vom 12. 3. 1986 (GBI. S. 67) i. d. F. vom 17. 3. 1988 (GBI. 
S. 114) und 22. 10. 1990 (GBI. S. 335); § 2 BSHG. 

Verwaltungsgericht der Ev. Landeskirche in Baden, Ur­
teil vom 22. 11. 1991-4/90- (rechtskräftig) 

Mitgeteilt von OKR Dr. Winter 

A, Sohn eines verstorbenen Pfarrers, der irrfolge eines 
frühkindlichen Hirnschadens behindert ist, lebt in einer Be­
hindertenwohngruppe in der Anstalt X und besucht eine 
Werkstatt. Als Vollwaise hat A einen eigenen Beihilfean­
spruch, den der klagende Landeswohlfahrtsverband (Kl.) 
auf sich überleitete. · 

Vom ... 1985 bis ... 1988 gewährte die beklagte Landes­
kirche (Bekl.) dem Kl. für die Unterbringung des A kosten­
deckende Beihilfe. Seit dem ... 1988 gewährte die Bekl. 
gern. ihrer Bescheide vom ... 1989 und ... 1990 nur noch 
Beihilfe i. H. des Regelbemessungssatzes von 80 % der 
Aufwendungen, weil Zahlungen über den Regelsatz Ermes­
senssache der Beihilfestelle seien und nur in besonderen, 
hier nicht vorliegenden Härtefällen in Betracht kämen. Eine 
dagegen gerichtete Beschwerde des Kl. wurde mit Bescheid 
vom .. . 1990 zurückgewiesen. Die am .. . 1990 erhobene 
Klage hatte keinen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist zulässig. Die sachliche Zuständigkeit des 
Kirchlichen VG ist gegeben(§ 14 I Buchst. a und b KiVw­
GO). Die Klage ist jedoch unbegründet. Der Kl. hat keinen 
Anspruch darauf, daß die Bekl. über die gewährte Beihilfe 
in Höhe von 80 % hinaus kostendeckende Beihilfe nach 
§ 14 VI BVO gewährt. 

• Nach§ 1 I des kirchlichen Gesetzes über die Gewährung 
von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen fin­
den für Mitarbeiter und Versorgungsempfänger der Bekl. 
die Beihilfevorschriften des Landes Baden-Württemberg in 
ihrer jeweiligen Fassung entsprechende Anwendung. Da­
nach ist Rechtsgrundlage für den vorliegenden Fall die 
BVO, zu der das Finanzministerium Verwaltungsvorschrif­
ten erlassen hat. 

Der Evangelische Oberkirchenrat hat mit dem angegriffe­
nen Bescheid vom ... 1989 Beihilfe in Höhe von ... DM für 
den Kl. überwiesen unter Zugrundelegung eines Bemes­
sungssatzes von 80 %, der für beihilfeberechtigte Waise gilt 
(§ 14 I Nr. 3 BVO), und sich darauf berufen, daß es sich bei 
§ 14 VI BVO um eine Kannbestimmung handele, »von wel­
cher wir keinen Gebrauch machen müssen«. Im Bescheid 
vom . . . 1990 wird vom Evangelischen Oberkirchenrat diese 
Auffassung bestätigt und noch darauf verwiesen, daß nach 
der Verwaltungsvorschrift des Finanzministeriums über 
Hinweise zur Beihilfeverordnung vom 5. 10. 1987 (GABI. 
S. 953 ff.), hier zu§ 14 VI Nr. 1, eine Erhöhung des Bemes­
sungssatzes nicht schon deshalb in Betracht komme, weil 
Sozialhilfe gewährt werde. Im Beschwerdebescheid des 
Landeskirchenrates vom ... 1990 ist die Ablehnung der Er­
höhung des Bemessungssatzes einmal damit begründet wor­
den, daß zu keiner Zeit ein Beihilfeanspruch des A bestan­
den habe, den der Kl. auf sich hätte überleiten können. Eine 
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kostendeckende Beihilfe könne schon deshalb nicht gewährt 
werden. Zum anderen hat der Landeskirchenrat die Ableh­
nung damit begründet, daß, wenn ein Beihilfeanspruch be­
standen habe, es dannjedenfalls schon deshalb zu keiner Er­
messensentscheidung nach§ 14 VI BVO komme, weil es an 
den Voraussetzungen fehle. Bei Anlegung eines strengen 
Maßstabes liege kein besonderer Härtefall vor. 

Diese, zwar erst in der Beschwerdeentscheidung deutlich 
gegebene Begründung trägt die Ablehnung der Erhöhung 
des Bemessungssatzes. 

Die Beklagte hat seit der Unterbringung des A in der An­
stalt X, seit dem ... 1976, Beihilfe mit dem Bemessungssatz 
von 80 % gezahlt, einem Bemessungssatz, der u. a. für Wai­
se, die als solche beihilfeberechtigt sind, gilt (§ 14 I Nr. 3 
BVO). Es kann dahinstehen, ob die Bekl. gar nicht ver­
pflichtet war, Beihilfe zu leisten, weil, wie sie vorträgt, die 
Unterbringung des A in einer Anstalt wegen Pflegebedürf­
tigkeit nicht notwendig war(§ 9 I BVO). Die Bekl. hat es je­
denfalls ohne Rechtsfehler abgelehnt, den Beihilfesatz nach 
§ 14 VI BVO auf 100% zu erhöhen. 

Nach§ 14 VI BVO kann der Bemessungssatz bei Anle­
gung eines strengen Maßstabes in besonderen Härtefällen, 
insbesondere wenn die Aufwendungen irrfolge einer Dienst­
beschädigung entstanden sind, erhöht werden. Das hier vom 
Verordnungsgeber eröffnete Ermessen wird durch die Be­
griffe »Anlegung eines strengen Maßstabes« und »in beson­
deren Härtefällen« außerordentlich eingeengt. Die Vor­
schrift hat damit nicht den Charakter einer allgemeinen Auf­
fangvorschrift für nicht gedeckte Kosten, wie der Kl. meint. 
Hier liegt kein »besonderer Härtefall« vor, so daß die Er­
höhung des Bemessungssatzes schon an einer Vorausset­
zung für die Ermessensausübung scheitert. 

Durch die Beihilfe werden die Kosten für die Unterbrin­
gung des A nicht voll gedeckt. Der Rest wird - der Kl. er­
wähnt ein Defizit von ... DM für.den Zeitraum vom ... 1988 
bis ... 1989- von der Sozialhilfe getragen. Der Kl. vertritt 
die Auffassung, daß bevor die Sozialhilfe einspringe, der 
Bemessungssatz der Beihilfe notfalls auf 100 % erhöht wer­
den müsse, da anderenfalls der Nachranggrundsatz der So­
zialhilfe(§ 2 BSHG) unterlaufen werde. Die äußerst restrik­
tiven Voraussetzungen für die Anwendung des§ 14 VI BVO 
verbieten es jedoch, von der Vorschrift schon dann Ge­
brauch zu machen, wenn Kosten nicht gedeckt sind oder 
wenn anders der Nachranggrundsatz der Sozialhilfe gefähr­
det wäre. Vielmehr hebt die Vorschrift auf die ganz persön­
lichen Umstände bei dem Betroffenen ab. Das wird auch 
deutlich in den Hinweisen des Finanzministeriums zur Bei­
hilfeverordnung', die sich nach Auffassung des Gerichts im 
Rahmen des Beihilferechts halten. So heißt es zu Abs. VI 
des § 14 BVO: 1. »Ein besonderer Härtefall setzt voraus, 
daß besonders hohe Krankheitskosten entstanden sind, die 
der Beihilfeberechtigte trotz der Regelbeihilfe und Leistun­
gen aus einer zurnutbaren Versicherung ... nicht zu bestrei­
ten vermag, ohne den Lebensunterhalt für sich ... zu gefähr­
den. Es sind alle zu Gebote stehenden Entlastungsmöglich­
keiten in bezug auf den ungedeckten Teil der Krankheitsko­
sten zu berücksichtigen, z. B. mögliche Steuererleichterun­
gen. Eine Erhöhung kommt nicht schon deshalb in Betracht, 
weil Sozialhilfe gewährt wird.« Der außerordentlich 
zurückhaltende Gebrauch der Vorschrift wird auch im Hin­
weis des Finanzministeriums Nr. 3 zu Abs. VI des § 14 BVO 
deutlich, wonach »auch in ganz außergewöhnlichen Fällen« 
der Bemessungssatz insgesamt 90 % nicht übersteigen soll. 
Die Kosten für die Unterbringung werden abgedeckt durch 
die Beihilfe und die Sozialhilfe. A gerät durch seine Krank­
heit nicht in eine wirtschaftlich ausweglose Notlage. Die 
Bekl. ist daher mit Recht davon ausgegangen, daß kein »be­
sonderer Härtefall« vorliegt. 
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12. 

Dienstwohnungen 

1. Für einen Pfarrer besteht die grundsätzliche Pflicht, 
die für ihn bestimmte Dienstwohnung zu beziehen. Fragen 
der Zweckmäßigkeit des Wohnens können die gesetzliche 
Regelung des § 45 I S. 2 PfG nicht in Frage stellen. 

2. Eine Befreiung von der Pflicht zum Bewohnen der 
Pfarrerdienstwohnung kommt nur in Betracht, wenn im 
dienstlichen oder persönlichen Bereich des Pfarrers Um­
stände eintreten, die ein Verlassen der Dienstwohnung ge­
bieten. Stützt der Pfarrer sein Befreiungsgesuch auf persön­
liche Gründe, ist ein Ausnahmefall i. S. v. § 45 I S. 3 PfG in 
aller Regel nur gegeben, wenn andernfalls eine menschliche 
Härte für ihn entstände, in die er ohne sein Zutun geriete 
(Leitsätze der Redaktion). 

§ 45 I S. 2 und 3 Pfarrergesetz (PfG) der VELKD. 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen-Senat für Verwaltungssachen -,Urteil vom 6. 9. 1990 
- Konf R 4/90 - (rechtskräftig)* 

Mitgeteilt von OLKR Dr. Sperling 

Der Kläger (Kl.) ist Pfarrer und begehrt die Freistellung 
von der Verpflichtung, die Pfarrerdienstwohnung in seiner 
Gemeinde zu bewohnen. 

Seit ... ist der Kl. in der A-Kirchengemeinde in B tätig. 
Er hatte die Pfarrerdienstwohnung der Gemeinde bezogen. 
Diese Dienstwohnung befindet sich auf dem Grundstück der 
Gemeinde in der Nähe des Friedhofs in B. Das Grundstück 
liegt im Außenbereich und ist mit Ausnahme der Straßen­
seite von Feldern umgeben. Diese Flächen wurden bis an 
die Grundstücksgrenze von den Landwirten auch im übli­
chen Rahmen bearbeitet. Die Lage des Pfarrhauses war 
seinerzeit gewählt, um das Pfarrhaus in den geographischen 
Mittelpunkt der Gemeinde zu stellen. 

Im Frühjahr ... stellte der Kl. den Antrag, aus der Dienst­
wohnung ausziehen zu dürfen. Als Grund gab er eine mög­
liche gesundheitliche Gefährdung seiner ... geborenen Kin­
der ap, die an diversen Infekten seit ... erkrankt waren. Die­
se Erkrankungen führte der Kl. auf das Ausbringen von Gül­
le auf den angrenzenden Feldern zurück, wobei die Gülle 
auch teilweise auf das Grundstück der Dienstwohnung ge­
sickert war. Im ... bezog der Kl. mit seiner Familie ein von 
seiner Ehefrau in ... erworbenes Haus. 

Auf die Beschwerde des Kl. über die Unbewohnbarkeil 
des Pfarrhausgrundstückes wegen der Emissionen von den. 
angrenzenden Feldern hin war ein Gutachten der Bremer 
Gesellschaft für augewandte Umwelttechnologie von der 
Kirchengemeinde eingeholt worden, in dem bestimmte Si­
cherungsmaßnahmen vorgeschlagen wurden, um ein Ein­
dringen von Gülle auf das Pfarrgrundstück zu verhindern. 
Daraufhin sind unter anderem Flächen zur Arrondierung des 
Pfarrgrundstückes angekauft und ein Schutzwall errichtet 
worden. Dieser ist zusätzlich bepflanzt worden. Ferner ist 
versucht worden, . mit den Inhabern der angrenzenden 
Flächen zu vereinbaren, in Zukunft auf die Flächen keine 
Gülle mehr auszubringen und chemische Pflanzenschutz­
mittel nicht zu verwenden. 

In seinem Beschluß vom ... bekräftigte der Kirchenvor­
stand seinen Willen, das Pfarrhaus weiter als solches zu nut­
zen, nachdem der Kl. durch Verfügung des beklagten Amtes 

*Die gegen das Urteil eingelegte Revision hat das VuVG der VELKD mit 
Urteil vom 11. 11. 1991 - RVG 1/91 -(nicht veröffentlicht) zurückgewie­
sen. Auch abgedruckt in ZevKR 37 (1992) S. 279. 
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(Bekl.) vom ... vorläufig von seiner Residenzpflicht bis zur 
Fertigstellung der Sicherungsmaßnahmen entbunden wor­
den war. 

Unter dem ... hat der KI. an das beklagte Amt den Antrag 
gestellt, ihn von der Verpflichtung zum Beziehen der Pfar­
rerdienstwohnung zu befreien. Diesen Antrag lehnte das be­
klagte Amt mit den angegriffenen Bescheiden vom ... und 
... ab. Mit seiner Klage zum Rechtshof begehrt der Kl., die 
Bekl. unter Aufhebung der Bescheide vom ... und . . . zu 
verpflichten, den Kl. von der Verpflichtung zum Beziehen 
der ihm zugeteilten Dienstwohnung zu befreien. 

Aus den Gründen: 

II 

Die Klage ist zulässig. 

Sie ist jedoch nicht begründet. Wie der Rechtshof in sei­
nem Urteil vom 14. Juni 1984- Konf. R S/83 1

- ausführlich 
dargelegt hat, besteht für einen Pfarrer grundsätzlich die 
Pflicht, die für ihn bestimmte Dienstwohnung zu beziehen 
(vgl. dazu auch Urteil des VGH der EKU vom 1. 12. 1987-
VGH 5/87 -'). 

Fragen der Zweckmäßigkeit des Wohnens können die ge­
setzliche Regelung aus:.. nunmehr- § 45 I S. 2 PfG nicht in 
Frage stellen, so daß das diesbezügliche Vorbringen des Kl. 
ins Leere geht. 

Erweist sich die Pflicht zum Wohnen in der Dienstwoh­
nung als grundsätzlich rechtmäßig an den Pfarrer gerichtete 
Anforderung, so steht dem Kl. im vorliegenden Falle ein 
Anspruch auf Befreiung von dieser Pflicht nicht zu. Nach 
§ 45 I S. 3 können Ausnahmen in besonders begründeten 
Fällen genehmigt werden. Es handelt sich dabei um eine 
letztlich im kirchenbehördlichen Ermessen liegende Ent­
scheidung, bei der ohnehin nur in seltenen Ausnahmefällen, 
nämlich bei einer Ermessensreduzierung auf nur eine mög­
liche Entscheidung, eine Verpflichtung des beklagten Amtes 
zur Erteilung der Ausnahmegenehrnigung, im übrigen nur 
eine Verpflichtung zu erneuter Ermessensentscheidungaus­
gesprochen werden könnte. 

Bei qer gerichtlichen Überprüfung der Ermessensent­
scheidung ist zu berücksichtigen, daß. dieser durch die An­
forderungen an das Vorliegen eines Ausnahmefalles eine 
vollüberprüfbare tatbestandliehe Voraussetzung vorgeschal­
tet ist. Dazu hat der Rechtshof in seiner Entscheidung vom 
19. Juni 1978- Konf. R 3/87'- ausgeführt, daß eine Befrei­
ung von der Pflicht zum Bewohnen der Pfarrerdienstwoh­
nung nur in Betracht kommt, wenn im dienstlichen oder per­
sönlichen Bereich des Pfarrers Umstände eintreten, die ein 
Verlassen der Dienstwohnung gebieten. Beachtlich sind 
mithin nicht die Gründe, die für den Einzug in eine andere 
Wohnung sprechen, sondern allein diejenigen, die sich ge­
gen das Verbleiben in der Pfarrdienstwohnung anführen las­
sen. Nur sie sind im Rahmen einer nach rechtlichen und für­
sorglichen Gesichtspunkten vorzunehmenden Güterahwä­
gung darauf zu prüfen, ob ihnen der Vorrang vor der Erfül­
lung der aus § 45 I S. 2 erwachsenen Verpflichtung ein­
zuräumen ist. Stützt der Pfarrer sein Befreiungsgesuch auf 
persönliche Gründe, so wird ein Ausnahmefall in aller Re­
gel nur gegeben sein, wenn andernfalls eine menschliche 
Härte für ihn entstände, in die er ohne sein Zutun geriete. 

Die vom Kl. angeführten Gründe vermögen keinen Aus­
nahmefall im Sinne der genannten Vorschrift zu begründen. 

' Nicht veröffentlicht. 
2 RsprB ABI. EKD 1989, S. 14. 
'ZevKR 24 (1979) S. 390. 
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Beachtliche Ausnahmegründe ergeben sich nicht aus dem 
vom Kl. vorgebrachten Hinweis auf die mögliche Beein­
trächtigung der Bewohnbarkeit des Pfarrgrundstückes durch 
Immissionen von den angrenzenden Feldern. Das Pfarrhaus 
ist bewohnbar. Aus dem Gutachten der Bremer Gesellschaft 
für angewandte Umwelttechnologie vom ... folgt bereits, 
daß in fünf von sieben entnommenen Bodenproben keine 
Keime festgestellt werden konnten. Nur in einer Probe, und 
zwar von dem Gemüsebeet vor dem Hause, fand sich eine 
gegenüber der Vergleichsprobe aus unbelastetem Boden 
deutlich erhöhte Keimzahl, wobei dafür keine eindeutige 
Erklärung abgegeben werden konnte, sondern nur vermutet 
wird, daß dieses auf einer geringen Einbringung von Herbi­
ziden/Pestiziden beruhen könne. Wenn die Richtlinien des 
Bundesgesundheitsamtes und der Biologischen Bundesan­
stalt zu allgemeinen Vorsichtsmaßnahmen beim Umgang 
mit Pflanzenschutzmitteln beachtet würden, bei der Nut­
zung der landwirtschaftlichen Fläche der Mindestabstand 
von mehreren Metern, wie etwa bei Gewässern, eingehalten 
und das Einbringen von Spritzmitteln durch eine geeignete 
Bepflanzung des Grundstücks sichergestellt werde, sei das 
Grundstück uneingeschränkt nutzbar. Diese Voraussetzun­
gen sind inzwischen erfüllt worden. Die Kirchengemeinde 
hat das Grundstück arrondiert, einen das Grundstück umge­
benden Wall angelegt und diesen bepflanzt. .Die Verwen­
dung des insbesondere vom Kl. als besonders gefährlich 
angeführte Atrazin ist in der Zwischenzeit verboten worden. 
Ein von der Beigeladenen (der Kirchengemeinde) unter dem 
. . . eingeholtes Gutachten des Limnologischen Instituts 
Dr. . .. in X kommt zu dem Ergebnis, daß das Grundstück 
uneingeschränkt genutzt werden kann. 

Nach Durchführung der Schutzmaßnahmen, die allein 
auf Grund der vom Kl. geäußerten Befürchtung einer Beein­
trächtigung getroffen worden sind, wobei diese Beeinträch­
tigung nicht objektiv nachweisbar gewesen ist, wie das Ge­
sundheitsamt des Landl,aeises Z in einer Stellungnahme 
vom ... gegenüber dem beklagten Amt dargestellt hat, be­
stehen keinerlei objektive Anhaltspunkte dafür, daß das 
Pfarrhausgrundstück nicht zu bewohnen und deswegen für 
den Kl. eine Ausnahme von der Residenzpflicht zu machen 
ist. 

Damit bleibt es bei den allein in der Sphäre des Kl. lie­
genden Befürchtungen, es könne auch in der Zukunft zu 
Schäden kommen bzw. möglicherweise könnte schon allein 
seine Befürchtung zu weiteren gesundheitlichen Schäden 
führen. Sie stellen keine menschliche Härte dar, in die der 
Kl. ohne sein Zutun geraten ist, und vermögen deshalb kei­
nen die Befreiung vom Bewohnen der Dienstwohnung er­
möglichenden Ausnahmefall zu begründen. 

13. 

Versorgung 

Gemäß der Kirchenbeamtenbesoldungs- und Versor­
gungsordnung (KBVO) ist§ 11 I Nr. 1 b Beamtenversor­
gungsgesetz bei der Festsetzung der ruhegehaltsfähigen 
Dienstzeiten auch dann anzuwenden, wenn die Dienstzeit 
auf Antrag des Beamten unterbrochen war (Leitsatz der Re­
daktion). 

§§ 1, 3 III, 8 II, 9 a, 14 a, 17 der Kirchenbeamtenbesoldungs- und 
Versorgungsordnung- KVBO- i. d. F. d. Bkm. vom 18. 12. 1980 
(KABI. 1981, S. 13); §§ 2, 10 VerwaltungskammerG- VwKG­
vom 16. 1. 1976 (KABI. S. 23), geänd. durcb KG vom 10. 1. 1986 
(KABI. S. 11); §§ 10, 11 I Nr. 1 b Beamtenversorgungsgesetz 
i. d. F. d. Bkm. vom 12. 2. 1987 (BGBI. I S. 570, 1339). 

-· 
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Verwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil 
vom 19. 3. 1990- VK 12/89-

Mitgeteilt von LKR Dehnen 

Die Antragstellerirr (Ast.) war vom ... 1951 bis zum ... 
1963 im kirchlichen Dienst beschäftigt. Zum ... 1964 schied 
sie auf ihren Antrag hin aus. Vom' ... 1967 bis zu ihrer Ver­
setzung in den Ruhestand am ... 1989 war sie ern~ut im 
kirchlichen Dienst tätig. 

Bei der Festsetzung der ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten 
hat die Kirchenleitung (Antragsgegnerin - Ag. -) die 
Dienstzeit von 1951 bis 1963 unberücksichtigt gelassen, 
weil die Ast. die Unterbrechung bis 1967 i. s. v. § 10 Be­
amtVG zu vertreten gehabt habe. 

Den hiergegen erhobenen Widerspruch der Ast. wies die 
Ag.· durch Beschluß vom ... zurück. 

Die daraufhin angerufenen VK verpflichtete die Ag., die 
Ast. über die Festsetzung ihrer ruhegehaltsfähigen Dienst­
zeiten unter Beachtung der Rechtsausführungen der VK neu ' 
zu bescheiden. 

Aus den Gründen: 

Der Antrag ist zulässig(§§ 2, 10 VwKG); er ist auch be-
gründet. ' 

Die Bescheide der Ag. vom ... und ... und der Wider­
spruchsbescheid vom . . . sind aufzuheben und die Ag. zu 
verpflichten, die Ast. über die Festsetzung ihrer ruhege­
haltsfähigen Dienstzeiten unter Beachtung der Rechtsaus­
führungen der VK n~u zu bescheiden. Die Ag. hat nämlich 
verkannt, daß nicht nach§ 10, sondern nach§ 11 I Nr. 1 b 
Beamtenversorgungsgesetz zu entscheiden ist, ob die Tätig­
keit der Ag.* bei der Kirchengemeinde X und dem Kirchen­
kreis Y als ruhegehaltsfähige Dienstzeit berücksichtigt wer­
den kann, 

In§ 1 der KBVO ist bestimmt, daß für die Versorgung der 
Kirchenbeamten das jeweilige Recht der Landesbeamten in 
Nordrhein-Westfalen sinngemäß gilt, soweit das kirchliche 
Recht nicht anderes bestimmt; insbesondere sind nach die­
ser Vorschrift die für die Landesbeamten geltenden Bestim­
mungen des Beamtenversorgungsgesetzes anzuwenden. 
Nach § 2 KBVO stehen dem Kirchenbeamten die An­
sprüche auf Versorgung im gleichen Umfange zu wie einem 
Landesbeamten entsprechender Stellung. 

In der KBVO ist an verschiedenen Stellen(§§ 3 III, 8 II, 
9 a, 14 a und 17 II) bestimmt, welche Vorschriften des Be-

1 amtenversorgungsgesetzes im kirchlichen Recht nicht anzu­
wenden sind; § 11 des Beamtenversorgungsgesetzes befin­
det sich nicht darunter. 

Das Argument der Ag., diese Vorschrift gelte nur für den 
öffentlichen Dienstherm, weil er ansonsten kirchliche 
Dienstzeiten nicht als ruhegehaltsfähig anerkennen könne, 
stimmt daher nicht. Auch § 11 des Beamtenversorgungsge­
setzes ist vielmehr in das kirchliche Recht übernommen 
worden und ermöglicht es, Zeiten, die der Kirchenbeamte 
nach Vollendung des 17. Lebensjahres vor der Berufung in 
das Beamtenverhältnis im kirchlichen Dienst verbracht hat, 
als ruhegehaltsfähig zu berücksichtigen. 

Daraus folgt: Die Zeit vom ... 1951.bis ... 1963 ist nicht 
allein schon deshalb gern. § 10 I Beamtenversorgungsgesetz 
von der Anerkennung als ruhegehaltsfähig ausgeschlossen, 
weil die Ast. damals freiwillig aus dem kirchlichen Dienst 
ausgeschieden ist. Nach§ 11 I Nr. 1 b Beamtenversorgungs-

* Gemeint wohl: Ast. 
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gesetz kann diese Zeit vielmehr als ruhegehaltsfähig aner­
kannt werden. Dies hat die Ag. verkannt und daher das ihr in 
§ 11 eingeräumte Ermessen nicht ausgeübt. Dies muß sie 
nachholen. Es wird ihr dabei nicht verwehrt sein, zu prüfen 
und zu berücksichtigen, ob und wie es sich auf die Versor­
gung der Ast. (überhaupt) auswirkt, daß diese sich anläßlich 
ihrer Heirat ihre Rentenanwartschaft hat kapitalisieren las­
sen. 

14. 

Fachhochschullehrer, Bewerbung 

1. Ein Kirchenbeamter hat grundsätzlich keinen Rechts­
anspruch auf Beförderung. Vielmehr steht die Entscheidung 
darüber, ob im Wege der Beförderung oder lediglich einer 
beförderungsähnlichen Maßnahme eine offene Stelle über­
haupt zu besetzen ist und ggf. welchem Beamten sie über­
tragen werden soll, im pflichtgemäßen Ermessen des 
Dienstherrn. 

2. Dieses Ermessen wird durch den einem Beamten auf 
Grund der Fürsorgepflicht des Dienstherrn zustehenden 
Anspruch begrenzt, daß dieser sich im Rahmen seiner 
Rechtsbeziehungen zu dem Beamten lediglich von sachli­
chen Erwägungen, von Gerechtigkeit und Wohlwollen leiten 
läßt und ihn nicht im Widerspruch hierzu in seinem Fort­
kommen hindert. 

3. Es begegnet keinen Bedenken, wenn das Kuratorium 
einer kirchlichen Fachhochschule bei der Besetzung einer 
Stelle eine Auswahlkommission einsetzt, die eine Empfeh­
lung erarbeitet. 

4. Ändert eine identisch zusammengesetzte Auswahlkom­
mission zwischen zwei Besetzungsveifahren, in denen im 
wesentlichen dieselben Faktoren und Materialien zur Beur­
teilung vorliegen, ihre Auswahlkriterien, so ist das Kurato­
rium berechtigt, auf die Einweisung eines Bewerbers in die 
ausgeschriebene Stelle zu verzichten und zu beschließen, 
daß die Stelle nach Erarbeitung eines neuen Kriterienkata­
logs erneut ausgeschrieben werden soll (Leitsätze der Re­
daktion). 

§§ 2, 12, 38 KG der EKU über die Rechtsverhältnisse der Kir-
• chenbeamten (KirchenbeamtenG- KBG -) i. d. F. d. Bkm. vom 

16. 3. 1981, KABL S. 218; § 2 Westf. AusführungsG zum Kir­
chenbeamtenG der EKU (AG KBG) i. d. F. d. Bkm. vom 8. 5. 
1984, KABl. S. 36; § 102 LBG NW i. V. m. § 3 AG KBG; § 2 I und 
II KG über die Ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev. 
Kirche von Westfalen- VwGG- vom 18. 10. 1974, KABl. S. 194, 
geändert durch KG vom 11. 11. 1983, KABl. S. 214; § 99 VwGO 
i. V. m. § 31 VwGG; §§ 5 I, 26 Buchst. i, 27, 39 I Kirchenvertrag 
über die Errichtung der Ev. Fachhochschule Rheinland-Westfalen­
Lippe vom 15./22./30. 7. 1971 i. d. F. vom 16. 2./14./28. 6. 1983, 
KABL S.l37. . 

Verwaltungskammer der Ev. Kirche von Westfalen, Urteil 
vom 20. 11. 1989- VK 6/1988- (rechtskräftig) 

Mitgeteilt von LKR Sievert 

Der Kl. ist Professor an der bekl. kirchlichen Fachhoch­
schule und hat eine Planstelle der Besoldungsgruppe C 2 in­
ne. Nachdem er es bereits zuvor einmal vergeblich versucht 
hatte, bewarb er sich ein weiteres Mal um eine C 3-Stelle, 
die nach dem der Ausschreibung beigefügten Kriterienkata­
log der bei der ersten Bewerbung zu besetzenden Stelle ent­
sprach. War der Kl. bei dieser Bewerbung auf Platz 4 der 
Bewerberliste eingestuft worden, so wurde er nunmehr auf 
Grund veränderter Bewertungskriterien auf Platz 1 gesetzt, 
obwohl in beiden Besetzungsvorgängen im wesentlichen 
dieselben Fakten und Materialien zur Beurteilung vorlagen 
und obwohl die vom Kuratorium eingesetzte Auswahlkom­
mission mit denselben Personen besetzt war. 
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Das Kuratorium, das mit der von der Kommission vorge­
nommenen Änderung der Bewertungsgrundsätze nicht ein­
verstanden war, beschloß daraufhin, keine Einweisung eines 
Bewerbers in die ausgeschriebene Stelle vorzunehmen, son­
dern diese nach Erstellung eines neuen Kriterienkatalogs er­
neut auszuschreiben. Die Ausschreibung ist zusammen mit 
der Ausschreibung dreier weiterer C 3-Stellen mittlerweile 
erfolgt, und der Kl. hat sich erneut um eine dieser Stellen be­
worben. 

Mit seiner Klage wendet sich der Kl. nach erfolglosem 
Widerspruchsverfahren gegen die Entscheidung des Kurato­
riums. Er beantragt, die Bekl. zur unverzüglichen Einwei­
sung in die freie C 3-Stelle und zur entsprechenden Beför­
derung, hilfsweise zur neuen Bescheidung seines Antrages 
auf Einweisung in die Stelle und Beförderung zu verurtei­
len, äußerst hilfsweise festzustellen, daß die Entscheidung 
des Kuratoriums rechtswidrig war. Alle Anträge hatten kei­
nen Erfolg. 

Aus den Gründen: 

I 

Die Klage ist zulässig. 

Der Kl. ist Kirchenbeamter i. S. d. § 2 des KG über die 
Rechtsverhältnisse der Kirchenbeamten (KirchenbeamtenG 
- KBG -) i. d. F. der Bkm. vom 16. 3. 1981, KABL S. 218, 
wie sich aus der bei den Personalakten des Kl. befindlichen 
Urkunde ergibt. Sein Dienstherr ist nach § 39 I i. V. m. § 5 I 
des Kirchenvertrages über die Errichtung der . . . vom 
15./22./30. 7. 1971 i. d. F. vom 16. 2., 14./28. 6. 1983, 
KABL S. 137 (im folgenden: Kirchenvertrag) die Bekl. als 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts und zugleich eine 
Einrichtung der vertragsschließenden Kirchen. Oberste 
Dienstbehörde ist, wie sich aus§ 26 Buchst. i) des Kirchen­
vertrages ergibt, das Kuratorium. Mit der Zurückweisung 
des Widerspruchs, den der Kl. gegen die ihm durch Be­
scheid des Kanzlers der Bekl. vom ... mitgeteilte Entschei­
dung des Kuratoriums vom . . . über die Nichteinweisung 
eines Bewerbers in die ausgeschriebene C 3-Stelle und eine 
Neuausschreibung der Stelle eingelegt hatte, konnte er nach 
§ 12 KBG i. V. m. § 2 des AusführungsG zum Kirchenbe­
amtenG der Ev. Kirche der Union (AG KBG) i. d. F. der 
Bkm. vom 8. 5. 1984, KABL S. 36, und§ 2 I und II des KG 
über die Ordnung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in der Ev. 
Kirche von Westfalen vom 18. 10. 1974, KABL S. 194, 
geändert durch KG vom 11. 11. 1983, KABL S. 214 
(VwGG), Klage bei der Verwaltungskammer als dem für 
diese Angelegenheit zuständigen kirchlichen Verwaltungs­
gericht erheben. 

II 

Die Klage ist aber unbegründet. 

Die von der Bekl. erlassenen mid vom Kl. angefochtenen 
Bescheide des Kanzlers und des Kuratoriu~s der Bekl. sind 
rechtmäßig. Die von ihm vorgebrachten Erwägungen ver­
mögen nicht das mit seinen Anträgen geltend gemachte Be­
gehren zu stützen. Ohne daß auf die verschiedenen Anträge 
eingegangen zu werden braucht, ist auf Grund der besonde­
ren Umstände des vorliegenden Falles das Kuratorium der 
Bekl. zu der für das vorliegende Verfahren maßgebenden 
Entscheidung vom . . . berechtigt gewesen, keine Einwei­
sung in eine C 3-Stelle vorzunehmen, sondern zu be­
schließen, die Stelle erneut auszuschreiben, wenn zuvor ein 
neuer Kriterienkatalog erstellt worden ist. 

1. Für die rechtliche ~eurteilung ist, wie auch vom Kl. 
und seinem Prozeßbevollmächtigten nicht in Zweifel gezo­
gen wird, davon auszugehen, daß auch ein Kirchenbeamter 
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grundsätzlich keinen Rechtsanspruch auf Beförderung hat. 
Vielmehr steht ebenso wie im staatlichen Bereich die Ent­
scheidung des Dienstherrn darüber, ob im Wege der Beför­
derung oder lediglich einer beförderungsähnlichen Maßnah­
me durch Einweisung in eine höhere Besoldungsgruppe ei­
ne offene Stelle überhaupt zu besetzen ist und gegebenen­
falls, welchem Beamten sie übertragen werden soll, im 
pflichtmäßigen, nach den Belangen des öffentlichen Dien­
stes zu handhabenden Ermessen des Dienstherrn. Dieses Er­
messen wird durch den einem Beamten auf Grund der Für­
sorgepflicht des Dienstherrn zustehenden Anspruch be­
grenzt, daß dieser sich im Rahmen seiner Rechtsbeziehun­
gen zu dem Beamten lediglich von sachlichen Erwägungen, 
von Gerechtigkeit und Wohlwollen leiten läßt und ihn nicht 
im Widerspruch hierzu in seinem Fortkommen hindert. 
Zwar dienen die beamtenrechtlichen Vorschriften, nach de­
nen sich die Beförderungen zu richten haben, in erster Linie 
dem öffentlichen Interesse an einer bestmöglichen Beset­
zung der Beamtenstellen. Jedoch dienen sie auch den be­
rechtigten Interessen des Beamten, im Rahmen der dienstli­
chen, beamten- und haushaltsrechtlichen Möglichkeiten an­
gemessen beruflich aufzusteigen. Die Fürsorgepflicht und 
darüber hinaus die Pflicht der beiderseitigen Treue, die auch 
das Kirchenbeamtenverhältnis nach § 2 II KBG wesentlich 
kennzeichnen, verbieten es deshalb dem Dienstherrn, den 
Beamten aus unsachlichen, ermessensfehlerhaften Erwä­
gungen von einer Beförderung oder einer beförderungsähn­
lichen Maßnahme auszuschließen. (V gl. für den staatlichen 
BereichBVerwG, u. a. Urteile vom 17. 9. 1964 -II C 121.62 
-, DVBL 1965, 331, und vom 23. 2. 1970- VI C 111.65-, 
Buchholz, 232, § 79 BBG, Nr. 30; Scheerbarth/Höjjken, 
Beamtenrecht, 5. Aufl., S. 258 ff., und Schnellenbach, 
Beamtenrecht in der Praxis, 2. Aufl., Rdnr. 45 ff. jeweils 
m.w.N.) 

2. Unter Berücksichtigung dieser rechtlichen Ausgangs­
lage hatte sich im Gegensatz zur Ansicht des Kl. das der Be­
kl. verbliebene Ermessen noch nicht dahin verdichtet, daß 
die Bekl. von ihrem Ermessen in rechtsfehlerfreier Weise 
nur dergestalt Gebrauch machen konnte, indem sie die C 3-
Stelle dem Kl. übertrug. Sachliche Anhaltspunkte für seine 
Auffassung, daß er schon einen Rechtsanspruch auf Einwei­
sung in diese Stelle erlangt habe, liegen nicht vor. Dem Um­
stanc4 daß das Kuratorium der Bekl. bisher stets dem Vor­
schlag der Kommission gefolgt sei, kommt entgegen der 
Ansicht des Kl. keine rechtliche Bedeutung zu. Eine derarti­
ge Praxis ändert selbst dann, wenn sie bisher ständig so aus­
geübt worden sein sollte, nicht die für eine Ernennung maß­
gebenden Zuständigkeiten in den gesetzlichen Bestimmun­
gen. Nach § 26 Buchst. i) des Kirchenvertrages ist das Ku­
ratorium oberste Dienstbehörde im Sinne des Kirchenbeam­
tenrechts. Die von ihm eingesetzte Kommission hatte, wie 
sich im übrigen auch aus dem Wortlaut der Ausschreibung 
für die Stelle vom ... ergibt, lediglich die Aufgabe, dem Ku­
ratorium eine Empfehlung zu erarbeiten. Eine solche Maß­
nahme ist rechtlich nicht zu beanstanden, sachlich hier sogar 
geboten gewesen, weil die nach § 27 des Kirchenvertrages 
auf vier Jahre gewählten elf Mitglieder des Kuratoriums eh­
renamtlich tätig sind, jeweils vier Mitglieder von den Kir­
chenleitungen der Ev. Kirche im Rheinland und der Ev. Kir­
che von Westfalen und je ein Mitglied vom Diakonischen 
Werk der Ev. Kirche im Rheinland und vom Diakonischen 
Werk der Ev. Kirche von Westfalen berufen werden. Ein 
weiteres Mitglied entsendet der Lippische Landeskirchenrat 
im Einvernehmen mit dem Diakonischen Werk der Lippi­
schen Landeskirche. Wenn nun diesem Gremium von der 
Kommission eine Reihenfolge der Bewerber vorgelegt wird, 
die den Kl. im Verhältnis zu seinen Mitbewerbern nunmehr 
mit der erheblich höheren Zahl von 1304 Punkten im Ge­
gensatz von lediglich 1070 Punkten für die im ... durchge-
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führte Ausschreibung auf eine andere C 3-Stelle gesetzt hat­
te, dann ist die von ihm getroffene Entscheidung vom ... 
sachlich naheliegend. Aus der Sicht des Kuratoriums war 
sie auf Grund der auch vom Kl. nicht bestrittenen Tatsache 
geboten, weil in beiden Besetzungsverfahren im wesentli­
chen dieselben Fakten und Materialien zur Beurteilung vor­
lagen und der Kommission wiederum die Professoren Dr. X, 
Dr. Y und Dr. Z angehörten. Dabei kommt es wiederum im 
Gegensatz zur Ansicht des Kl. hier nicht darauf an, welche 
Bewertung dem in der Ausschreibung genannten Kriterien­
katalog richtigerweise entspricht. Entscheidend ist nach 
Auffassung der Verwaltungskammer allein die Tatsache, 
daß eine unterschiedliche Bewertung durch die Auswahl­
kommission erfolgt ist. Wenn dem Kl., wie er zuletzt im 
Schriftsatz seines Prozeßbevollmächtigten vom ... vorträgt, 
erstmals am ... durch die Einsicht in die Unterlagen die Ein­
zelheiten der Bewertungs- und Ernennungsverfahren be- . 
kannt geworden sind, so wußte er aber, wie sich aus seinen 
Ausführungen in seinem Widerspruchsschreiben vom ... er­
gibt, in welcher Weise bisher verfahren wurde, und daß er 
bei seiner Bewerbung im ... im Gegensatz zur Bewerbung 
auf die Ausschreibung vom . . . in der Reihenfolge det aus 
denselben Professoren zusammengestellten Kommission 
nicht auf den L Platz gesetzt worden war. Wörtlich heißt es 
in dem Schreiben des Kl. u. a.: 

>>Wie Ihnen bekannt und nachweisbar ist, hat die Kommission mich für die 
Besetzung der C 3-Stelle vorgeschlagen. 

Ich halte die Entscheidung des Kuratoriums vom ... für rechtlich nicht trag­
bar, da von ihm selbst ausdrücklich festgelegt war, daß die noch geltenden 
Kriterien zur Anwendung kommen sollten.<< 

Die gegen ihn auf Grund der Bewerbung vom ... getrof­
fene Entscheidung hat der Kl. hingenommen. Dieser Vor­
gang ist, da sich der Kl. erstmals nach Ablauf der Jahresfrist 
dagegen gewandt hat, abgeschlossen und kann schon des­
halb aus formellen Gesichtspunkten nicht mehr in das vor­
liegende Verfahren eingeführt werden. Daher war schon aus 
diesen Gründen die Beiziehung der diesen Bewerbungsvor­
gang betreffenden Unterlagen nicht, erforderlich. Auch 
brauchte insoweit nicht auf die von den Prozeßbevollmäch­
tigten des Kl. vorgetragenen Gesichtspunkte wegen einer 
Entscheidung der Verwaltungskammer nach § 99 VwGO 
i. V. m. § 31 VwGG über die Verweigerung der Vorlage von 
Vorgängen von jener Besetzungsangelegenheit eingegangen 
zu werden. Gleiches hat schließlich auch hinsichtlich des 
Bewertungsvorganges über die Ausschreibung vom ... zu 
gelten. Nachdem durch die beauftragte Auswahlkommis­
sion eine unterschiedliche Bewertung in den beiden Bewer­
bungsverfahren aus dem Jahr 1987 vorgenommen worden 
war, ist, wie sich aus der Entscheidung des Kuratoriums der 
Bekl. ohne weiteres folgern läßt, dieses nicht mehr in eine 
Einzelbewertung eingetreten. Vielmehr ist das Kuratorium 
auf Grund der dargestellten Einzelheiten zu dem nach An­
sicht auch der Verwaltungskammer rechtlich nicht zu bean­
standenden Ergebnis gelangt, daß auf Grund der vorliegen­
den Gegebenheiten keine Einweisung eines Bewerbers in 
die ausgeschriebene C 3-Stelle vorgenommen, sondern die­
se Stelle nach der Erarbeitung eines neuen Kriterienkatalo­
ges erneut ausgeschrieben werden solle. 

3. Andere Gründe, die das Begehren des Kl. mit seinen 
verschiedenen Anträgen zu stützen vermögen, liegen nicht 
vor. Die Tatsache, daß die von der Bekl. überreichten Perso­
nalakten des Kl. keine seine Bewerbungen aus dem Jahre .... 
betreffenden Vorgänge enthalten und auch zeitlich nicht 
ordnungsgemäß durchnumeriert sind und somit nicht den 
nach § 38 KBG und nach § 102 des LBG NW i. V. m. § 3 
AG KBG gestellte!). Anforderungen genügen, ist für das von 
dem Kl. in diesem Verfahren geltend gemachte Begehren 
rechtlich unerheblich. 
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Nach alledem ist die Klage abzuweisen. 

15. 

Angestellte, Bewährungsaufstieg 

Frühere Beschäftigungszeiten bei derselben Dienststelle 
werden, sofern nicht ein Ausnahmetatbestand gern. § 13 a V 
S. 2 AVR vorliegt, bei erneuter Anstellung nach einer Unter­
brechung für den Bewährungsaufstieg nicht auf die Be­
währungszeit angerechnet (Leitsatz der Redaktion). 

§§ 36 V, 39 II, 51 I KG über die Mitarbeitervertretungen und den 
Schlichtungsausschuß der Ev. Landeskirche in Baden (Mitarbei­
tervertretungsgesetz- MVG -) v0m 13. 4. 1989 (KGVBI. S. 175); 
Einzelgruppenplan 25 des Vergütungsplanes für die kirchlichen 
Mitarbeiter i. d. F. vom 12. 12. 1991 (KGVBI. 1992, S. 41); § 13 a 
V AVR; § 23 a BAT. 

Schlichtungsausschuß der Ev. Landeskirche in Baden, 
Beschluß vom 12. 11. 1992- 17/92-

Frau A war von 1972 bis 1979 und von 1982 bis 1985 als 
Heilerziehungspflegerin bei der antragstellenden Dienststel­
le (Ast.) beschäftigt. 1992 wurde sie bei dieser Stelle erneut 
eingestellt. Die Ast. beabsichtigte, Frau A in die Vergü­
tungsgruppe V c (Einzelgruppenplan 25, Fallgruppe 8) ein­
zugruppieren. Die Mitarbeitervertretung (Antragsgegnerin 
- Ag. -) verweigerte hierzu ihre Zustimmung, da die frühe­
ren Beschäftigungsverhältnisse als Bewährungszeit i. S. d. 
Einzelgruppenplanes 25, Fallgruppe 10 angerechnet werden 
müßten, so daß Frau A in die Vergütungsgruppe V b einzu­
gruppieren sei. 

Auf den Antrag der Ast. ersetzte. der Schlichtungsaus­
schuß die Zustimmung der Ag. 

Aus den Gründen: 

li 

Der Antrag ist statthaft und zulässig, §§ 51 ff., 36 ff. 
MVG. 

Auch in der Sache selbst war dem Antrag Erfolg beschie­
den. Dies ergibt sich aus folgendem: 

Die Zustimmung zur vorgesehenen Eingruppierung in die 
Vergütungsgruppe V c mußte ersetzt werden, da sich weder 
aus Arbeitsrechtsnormen noch aus einzelvertraglichen 
Grundlagen ein Anspruch für die Beteiligte A ergibt, der da­
hin geht, daß die früher von Frau A in einem Beschäfti­
gungsverhältnis bei der Ast. zurückgelegten Zeiten ange­
rechnet werden,§ 39 II i. V. m. § 36 V, 51 I Nr. 3 MVG. 

Nachdem Frau A am ... 1985 als Heilerziehungspflegerin 
bei der Ast. ausgeschieden war, bestand zwischen ihr und 
der Ast. kein Arbeitsverhältnis mehr. Bei einem Neuab­
schluß eines Arbeitsverhältnisses ist deshalb Frau A so zu 
vergüten, wie sich dies aus den entsprechenden Tätigkeits­
merkmalen der einzelnen Vergütungsgruppen des Einzel­
gruppenplans 25 ergibt. Da das Arbeitsverhältnis neu abge­
schlossen worden ist, ist es auch separat und nicht im Zu­
sammenhang mit irgendwelchen früheren Arbeitszeiten bei 
demselben Arbeitgeber zu betrachten. § 13 a AVR verlangt 
eine ununterbrochene Zurücklegung der Bewährungszeit 
(§ 13 a Absatz 5 Satz 1 AVR). Soweit Ausnahmen hiervon 
vorgesehen sind, müssen diese in den AVR oder in Einzel­
arbeitsverträgen selbst enthalten sein. Die.in § 13 a V S. 2 
AVR enthaltenen Ausnahmen werden vom vorliegenden 
Fall eindeutig und unstreitig nicht erlaßt. Da die in der ge­
nannten Vorschrift enthaltenen Ausnahmen nicht vorliegen, 
werden deshalb anderweitige Unterbrechungen der Be-
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schäftigungszeit nicht auf die erforderliche Bewährungszeit 
angerechnet (so auch Scheffer, Kommentar zu den AVR, 
3. Aufl., § 13 a, Anm. 3). 

Die Rechtslage im Bereich der AVR entspricht im übri­
gen vom Grundsatz her auch der der BAT-Angestellten. 
Dort wird in§ 23 a S. 2 Nr. 8 ebenfalls ausdrücklich festge­
legt, wann Ausnahmen von der Nichtanrechnung von Un­
terbrechungszeiten vorliegen: Alle anderen Sachverhalte 
werden von dem Prinzip erlaßt, daß nach Ausscheiden aus 
dem Arbeitsverhältnis bzw. bei Unterbrechungen, die das 
Arbeitsverhältnis als rechtliches Band lösen, die Be­
währungszeiten erneut beginnen müssen, wenn der Arbeit­
nehmer bei seinem früheren Arbeitgeber wieder in Dienste 
tritt. 

Auch das Schreiben des Vorstands ... vom ... 1990, das 
die relativ großzügig geregelten Ausnahmetatbestände des 
§ 23 a S. 2 Nr. 8 BAT auf die Arbeitsverhältnisse der Mitar­
beiter der Ast. überträgt, bringt der Beteiligten A keine Vor­
teile. Denn dort wird als Höchstunterbrechungszeit auf fünf 
zusammenhängende Jahre abgestellt. Da Frau A ca. 7 Jahre 
nicht bei der Ast. beschäftigt war (vom ... 1985 bis ... 
1992), kann die Regelung im Schreiben vom ... 1990 nicht 
auf das Arbeitsverhältnis von Frau A angewandt werden. 

Nach alledem war zu entscheiden wie geschehen und die 
Zustimmung zur Eingruppierung in die Vergütungsgruppe 
V c durch den Schlichtungsausschuß zu ersetzen. 

16. 

Mitarbeitervertretungen 

1. Die Maßnahme der tariflichen Eingruppierung kirchli­
cher Mitarbeiter unterliegt gem. § 35 I Nr. 2 MVG der Kon­
föderation ev. Kirchen in Niedersachsen der Mitbestimmung 
der Mitarbeitervertretung, auch wenn dabei die Wahrneh­
mung einer kollektiven Interessenvertretung nur anhand ei­
nes exemplarischen Einzelfalles eifolgt. 

2. Es ist keine unzulässige Mitbestimmung bei der Bewer­
tung von Arbeitsplätzen, wenn die Mitarbeitervertretung für 
einen zulässigen Initiativantrag auf Höhergruppierung ei­
nes Mitarbeiters von einer eigenen Bewertung v~n dessen 
Tätigkeitsmerkmalen ausgeht. 

3. Der feststellende Spruch einerSchiedsstelle begründet 
seinem Wesen nach keine Handlungsverpflichtung, deren 
Erfüllung gerichtlich durchsetzbar ist, sondern führt zu ei­
ner Klärung der Rechtslage (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 35 I, 38 IV, 45 III, 46 V KG der Konföderation ev. Kirchen in 
Niedersachsen über Mitarbeitervertretungen in kirchlichen Dienst­
stellen und Einrichtungen (MitarbeitervertretungsG - MVG -) 
i. d. F. d. Bkm. vom 5. 4. 1979 (KABL S. 41), geänd. am 28. 9. 
1990 (KABL S. 106); § 70 I BPersVertrG; § 72 III NdsPersVertrG. 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersach­
sen-Senat für Verwaltungssachen -, Urteilvom 6. 3. 1992 
- Konf R 3/91 - (rechtskräftig) 

Am ... 1990 lehnte der Präsident des Landeskirchenam­
tes (Bekl.) einen Antrag der Mitarbeitervertretung (Klägerin 
- Kl. -) ab, den technischen Angestellten E bei ... aus der 
Vergütungsgruppe IV a Fallgruppe 10 in die Vergütungs­
gruppe III Fallgruppe 2 BAT höherzugruppieren. Die dar­
aufhin von der Kl. angerufene Schiedsstelle stellte am ... 
1991 fest, daß Herr E die Tätigkeitsmerkfiale nach Vergü­
tungsgruppe III Fallgruppe 2 BAT erfülle. 

Dementgegen gruppierte der Bekl. Herrn E außertarif­
lich, d.h. ohne Angabe einer Fallgruppe, in die Vergütungs-

RECHTSPRECHUNG 

gruppe III BAT ein, weil der Beschluß der Schiedsstelle kei­
ne Rechtswirkung entfalte, da die Kl. nicht das Recht habe, 
individualrechtliche Tarifansprüche mit Mitteln des Mitar­
beitervertretungsrechts durchzusetzen. Die Kl., die der An­
sicht war, antragsberechtigt gewesen zu sein, da der,Fall des 
Herrn E zum Anlaß genommen werden sollte, eine generel­
le Klärung der tariflichen Eingruppierung der technischen 
Angestellten bei ... herbeizuführen, rief den Rechtshof an. 

Die Kl. war erfolgreich mit ihren Anträgen, festzustellen, 
daß ihr Initiativantrag zulässig und daß der Beschluß der 
Schiedsstelle verbindlich war. Sie war erfolglos mit dem 
Antrag, den Bekl. zur Umsetzung des Beschlusses zu ver­
pflichten. 

Aus den Gründen: 

II 

Die Klage ist zulässig. 

Gegenstand des Verfahrens ist eine Streitigkeit aus dem 
Gemeinsamen Mitarbeitervertretungsgesetz- MVG -, näm­
lich die Auseinandersetzung um Bestehen und Inhalt des 
Initiativrechts der Kl. in dem hier gegebenen Zusammen­
hang und die unterschiedliche Beurteilung der Verbindlich­
keit von Beschlüssen der Schiedsstelle. 

Die Klage ist, soweit es den Antrag zu 1.) anbelangt, be­
gründet. 

Gern. § 38 IV MVG kann die Mitarbeitervertretung eine 
Maßnahme, die ihrer Mitbestimmung unterliegt, schriftlich 
bei der Dienststellenleitung beantragen. Zu diesen Maßnah­
men gehört nach § 35 I Nr. 2 MVG die Eingruppierung, 
Höher- und Herabgruppierung kirchlicher Mitarbeiter. Nach 
der durch diese Vorschriften geschaffenen klaren und ein­
deutigen Rechtslage ist die Kl. mithin berechtigt, derartige 
Maßnahmen von sich aus zu beantragen. Damit unterschei­
det sich die rechtliche Situation im Geltungsbereich des 
MVG von derjenigen im Geltungsbereich des Bundesperso­
nalvertretungsgesetzes, dessen § 70 I ein Initiativrecht des 
Personalrats in bezug auf die Eingruppierung, Höher- und 
Herabgruppierung von Angestellten ausschließt. Sie ent­
spric~t hingegen derjenigen des § 72 III S. 1 des Nieder­
sächsischen Personalvertretungsgesetzes. Auf der Grundla­
ge dieser Vorschrift hat das BVerwG ein Initiativrecht der 
Personalvertretung bei vergütungswirksamen Maßnahmen 
der genannten Art folgerichtig grundsätzlic;h bejaht, es aller­
dings dahin eingegrenzt, daß die Personalvertretung als kol­
lektive Interessenvertretung in derartigen Angelegenheiten 
nur initiativ werden darf, wenn ihr Antrag alle Beschäftigten 
oder eine Gruppe von Beschäftigten betrifft, mögen, sich die 
dafür maßgebenden Gesichtspunkte in der konkreten Situa­
tion auch nur an einem Einzelfall darstellen lassen (vgl. 
dazu BVerwGE 50, 176 [183]; kritisch dazu: Spohn, Perso­
nalvertretungsgesetz für das Land Niedersachsen, 4. Aufl., 
Anm. 2 zu § 72). 

Aus dieser rechtlichen Sicht, der der Rechtshof folgt, war 
die Kl., die die Eingruppierung der technischen Mitarbeiter 
in ... erkennbar insgesamt für tarifwidrig hielt und sich auf­
gerufen fühlte, die Beachtung der Anlage 1 a zum BAT 
durchzusetzen, befugt, im Fall des Angestellten E, .dessen 
tatsächlichen Aufgabenbereich sie offenbar als »Musterfall« 
der Tätigkeit solcher Mitarbeiter ansah, mit dem Ziel einer 
generellen Klärung der tariflichen Eingruppierung dieser 
Mitarbeiter initiativ zu werden. Wenn sie dabei von einer 
Bewertung der Tätigkeitsmerkfiale dieser Mitarbeiter aus­
ging, die sich zwangsläufig von derjenigen unterscheiden 
mußte, die den Eingruppierungsentscheidungen des Bekl. 
zugrundelag, so nahm sie damit nicht die Befugnis zur 
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förmlichen Mitbestimmung oder Mitwirkung bei der Be­
wertung von Arbeitsplätzen in Anspruch, sondern machte 
auf der Grundlage ihrer tatsächlichen Einschätzung der 
Wertigkeit dieses Aufgabenbereichs unter Tarifaspekt von 
ihrem Recht Gebrauch, über die Einhaltung von Vorschrif­
ten und Verträgen - hier die Vergütungsbestimmungen des 
BAT - zu wachen. Anderes hätte allerdings dann zu gelten, 
wenn die Kl. mit ihrem Initiativantrag ohne jede fallüber­
greifende Bedeutung ausschließlich die individuellen Be­
lange des Angestellten E wahrgenommen hätte. Das war 
aber weder nach ihrem eigenen Vorbringen noch nach der 
Einschätzung des Bekl. der Fall. 

Auch der Antrag zu 2.) ist begründet. Die Kl. ist mit Recht 
der Auffassung, daß der Beschluß der Schiedsstelle vom ... 
1991 im Verhältnis zwischen dem Bekl. und ihr verbindlich 
ist. Dies ergibt sich zwingend aus § 46 V S. 2 MVG und be­
darf deswegen keiner weiteren Begründung. Anzumerken ist 
allerdings, daß der Tenor des Beschlusses der Schiedsstelle 
Anlaß zu Mißdeutungen gibt, die letztlich auch zu dem vor­
liegenden Verfahren geführt haben dürften. Nach § 45 lli 
MVG hat die Schiedsstelle lediglich festzustellen, ob die Ent­
scheidung der Dienststelle über einen Antrag der Mitarbeiter­
vertretung gegen Gesetze, Verordnungen, sonstige zwingen­
de Vorschriften, Verträge, Dienstvereinbarungen oder eine 
gerichtliche Entscheidung verstößt oder ob die Dienststelle 
bei Ermessensentscheidungen die gesetzliche Grenze des Er­
messens überschritten oder das Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung widersprechenden Weise gebraucht 
hat. Die im Tenor des Beschlusses der Schiedsstelle vom ... 
1991 getroffene Feststellung geht darüber hinaus, mag dies 
auch in der guten Absicht geschehen sein; die von der 
Schiedsstelle für richtig gehaltene Rechtslage besonders klar 
darzustellen. Damit hat sie- wie noch darzulegen ist- bei der 
Kl. den irrigen Eindruck hervorgerufen, ihr Spruchbegründe 
eine durchsetzbare Verpflichtung, die mit Hilfe einer Ent­
scheidung des Rechtshofs bekräftigt oder »vollstreckt« wer­
den könne. Tatsächlich ist der Ausspruch der Schiedsstelle 
mit § 45 lli MVG nur dann vereinbar, wenn er als die Fest­
stellung verstanden wird, die Entscheidung des bekl. LKA 
über den Initiativantrag der Kl. verstoße gegen die Bestim­
mungen des BAT. 

Daraus ergibt sich, daß der Antrag zu 3.) nicht zum Erfolg 
führen kann. Denn eine Feststellung, wie sie die Schieds­
stelle nach § 45 lli MVG nur treffen darf, begründet ihrem 
Wesen nach keine Handlungsverpflichtung, deren Erfüllung 
gerichtlich durchsetzbar ist, sondern führt nur zu einer 
Klärung der Rechtslage. Mit ihr findet das Verfahren vor der 
Schiedsstelle, soweit es auf einen Initiativantrag einer Mit­
arbeitervertretung zurückgeht, seinen Abschluß. In ihr er­
schöpfen sich mithin auch die durch das Initiativrecht ein­
geräumten Möglichkeiten der Mitarbeitervertretuiig. Die in 
§ 45 lli MVG zweifelsfrei beschränkte Entscheidungsmög­
lichkeit der Schiedsstelle schließt die Durchsetzung des 
Standpunkts der Mitarbeitervertretung mit rechtlichen Mit­
teln auch dann aus, wenn er von der Schiedsstelle bestätigt 
worden ist. 

Die eindeutige Begrenzung der durch das Initiativrecht 
geschaffenen -eigenständigen Wirkungsmöglichkeiten der 
Mitarbeitervertretung kann auch nicht mit der Anrufung des 
Rechtshofs überwunden werden. Denn dieser hat die vom 
MVG gezogenen Grenzen ebenso zu beachten wie die an 
dem mitarbeitervertretungsrechtlichen Verfahren Beteilig­
ten. Im übrigen entzieht sich die der Schiedsstelle nach § 45 
lli MVG allein obliegende Feststellung - wie schon darge­
legt- ihrem Wesen nach einer Umformung in eine gericht­
liche Verpflichtung. 

Schließlich ist zu beachten, daß das gerichtliche Verfah­
ren im Bereich des Personalvertretungsrechts - und ebenso 
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des kirchlichen Mitarbeitervertretungsrechts - stets nur der 
Klärung der Rechtslage dient und folglich allein zu deren 
Feststellung führen kann. Dies ist die Konsequenz daraus, 
daß das vertretungsrechtliche Mitbestimmungsverfahren 
seinem Wesen nach auf Einigung angelegt ist und nur in den 
vom Gesetz festgelegten Fällen die Entscheidung der pa­
ritätisch besetzten Einigungs- bzw. Schiedsstelle, nicht aber 
die gerichtliche Verpflichtung der Dienststelle zu einem 
bestimmten Verhalten zuläßt. Die Durchsetzung von Mit­
bestimmungsrechten mit Hilfe eines Gerichts ist dem Ver­
tretungsrecht fremd. 

Damit ist auch die von dem bekl. Amt befürchtete Diver­
genz gleichrangiger vollziehbarer Entscheidungen am Ende 
des mitarbeitervertretungsrechtlichen Verfahrens einerseits 
und eines von einem einzelnen Beschäftigten angestrengten 
gerichtlichen Verfahrens andererseits ausgeschlossen. Will 
sich ein Beschäftigter die ihm günstig erscheinende Fest­
stellung der Schiedsstelle zunutze machen, so muß er das in­
dividuell auf dem dafür gegebenen Rechtsweg tun. Dabei 
kann er sich zwar auf den Spruch der Schiedsstelle berufen; 
dieser .hat für das in dem Individualrechtsstreit entscheiden­
de Gerichtjedoch nur Tatbestandswirkung, nicht aber recht­
liche Verbindlichkeit. 

17. 

1. Die Verletzung der Schweigepflicht eines Mitarbeiter­
vertreters setzt neben den objektiven Gesichtspunkten ein 
schuldhaftes Verhalten voraus. 

2. Der im Kündigungsrecht geltende Grundsatz, nach 
dem vor der ultima ratio einer Kündigung eine Rüge oder 
Ahmahnung zu eifolgen hat, gilt beim Ausschluß eines Mit­
arbeitervertreters aus der Mitarbeitervertretung in gleicher 
Weise (Leitsätze der Redaktion). 

§§ 15 II, 27, 51 KG über die Mitarbeitervertretungen und den 
Schlichtungsausschuß in der Ev. Landeskirche in Baden (Mitarbei­
tervertretungsG- MVG -)vom 13. 4. 1989 (KGVB!. S. 175). 

Schlichtungsausschuß der Ev. Landeskirche in Baden, 
Beschluß vom 26. 2. 1992-45/91 -* 

Dte Mitarbeitervertretung (Antragstellerin - Ast. -) der 
... beantragte gern. § 15 II Nr. 6 MVG beim Schlichtungs­
ausschuß den Ausschluß des Mitarbeitervertreters X (An­
tragsgegner- Ag. -) aus der Mitarbeitervertretung, da er die 
ihm obliegende Verschwiegenheitspflicht verletzt habe. 

Aus den Gründen: 

II 

Der Antrag der Ast. ist statthaft und zulässig, § 15 II Nr. 6 
i. V. m. §51 I Nr. 2 MVG. Insbesondere hat die Ast. die in 
§ 15 II Nr. 6 MVG genannten Voraussetzungen des Antrags­
rechts (Beschluß von mindestens zwei Dritteln der Stimmen 
der anwesenden MAV-Mitglieder) nachgewiesen. 

Jedoch konnte dem Antrag in der Sache selbst nicht statt­
gegeben ':\'erden. Dies ergibt sich aus folgendem: 

1. Der Ast. ist voll darin zuzustimmen, daß die in § 27 
MVG normierte Verschwiegenheitspflicht eine der wichtig­
sten Grundlagen einer ordnungsgemäßen MAV-Tätigkeit 
darstellt. Die Vorschrift dient sowohl der Absicherung der 
berechtigten Interessen der Dienststelle an der vertraulichen 
Behandlung bestimmter Angelegenheiten wie auch- soweit 
es sich um Informationen hinsichtlich einzelner Personen 

*Auch abgedruckt in ZMV 3/1992, S. 120. 
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handelt - dem Schutz der Persönlichkeit der betroffenen 
Mitarbeiter (so zu Recht Duhnenkamp, Das Mitarbeiterver­
tretungsrecht im Bereich der Evangelischen Kirche, § 20 
Anm. 2; vgl. auch Fitting, Auffarth, Kaiser, Heither, Be­
triebsverfassungsgesetz, § 79, Rdnrn. 1 ff., mit zahlreichen 
weiteren Nachweisen). Insofern wäre auch sicherlich der 
Ag. verpflichtet gewesen, genauso wie die anderen MAV­
Mitglieder, die von Herrn Y in einer MAV-Sitzung Anfang 
... 1991 mitgeteilten Gerüchte in bezugauf die eventuellen 
Vertragsverletzungen des Gärtnermeisters Z vertraulich zu 
behandeln. 

2. Im vorliegenden Fall kann es letztendlich dahingestellt 
bleiben, ob der Ag. von den Umständen im Zusammenhang 
mit dem Schlachten der Schafe durch den Gärtnermeister Z 
parallel zu den Informationen in der MAV-Sitzung Anfang 
... 1991 auf Grund seiner dienstlichen Tätigkeiten und Ver­
pflichtungen Kenntnis erlangt hat. Die von den Beteiligten 
beantragte Zeugeneinvernahme brauchte aus Rechtsgrün­
den nicht vorgenommen zu werden. Denn auch dann, wenn 
unterstellt würde, daß der Ag. letztendlich die in § 27 MVG 
noimierte Schweigepflicht nicht in vollem Umfang berück­
sichtigt hätte, würde diese Mißachtung der Schweigepflicht 
im vorliegenden Fall nicht ausreichen, um den Ausschluß­
tatbestand i. S. v. § 15 li Nr. 6 MVG auszufüllen. Nach die­
ser Vorschrift ist der Ausschluß nur dann möglich, wenn 
eine »erhebliche« Verletzung der Pflichten des MAV-Mit­
glieds vorliegt. Die Verletzung der Schweigepflicht fällt 
zwar grundsätzlich durchaus unter den Begriff der »Verlet­
zung« i. S. v. § 15 li Nr. 6 MVG. Jedoch muß diese Verlet­
zung »erheblich« sein. Dies bedeutet, daß zu den objektiven 
Gesichtspunkten ein ID!Qjektives Moment hinzukommen 
muß (vgl. hierzu näher Lorenzen/Haas/Schmitt, Bundesper­
sonalvertretungsgesetz, § 28, Rdnr. 30). Es muß demnach 
jeder Einzelfall dahingehend geprüft werden, ob ein Schuld­
haftes Verhalten des Mitarbeitervertreters vorliegt (so zu 
Recht Lorenzen/Haas!Schmitt, aaO, Rdnr. 31). 

Unter Abwägung aller für und gegen den Ag. sprechen­
. den Gesichtspunkte kam der Schlichtungsausschuß zu der 
Überzeugung, daß der dem Ag. zu machende subjektive 
Schuldvorwurf im vorliegenden Fall nicht gegeben ist: 
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Zum einen war festzustellen, daß der Sachverhalt, um den 
es sich handelt, strafrechtlich relevant ist. Der Ag. mußte 
deshalb abwägen, ob nicht unter Umständen sogar eine Pflicht 
für ihn bestand, die von Herrn Z begangene evtl. strafrechtlich 
relevante Handlung der Dienststellenleitung anzuzeigen (vgl. 
hierzu näher Fitting!Auffarth!Kaiser/Heither, § 79, Rdnr. 5). 
Im Hinblick auf strafbare Handlungen hat auch das BVerfG 
den Betriebsratsmitgliedern kein auf ihr Amt bezogenes 
Zeugnisverweigerungsrecht und damit ein Recht, die 
Schweigepflicht einzuhalten, zuerkannt (BVerfG, 19. 1. 
1979, NJW 1979, 1286). Verstärkt wird diese Konfliktsitua­
tion, in der sich der Ag. befand, noch dadurch, daß er als 
Grundstücksverwalter dienstlich Kenntnis erlangt hatte, daß 
die Schafe im Bereich des Herrn Z erheblich dezimiert wor­
den waren. Schließlich ist es auch unstreitig, daß überall be­
reits Gerüchte schwirrten, die ein entsprechendes Vergehen 
des Herrn Z beinhalteten. So hatten auch entsprechende 
Feststellungen die Mitarbeiter des Herrn Z selbst, die für die 
Pflege und Fütterung der Schafe zuständig waren, gemacht. 
Auch hiervon hatte der Ag. Kenntnis erlangt. 

Wenn man darüber hinaus berücksichtigt, daß der Ag. seit 
1978, also 14 Jahre in Folge Mitglied der MAV ist, so mußte 
auf der subjektiven Seite festgestellt werden, daß die unter­
stellte Nichtbeachtung der Schweigepflicht i. S. d. § 27 MVG 
in keiner Relation. zu den von der Ast. gewünschten Folgen, 
nämlich dem Ausschluß des Ag. aus der Mitarbeitervertre­
tung, steht. Auch im Falle des § 15 II Nr. 6 MVG ist nach 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht sofort von der 
extremsten Maßnahme Gebrauch zu machen. Hier gelten 
die gleichen Grundsätze wie im Kündigungsrecht, wo eben­
falls vor der ultima ratio der Kündigung bzw. fristlosen 
Kündigung in entsprechenden Fällen eine Rüge oder Ab­
mahnung zu erfolgen hat. Auf diese Grundsätze legt 
gewöhnlich gerade die Mitarbeitervertretung bzw. der Be­
triebsrat großen Wert. Deshalb muß die MAV auch im um­
gekehrten Fall, wo sie der Meinung ist, daß ein MAV.­
Mitglied umgehend aus der MAV auszuschließen ist, d~ese 
allgemein gültigen Grundsätze beachten. 

Alles in allem sah deshalb der Schlichtungsausschuß im 
vorliegenden Fall noch keine Möglichkeit, den Ag. aus der 
MAV auszuschließen. 

Verschiedenes 

18. 

Religio~slehrer, Vokation 

1. Es widerspricht dem Übereinstimmungsgebot des Art. 
7 111 GG, wenn die Schulleitung einen Lehrer ohne kirchli­
che Bevollmächtigung als ev. Religionslehrer einsetzt. 

2. Durch die kirchliche Bevollmächtigung (Vokation) soll 
gewährleistet werden, daß der Bekenntnisinhalt der ev. Kir­
che Hauptgegenstand des ev. Religionsunterrichts bleibt. 

3. Ein Anspruch auf Erteilung der Vokation ergibt sich 
nicht dadurch, daß die Schulleitung einem Lehrer die Fach­
kompetenz bescheinigt (Leitsätze des Gerichts). 

Ziff. 3 S. 2 Vokalionsordnung der Lippischen Landeskirche vom 
2. 11. 1976 (GVBI. Bd. 6, S. 217); Ziff. 6 der Ausführungsbestim­
mungen zur Vokalionsordnung vom 2. 11. 1976 (GVBI. Bd. 6, 
S. 217); Art. 7 III GG. 

VG der Lippischen Landeskirche und der Ev.-ref. Kirche, 
Urteil vom 6. 10. 1988- 900-2113- (rechtskräftig) 

Mitgeteilt vom Gericht 

Der Kläger (Kl.), der keine staatliche Lehrbefähigung zur 
Erteilung von ev. Religionslehre erworben hat, unterrichtete 

seit 1977 an einer Hauptschule das Fach ev. Religion, ohne 
von der beklagten Landeskirche (Bekl.) die Vokation erhal­
ten zu haben. Die Bekl. teilte dem Kl. auf dessen Anmel­
dung zu einer Vakationstagung hin mit Bescheid vom ... 
1988 mit, daß sie die Vokation erst nach erfolgreichem 
Abschluß einer besonderen Neigungsfachausbildung als 
Ausnahme erteilen würde. Den dagegen gerichteten Wider­
spruch des Kl. vom ... 1988 wies die Bekl. am ... 1988 
zurück. Die am ... 1988 erhobene Klage war erfolglos, 

Aus den Gründen: 

Die Klage ist zulässig, denn der Kl. kann gegen die Ent­
scheidung der Bekl., ihm unbeschadet der Teilnahme an der 
Vakationsprüfung die Vokation zu verweigern, nach Ziff. 6 
der Ausführungsbestimmungen zur Vakationsordnung das 
Kirchliche Verwaltungsgericht anrufen. 

Die Klage ist jedoch unbegründet. 

Der Kl. hat keinen Anspruch, daß ihm ohne den Erwerb 
der staatlichen Lehrbefähigung für ev. Religionslehre und 
ohne Teilnahme an einer Neigungsausbildung die Vokation 
erteilt wird. 
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1. Die Vakationsordnung beruht auf dem Übereinstim­
mungsgebot des Art. 7 III S. 2 GG. Religionsunterricht ist in 
konfessioneller Posivität und Gebundenheit zu erteilen (vgl. 
dazu v. Drygalski, Die Einwirkungen der Kirchen auf den 
Religionsunterricht an öffentlichen Schulen, S. 62; Link, 
Religionsunterricht, in HdbSt KirchR, Bd. li, S. 503 ff.). 
Gegenstand des Religionsunterrichtes ist es, den Bekennt­
nisinhalt, nämlich die Glaubenssätze der Religionsgemein­
schaft, als bestehende Wahrheiten zu vermitteln. Dafür, wie 
dies zu geschehen hat, sind grundsätzlich die Vorstellungen 
der Kirchen über Inhalt und Ziel der Lehrveranstaltung 
maßgeblich. Die Ausrichtung des Religionsunterrichtes an 
den Glaubenssätzen der jeweiligen Konfession ist der un­
veränderliche Rahmen, den die Verfassung vorgibt (vgl. 
BVerfG, ZevKR 32 [1987] S. 677 [678]). 

2. Der Vakationsordnung liegt diese verfassungsrechtlich 
begründete konfessionelle Gebundenheit des Religionsun­
terrichtes zugrunde. Deshalb bedarf der Religionslehrer der 
kirchlichen Bevollmächtigung. Im Rahmen des Überein­
stimmungsgebotes übernimmt die ev. Kirche die Mitverant­
wortung für den Religionsunterricht durch Erteilung der Vo­
kation. 

Durch die Vokation soll gewährleistet werden, daß der 
Bekenntnisinhalt der. ev. Kirche Hauptgegenstand des ev. 
Religionsunterrichtes bleibt und der Unterricht sich nicht 
auf eine überkonfessionelle, vergleichende Betrachtung 
religiöser Lehren, bloße Morallehre, Sittenunterricht, Reli­
gionskunde oder Bibelgeschichte beschränkt. 

Lehrkräfte, die die staatliche Lehrbefähigung für das 
Fach Religionslehre erworben haben und der ev. Kirche an­
gehören, bieten in der Regel die Gewähr, daß der Religions­
unterricht in der von den ev. Kirchen gewünschten Form er­
teilt wird. Der Kl. gehört nicht zu diesem Personenkreis, 
denn er besitzt nicht die staatliche Lehrbefähigung für das 
Fach Religion. 
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3. Nach Ziff. 3 Satz 2 der Vakationsordnung kann die Be­
kl. auch anderen Personen die Vokation erteilen. Die Bekl. 
macht die Erteilung der Vokation an Personen, die die staat­
liche Lehrbefähigung nicht besitzen, von der Teilnahme an 
einer Neigungsfachausbildung abhängig. Dies ist sachge­
recht, denn die verfassungsrechtliche Gebundenheit des Re­
ligionsunterrichtes verpflichtet die Bekl., sich von Eignung 
und Bereitschaft der Lehrkräfte, den Unterricht auf Grund­
lage ihrer Glaubenssätze zu erteilen, zu überzeugen. Die 
Kirchenleitung der Bekl. würde ihre Pflichten verletzen, 
wenn sie Lehrkräften, die dazu nicht bereit sind, die Voka­
tion erteilt. Da der Kl. an einer Neigungsfachausbildung 
nicht teilgenommen hat oder dieses ablehnt, kann ihm auch 
auf Grund Ausnahmeregelung der Ziff. 3 S. 2 der Vaka­
tionsordnung die Vokation nicht erteilt werden. 

4. Der Kl. kam} auch einen Anspruch auf Erteilung der 
Vokation nicht daraus herleiten, daß ihm die Schulleitung 
nach langjährigem Unterricht die Fachkompetenz beschei­
nigt habe. Die Vakationsordnung sieht eine Verpflichtung 
der Bekl., bei nachgewiesener Fachkompetenz durch die 
Schulbehörde die Vokation zu erteilen, nicht vor. Darüber 
hinaus ist festzustellen, daß der Kl. dem Übereinstimmungs­
gebot des Art. 7 III S. 2 GG zuwider seit Jahren ev. Religion 
an der Hauptschule unterrichtet. Aus dieser verfassungs­
rechtlich nicht gedeckten faktischen Unterrichtssituation 
kann. er einen Anspruch auf Erteilung der Vokation nicht 
herleiten. Vielmehr wäre es Sache der Bekl. gewesen, dem 
Übereinstimmungsgebot im Falle des Kl. Nachdruck zu ver­
leihen und darauf hinzuwirken, daß der Kl. die Voraussetc 
zungen der Erteilung der Vokation durch Teilnahme an einer 
Neigungsfachausbildung oder Erwerb der staatlichen Lehr­
befähigung schafft. 

Nach alledem hat der Kl., wie beantragt, keinen An­
spruch auf Zulassung zur Vokation. 

Abkürzungen 

ABl. Amtsblatt LAG Landesarbeitsgericht 

AG Amtsgericht VELKD = Vereinigte Evangelisch-Lutherische 

ArbG Arbeitsgericht Kirche Deutschlands 

BVerfG :;:: Bundesverfassungsgericht VG Verwaltungsgericht · 

BVerwG = Bundesverwaltungsgericht VGH Verwaltungsgerichtshof 

EKD = Evangelische Kirche in Deutschland VK Verwaltungskammer 

EKU Evangelische Kirche der Union VuVG Verfassungs- und Verwaltungsgericht 

KABL Landeskirchliches Amtsblatt ZevKR Zeitschrift für evangelisches Kirchenrecht 

KirchE Entscheidungen in Kirchensachen 



Seite 32 RECHTSPRECHUNG 

INHALTS VERZEICHNIS 

Kirchenordnung (Verfassung), Gemeinden und höhere Verbände, kirchliches Mitgliedschaftsrecht, Patronatsrecht 

Presbyterium, Auflösung 

Yerwaltungskammer der Ev. Kirche im Rheinland, Urteil vom 16. 11. 1992- VK 311992- .. .. ............ .... .. .. S. 2 

Kirchlicher Dienst, Vorbildung, Rechtsverhältnisse, Versorgung, Dienststrafrecht 

Hilfsdienst, Nichtaufnahme 

Rechtshof der Konföderation ev. Kirchen in Niedersachsen, Urteilvom 6. 3. 1992- Konf R 6/91-
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